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An immer neue Meldungen über die Folgen 
des Klimawandels haben wir uns fast schon 

gewöhnt. Und dennoch – je mehr sich anfäng-
lich als überzogen abgetane Prognosen zu be-
wahrheiten scheinen, desto stärker rückt auch 
die weltweite Klimakrise ins Bewusstsein eines 
jeden Einzelnen. Der Sommer 2010 hat dabei 
eindrücklich vor Augen geführt, an welche Art 
von Meldungen wir uns auch in Zukunft werden 
gewöhnen müssen. Extreme Hitze im Juli, Dürre 
und Trockenheit in Russland sowie Unwetter und 
Überschwemmungen in Polen, Tschechien und 
Deutschland führen auch uns die Folgen immer 
deutlicher vor Augen. Und dennoch dominieren 
die Bilder vom Jahrhunderthochwasser in Pa-
kistan, wo der Monsun weite Teile des Landes 
unter Wasser gesetzt hat. Gleichzeitig hatte das 
benachbarte Indien mit einer Dürre zu kämpfen. 
Ähnliche Meldungen gibt es jedes Jahr aus un-
terschiedlichen Teilen der Welt, und immer wird 
deutlich: Das Ausmaß der Katastrophen ist in 
den Entwicklungsländern sehr viel gravierender 
als bei uns. Sie leiden sehr viel stärker unter den 
Folgen des Klimawandels. 

 Weniger präsent in unseren Medien waren 
hingegen die Folgen der Nahrungsmittelkrise 
für die Entwicklungsländer in den Jahren 2007 
und 2008. Zwar war auch im Geldbeutel der 
Europäer zu spüren, dass die Weltmarktpreise 
für Energie und Nahrungsmittel dramatisch an-
gestiegen waren, für die Armen aber, die sehr 
viel mehr ihres Einkommens für Energie und 
Nahrungsmittel ausgeben müssen, deren Län-
der oft von Nahrungsmittelimporten abhängen 
und die Endpreise stärker von den Weltmarkt-
preisen, war die Belastung deutlich spürbarer. 
Hier waren auch die Staatshaushalte der Länder 
stärker betroffen, weil die Importrechnungen für 
Nahrungsmittel und Rohstoffe dramatisch an-
stiegen. In der Tendenz dürfte das aufgrund von 
Bevölkerungswachstum und klimatischen Ver-
änderungen auch in der Zukunft der Fall sein. 
Der dramatische Preisanstieg im Jahr 2008 wird 
aber auch auf spekulative Machenschaften zu-
rückgeführt. 

 Diese wiederum sind ein Bestandteil der Fi-
nanzmarktkrise, die die Nachrichten überall auf 
der Welt noch immer dominiert. Dachte man 

1. Einleitung

1. Einleitung

Mikrofi nanzprojekt in Tansania, Foto: Christof Krackhardt
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Symbole für die acht zu erreichenden MDG,
Quelle: www.mdgmonitor.de

anfangs noch, dass gerade die ärmsten Länder 
von ihr nur wenig betroffen sein würden, weil 
sie weniger an internationale Finanzmärkte an-
geschlossen sind, wurde bald deutlich, dass in 
einer globalisierten Welt über indirekte Wege 
kein Land verschont bleiben würde. Im Gegen-
teil: auch hier sind die Folgen für die Menschen 
oft sehr viel dramatischer, da es keine oder nur 
sehr schwache soziale Netze gibt. Zudem sind 
die Länder nicht in der Lage, so umfangreiche 
Konjunkturpakete aufzulegen, wie der Norden. 
Notwendige Einschränkungen können hier be-
reits zu Mangelernährung führen oder dazu, 
dass Kinder von der Schule genommen werden. 

 Verschiedene Länder sind je nach Lage, Wirt-
schaftsstruktur und Entwicklungsstand unter-
schiedlich von den einzelnen Krisen betroffen. 
Erdöl- oder Nahrungsmittelexporteure konnten 
von den Preisanstiegen teilweise profi tieren, lit-
ten in der Finanzmarktkrise aber entsprechend 
auch von dem Preisverfall. Auch sind die Länder 
von den verschiedenen Auswirkungen des Kli-
mawandels sehr unterschiedlich betroffen, oder 
tragen auch unterschiedlich dazu bei. 

 Für alle drei Krisen sind die Kosten für die 
Entwicklungsländer ein wichtiger Faktor, denn 
sie sind ungerecht verteilt. Während bis zu ei-
nem bestimmten Grad einige Länder, vorrangig 
im Norden, von einem Temperaturanstieg sogar 
noch profi tieren können, sind die Erderwär-
mung und all die sie begleitenden Auswirkungen 
für die meisten Entwicklungsländer mit hohen 
Anpassungskosten verbunden. Und obwohl sie 
so gut wie nichts zum Klimawandel beigetragen 
haben, werden sie schon sehr bald einen Beitrag 
zur Eindämmung desselben leisten müssen, was 
ebenfalls mit Kosten verbunden ist. Auch der 
Preisanstieg für Nahrungsmittel und Rohstoffe 
hat in vielen Ländern den Staatshaushalt stark 
belastet, teilweise mussten zur Deckung der Im-
porte sogar neue Kredite aufgenommen werden. 
Ebenso hat die Finanzmarktkrise sowohl auf der 
Einnahmen- als auch auf der Ausgabenseite gro-
ße Löcher in die Haushalte vieler Entwicklungs-
länder gerissen. 

 Vor allem aber bedeuten alle drei Krisen eine 
ernsthafte Gefahr für die Erreichung der Millen-
nium-Entwicklungsziele (MDG). Denn alle drei 
Krisen treffen die Armen besonders stark und 
können so – oder haben bereits – die Zahl der 
Armen sogar noch erhöhen. Wenn die Länder 
mit zusätzlichen Kosten zur Anpassung oder Ab-

federung solcher Krisen konfrontiert sind, brau-
chen sie auch neue Finanzierungsmöglichkeiten. 
Zusätzliche Kreditaufnahme ist dabei für die 
ärmsten Länder keine Alternative, denn sie ha-
ben trotz vergangener Entschuldungsmaßnah-
men vielfach noch immer eine hohe Schulden-
last. Eine Sparpolitik wäre angesichts der großen 
Herausforderungen in der Armutsbekämpfung 
mit einer Kapitulation vor den MDG gleichzuset-
zen. 

 Die vorliegende Studie analysiert die Auswir-
kungen der drei großen globalen Krisen unserer 
Zeit auf die Entwicklungsländer und berücksich-
tigt vor allem die anfallenden Kosten mit Blick 
auf eine armutsorientierte Abfederung der Kri-
sen. Einige Länderbeispiele sollen uns dabei 
durch die Broschüre begleiten und die unter-
schiedlichen Voraussetzungen und Ansätze der 
einzelnen Länder darstellen: Bangladesch, In-
donesien, Äthiopien, Ghana und Ecuador. Die 
Summe aller Kosten scheint auf den ersten Blick 
nicht fi nanzierbar. In einem abschließenden Ka-
pitel werden jedoch auch Möglichkeiten aufge-
zeigt, wie innovative Instrumente teilweise sogar 
weit mehr Gelder bereitstellen könnten, wenn 
die Politik den entsprechenden Mut aufbringt, 
bereits diskutierte oder existierende Instrumente 
umzusetzen oder auszuweiten.

1. Einleitung

Hunger und extreme Armut
beseitigen

Grundschulbildung für alle Kinder

Gleichstellung und stärkere
Beteiligung von Frauen

Kindersterblichkeit verringern

Die Gesundheit von Müttern
verbessern

HIV/Aids, Malaria und andere
Krankheiten bekämpfen

Nachhaltigen Umgang
mit der Umwelt sichern

Aufbau einer weltweiten
Partnerschaft und Entwicklung
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Der voranschreitende Klimawandel scheint die 
Krise zu sein, die mittel- und langfristig die 

größten Herausforderungen für eine erfolgrei-
che Armutsbekämpfung weltweit darstellt. Dass 
die Erderwärmung stattfi ndet, sich sogar immer 
weiter beschleunigt und dass die globale Erwär-
mung zu einem großen Teil vom Menschen ver-
ursacht wird, ist weitgehend unumstritten. Auch 
ist bekannt, dass das Thema uns aufgrund der 
so genannten Trägheit des Klimawandels noch 
lange beschäftigen wird: Treibhausgase, die in 
die Atmosphäre emittiert werden, verbleiben 
dort lange Zeit. Auswirkungen heutiger Emissio-
nen sind daher nicht mehr zu verhindern, selbst 
wenn wir morgen umfassende Klimaschutzmaß-
nahmen einleiten würden. Sie treten lediglich 
mit zeitlicher Verzögerung ein.

 Die Auswirkungen des Klimawandels sind 
weltweit zu spüren. Hitzesommer, milde Winter 
veränderte Niederschlagsmuster und vermehr-
te Starkregenfälle sind mögliche Auswirkungen 
bei uns. In den Ländern des Südens sind ähn-
liche Auswirkungen oft weitaus bedrohlicher. 
Überschwemmungen, Dürreperioden und un-
berechenbare Niederschlagsmuster sind hier 
oft existenzbedrohend, denn hiervon sind die 
Ärmsten besonders betroffen und angepasste 

Infrastruktur oft Mangelware. Wenn Regenfälle 
ausbleiben oder unberechenbar werden, kann 
das für die Menschen in diesen Regionen schnell 
lebensbedrohlich werden. Sie verfügen auch 
nicht über die notwendigen Ersparnisse, die sie 
über eine Durststrecke retten könnten, und sie 
können meist keine Versicherungen gegen sol-
che Ereignisse abschließen.
 Gerade in den Entwicklungsländern müssen 
sich viele Menschen bereits heute an den Klima-
wandel anpassen und sich auf neue Wetterphä-
nomene, Überschwemmungen oder Stürme 
einstellen. Das erfordert eine ganze Reihe von 
Anpassungsmaßnahmen nicht nur seitens der 
Menschen sondern auch mit Unterstützung der 
Nationalstaaten.
 Aber nicht nur das: So ungerecht es klingen 
mag: Für den Süden bleibt kaum noch ökologi-
scher Spielraum übrig, sich auf die gleiche Wei-
se zu entwickeln, wie es der Norden getan hat. 
Schon sehr bald werden sich die Entwicklungs-
länder sogar an den weltweiten Reduktionsbe-
mühungen für Treibhausgase beteiligen müssen. 
Das bedeutet, dass sie einen anderen als den fos-
silen Entwicklungspfad einschlagen müssen, was 
die Beschaffung oder Produktion moderner und 
alternativer Technologien erforderlich macht.

2. Die Klimakrise

Sambia: Der zu früh eintretende Regen hat die Ernte eines gesamten Jahres zerstört,
Foto: James Oatway / Oxfam

2. Die Klimakrise
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Die Auswirkungen des Klimawandels und 
ihre Wechselwirkungen mit den Bemühun-

gen um Armutsbekämpfung und nachhaltige 
Entwicklung werden auch die Debatten um die 
Entwicklungszusammenarbeit und die Errei-
chung und vor allem den Erhalt der MDG mehr 
und mehr bestimmen. Überschwemmungen 
und Dürren, extreme Wetterereignisse, Stürme 
und der Anstieg des Meeresspiegels, all das birgt 
große Gefahren, bisherige Bemühungen bei 
der Armutsbekämpfung zunichte zu machen. 
Wassermangel, massive Einbrüche bei der Er-
nährungssicherung, zerstörte Infrastruktur und 
die Zunahme von bestimmten übertragbaren 
Krankheiten stellen vor allem auch für die Zeit 
nach 2015 eine große Gefahr für den Erhalt des 
bis dahin Erreichten dar.1

Meeresspiegelanstieg
und Eisschmelze

Der Weltklimarat geht für dieses Jahrhundert 
von einem Anstieg des Meeresspiegels von min-
destens 18–59 cm aus.2 Dieser könnte aber auch 
deutlich höher ausfallen, da hier nur die ther-
mische Ausdehnung des Wassers aufgrund der 
Erderwärmung eingerechnet ist,3 nicht aber der 
Beitrag der schmelzenden Eismassen. Aufgrund 
der weltweiten Erderwärmung schmelzen große 
Landeisfl ächen, wie das grönländische und das 
antarktische Eisschild zunehmend ab. Da hier 
riesige Wassermengen gespeichert sind, hat dies 
einen Anstieg des Meeresspiegels zur Folge, des-
sen mögliches Ausmaß allerdings noch nicht voll 
erfasst ist. Andere Prognosen gehen entspre-
chend weit über die Schätzung des Weltklimara-
tes hinaus. Ein beschleunigtes Abschmelzen des 
grönländischen und antarktischen Eisschildes, 
das bereits beobachtet wird, könnte diese um ein 
Vielfaches übertreffen.4

 Ein Anstieg um einen Meter bis zum Jahr 2100 
liegt also durchaus im Bereich des Möglichen. 
Davon wären immerhin 60 Mio. Menschen und 
200 Mrd. US-Dollar an Vermögenswerten allein 
in den Entwicklungsländern gefährdet,5 da sie in 
dann überschwemmten oder gefährdeten Ge-
bieten leben. Küstennahe Megastädte, vornehm-
lich in Asien, sind davon ebenso betroffen wie 

kleine Inselstaaten mit ihren proportional hohen 
Anteilen an Küstenregionen. In Bangladesch mit 
seinen großen und fl achen Küstengebieten sind 
die Auswirkungen besonders dramatisch (vgl. 
Kasten).

 Auch die sehr viel kleineren Gletschergebie-
te, die in vielen Regionen als zentrale Süßwas-
serreservoirs dienen, sind besonders anfällig 
für Temperaturveränderungen. Die Flüsse, die 
aus diesen Gletschern, etwa im Himalaya oder 
in den Anden, gespeist werden, versorgen viele 
Millionen Menschen mit dem nötigen Süßwasser 
und könnten langfristig immer weiter austrock-
nen. Zunehmende Wasserknappheit, sowohl als 
Trinkwasser als auch in der Landwirtschaft wäre 
die Folge. Beim gegenwärtigen Trend könnten 
die Gletscher des Himalayas bis 2100 ganz ver-
schwunden sein. In den Anden könnten viele der 
niedriger gelegenen Gletscher bereits in zehn 
Jahren nicht mehr existieren.6

Ernährungs(un)sicherheit

Niederschlagsmuster werden sich verändern und 
Niederschläge gehen voraussichtlich vor allem in 
den Subtropen und in ohnehin schon trockenen 
Gebieten weiter zurück. Besonders betroffen ist 
hier Afrika südlich der Sahara, eine der ärmsten 
Regionen der Welt, wo die Menschen zudem be-
sonders stark von berechenbaren Regenfällen 
abhängen. Die wachsende Bevölkerung, die zu-
nehmende Industrialisierung und das wirtschaft-
liche Wachstum erhöhen auf der anderen Seite 
die Nachfrage nach Wasser, wodurch sich auch 

2. Die Klimakrise

2.1 Auswirkungen des Klimawandels

1 Für eine ausführlichere Darstellung der Auswirkungen der Kli-
makrise auf die Entwicklungsländer vgl.: Knoke (2009) oder 
Germanwatch (2008).

2 Vgl.: IPCC (2007).
3 Wenn sich die Ozeane durch den globalen Temperaturanstieg 

nach und nach auch in tieferen Schichten erwärmen, wird 
sich auch das Wasser weiter ausdehnen und so zum Anstieg 
des Meeresspiegels weiter beitragen. Wegen der thermischen 
Trägheit wird eine solche Ausdehnung des Wassers noch über 
Jahrhunderte nachwirken.

4 Auf dem Höhepunkt der letzten Kaltzeit vor etwa 20.000 bis 
25.000 Jahren war es global gesehen etwa 5 Grad kälter und 
der Meeresspiegel lag 120 Meter niedriger als heute.

5 Vgl. Weltbank (2009a).
6 Vgl. IPCC (2007).
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2. Die Klimakrise

Beispiel Bangladesch: Land unter
Die Hochwasserkatastrophe, die Bangladesch 
im Juni 2004 heimsuchte, kostete Hunderte 
von Menschen das Leben und Millionen wei-
tere verloren ihre Heimat. Auslöser für diese 
Überschwemmungen waren außergewöhnlich 
schwere Monsunregen, die Bangladesch im-
mer regelmäßiger ereilen, zuletzt wieder im 
Jahr 2007, als erneut Hunderte Todesopfer zu 
beklagen waren. Sie stellen das Land vor im-
mer größere Herausforderungen.

 Bangladesch, das sich durch die weltweit 
größte Bevölkerungsdichte auszeichnet, ist um-
geben von Wasser. Nicht nur, dass sich ein gro-

ßer Teil des Landes im Mündungsbereich der 
drei großen Flüsse Brahmaputra, Ganges und 
Meghna befi ndet, in den Küstenregionen leben 
zudem 35 Mio. Menschen, das sind 28 % der 
gesamten Bevölkerung. Mehr als 33 % des Lan-
des liegen nur bis zu fünf Meter über dem Mee-
resspiegel. Dass Bangladesch stark betroffen ist 
von den Auswirkungen des Klimawandels liegt 
auf der Hand (vgl. Abbildung 1). In den letz-
ten Jahren kam es vermehrt zu einer Zunahme 
der Stärke und Häufi gkeit des Monsunregens, 
zu stärkeren Überschwemmungen, Versalzung 
des Bodens, Erosionen, und Wirbelstürmen.

Abbildung 1:
Bedrohung durch steigende Meeresspiegel

 Der zunehmende Anstieg des Meeresspie-
gels stellt damit eine existenzielle Bedrohung 
für die Bevölkerung dar. Wenn der Meeresspie-
gel über einen Meter ansteigt, verschwänden 
18 % der Landfl äche unter dem Wasser. 11 % 
der Bevölkerung (rund 17 Mio. Menschen) wä-
ren davon direkt betroffen. Da sich durch den 
Anstieg des Meeresspiegels auch der Wasser-

stand der Flüsse verändert, könnten insgesamt 
70 Mio. Menschen betroffen sein.

 Durch den Anstieg des Meeresspiegels er-
höht sich als Folge der Überschwemmungen 
auch der Salzgehalt im Boden, was wiederum 
die landwirtschaftlichen Nutzfl ächen unbrauch-
bar macht und damit enorme Auswirkungen 
auf die schon jetzt schwierige Ernährungssitu-
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Konfl ikte um die immer wertvoller werdende 
Ressource Wasser verschärfen können.

 Veränderte Niederschlagsmuster, gehäufte 
Dürreperioden, Starkniederschläge oder Stür-
me, höhere Temperaturen und zunehmender 
Wassermangel haben dramatische Auswirkun-
gen auf die landwirtschaftliche Produktion und 
die Ernährungssicherheit gerade in den Regio-
nen, in denen die Armut heute schon am größ-
ten ist. Die meisten armen Menschen leben auf 
dem Land und sind direkt abhängig von der 
Land- oder Viehwirtschaft. Sie wird der Rück-
gang der landwirtschaftlichen Produktion am 
härtesten treffen. In Afrika südlich der Sahara 
könnten die Erträge aus dem Regenfeldbau in 
den Jahren zwischen 2000 und 2020 um bis zu 
50 % sinken.7 Aber auch Süd- und Süd-Ostasien 
und weite Teile Lateinamerikas sind davon be-
troffen.

 Gleichzeitig haben die stetig wachsende Welt-
bevölkerung, der wachsende Wohlstand in ei-
nigen Entwicklungsregionen und die damit ein-
hergehende Erhöhung des Fleischkonsums den 
Effekt einer deutlich steigenden Nachfrage nach 
Nahrungsmitteln (vgl. Kapitel 3.1). Die Zahl der-
jenigen, die zusätzlich von Hunger bedroht sind, 
könnte bis ins Jahr 2080 um 600 Mio. Menschen 
steigen.8

Klimakatastrophen
und Gesundheit

In den vergangenen Jahrzehnten konnte nicht 
nur eine Zunahme extremer oder unberechen-
barer Wetterereignisse, wie Dürren und Über-
schwemmungen beobachtet werden. Auch tro-
pische Stürme haben sowohl an Häufi gkeit als 
auch an Intensität zugenommen. Diese Zunahme 
kann zwar nicht monokausal auf den Klimawan-
del zurückgeführt werden, es gibt aber systemi-
sche Bedingungen, die die Wahrscheinlichkeit 
extremer Wettereignisse erhöhen und die durch 
den Klimawandel begünstigt werden. Die Erwär-
mung der Ozeane gilt beispielsweise als ein Fak-
tor dafür, dass tropische Stürme an Häufi gkeit 
und Intensität zunehmen.

 Auch hier trifft es arme Menschen besonders 
häufi g, unter anderem deshalb, weil sie sich häu-
fi ger in besonders betroffenen Gebieten ansie-
deln, z.B. an Berghängen und Flussläufen oder 
in dürreanfälligen Regionen. Insgesamt war in 
den Jahren zwischen 2000 und 2004 einer von 
19 Menschen in Entwicklungsländern von einer 
Naturkatastrophe betroffen, aber nur einer von 
1.500 Menschen in Industrienationen.9

 Schließlich werden sich vor allem durch den 
Anstieg der Temperaturen einige tropische 
Krankheiten weiter ausbreiten. Durch Mücken 
übertragene Krankheiten wie Malaria oder das 
Dengue-Fieber werden sich in Zukunft auch auf 
höhere Lagen erstrecken. Auch Durchfallerkran-
kungen und Cholera-Epidemien fi nden güns-
tigere Voraussetzungen. Insbesondere in den 
armen Ländern, wo die Gesundheitsversorgung 
und die hygienischen Standards schlecht sind, 
bedeutet das eine akute Gefahr und ein steigen-
des Erkrankungsrisiko.

2. Die Klimakrise

ation der Menschen in Bangladesch hat. Des 
Weiteren sind auch wichtige Ökosysteme wie 
die Mangrovenwälder in den Sundarbans stark 
gefährdet. Auf das von den Vereinten Nationen 
(UN) deklarierte Weltnaturerbe sind mehr als 
2 Mio. Menschen in Bangladesch angewiesen. 
Auch die Gesundheitssituation wird sich durch 
die Überschwemmungen verschlechtern, es ist 
davon auszugehen, dass Erkrankungen durch 
Epidemien wie Cholera oder Tropenkrankhei-
ten wir Malaria signifi kant ansteigen.

 Dabei steht der Anteil der in Bangladesch le-
benden Menschen am Klimawandel in keinem 
Verhältnis zum Ausmaß der Folgen. Die Be-
völkerung stößt pro Kopf nur 0,29 Tonnen an 
CO2 aus, verglichen mit 9,8 Tonnen der ausge-
stoßenen Emissionen pro Kopf beispielsweise 
in Deutschland, ist dies verschwindend gering 
(vgl. auch Abbildung 2).

Quellen: COAST (2007), UNDP (2007).

7 Vgl. IPCC (2007).
8 Vgl. UNDP (2007).
9 Vgl. UNDP (2007).
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Äthiopien zählt zu den ärmsten Ländern der 
Welt. Trotz Fortschritten bei der Hungerbe-
kämpfung belegte das Land im Jahr 2009 Platz 
79 von 84 auf dem Welthungerindex. Dürren 
hat es am Horn von Afrika immer gegeben, 
durch den Klimawandel kommen sie heute je-
doch häufi ger und dauern länger. Kamen sie 
früher alle drei bis vier Jahre, kann es heute 
drei oder vier aufeinanderfolgende Jahre ge-
ben, in denen eine länger dauernde Dürre die 
Ernte vernichtet. Als Folge versteppen ganze 
Täler und Regionen und vormals fruchtba-
res Land verendet durch das Wegbleiben von 
Regen zu unbrauchbarer Fläche und bedroht 
die Existenzgrundlage vieler Menschen. Auch 
Überfl utungen treten vermehrt auf.
 Dies hat auch Folgen für die Ernährungs-
sicherung. Die Landwirtschaft als wichtigster 
Pfeiler der äthiopischen Wirtschaft macht 50 % 
des gesamten Bruttoinlandsproduktes aus, und 
ist für die Beschäftigung von 85 % der Bevöl-

kerung ausschlaggebend. Als wichtigster Liefe-
rant von Nahrungsmitteln wird die äthiopische 
Landwirtschaft zum Hauptteil von Kleinbäue-
rinnen und -bauern getragen und basiert auf 
dem so genannten Regenfeldbau, der stark ab-
hängig ist von klimatischen Bedingungen und 
anfällig für Wetterschwankungen und Extreme. 
So stürzen zunehmende Dürreperioden Millio-
nen von Menschen erneut in Hunger.
 Äthiopien, das in den letzten Jahren einen 
enormen Fortschritt im Hinblick auf Armutsbe-
kämpfung und MDGs gemacht hat, wird durch 
die Wetterextreme zurückgeworfen und gerät 

erneut in Abhängigkeit von externer Hilfe. Als 
2009 eines der heißesten Jahre ins Land zieht 
und das Horn von Afrika erneut eine Dürreperi-
ode erleidet, hungern rund 6,2 Mio. Menschen 
in Äthiopien. Die Regierung musste um inter-
nationale Unterstützung und Nahrungsmittel-
hilfen bitten.

 Mit relativ einfachen Mitteln können einige 
Erfolge in der Anpassung an den Klimawan-
del, der Ernährungssicherung und damit in der 
Armutsbekämpfung erreicht werden. Dämme 
und Teiche an Hängen werden gebaut, um das 
karge Regenwasser aufzufangen und zu sam-
meln, Berghänge können so wieder bepfl anzt 
werden. Das erfordert jedoch eine gezielte Po-
litik und Finanzhilfen aus dem Ausland.

 Die äthiopische Regierung steht jedoch auch 
unter einem anderen Zwang. Sie muss Devisen 
erwirtschaften und die Haushaltslage sanieren. 
Daher setzt sie stark auf die Exportförderung, 

was teilweise zu Lasten der Ernährungssiche-
rung und der Förderung der Nahrungsmittel-
produktion geht. So ist Äthiopien beispiels-
weise zweitgrößter Blumenproduzent Afrikas. 
Auch der Anbau von Agrospritpfl anzen (vgl. 
Kap. 3.1) gewinnt an Bedeutung. Als Folge wer-
den Kleinbäuerinnen und -bauern von ihrem 
Land vertrieben oder zum Verkauf ihrer Parzel-
len gedrängt.

Quellen: Grebmer et.al. (2009),
Deutsche Welle (2009).

2. Die Klimakrise

Beispiel Äthiopien: Klimawandel und Ernährungssicherung
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Heute besteht weitgehend Einigkeit darüber, 
dass der Klimawandel primär vom Men-

schen gemacht ist (anthropogener Klimawan-
del). Die Ursachen für unseren Klimawandel 
liegen auf der Hand: Wir – insbesondere im Nor-
den – verbrauchen zu viel und vor allem zu viel 
fossile Brennstoffe. Über viele Jahrzehnte haben 
wir unser hohes Wohlstandsniveau über ein in-
dustrielles Entwicklungsmodell geschaffen, das 
überwiegend auf fossile Energieträger setzt und 
viel mehr Ressourcen verbraucht als die Erde 
uns eigentlich zur Verfügung stellt.

 In Deutschland verbrauchen wir derzeit etwa 
viermal so viel wie uns eigentlich zur Verfügung 
stünde, wenn alle Menschen gleich viel Emissio-
nen in die Atmosphäre abgäben, die Erde aber 
gleichzeitig nicht über Gebühr belastet werden 
dürfte. Diese Überbeanspruchung lässt sich 
überhaupt nur halten, weil weite Teile des Sü-
dens weit unter diesem Durchschnitt liegen und 
auch weit unter dem, was die Erde auch langfris-
tig verkraften kann. Dennoch lag der Verbrauch 
2004 im Weltdurchschnitt bei 4,5 Tonnen CO2 
pro Kopf. Das ist bereits das Doppelte von dem, 
was die Erde langfristig verkraften kann (vgl. Ab-
bildung 2). Ein Bangladescher verbraucht bei-
spielsweise im Durchschnitt nur 0,3t CO2, eine 

Brasilianerin, die immerhin in einem aufstreben-
den Schwellenland lebt, auch nur 1,8t10.

 Gerade hier gibt es aber aufgrund des niedri-
gen Entwicklungsstandes einen enormen Nach-
holbedarf. Der Kollaps der Erde ließe nicht lange 
auf sich warten, wenn unser Entwicklungsmodell 
und die dazugehörige Energiestruktur von den 
Entwicklungsländern übernommen würden. 
Daher müssen wir nicht nur unseren Ausstoß 
an CO2 massiv reduzieren,11 sondern vor allem 
alternative Entwicklungsmodelle mit nachhalti-
gen Energiemustern für uns und für die teilweise 
schnell wachsenden Entwicklungs- und Schwel-
lenländer entwickeln und diese weltweit zur 
Anwendung kommen lassen. Schon jetzt mel-
den einige bevölkerungsreiche, aufstrebende 
Schwellenländer, allen voran China und Indien, 
ihr Recht auf Energiekonsum ein.

 Dabei entsteht überall auf der Welt eine neue 
Verbraucherklasse, die einem mehr oder weni-
ger einheitlichen Bild entspricht: Ihr Lebensstil ist 
von einer globalisierten Welt geprägt, in der das 

2. Die Klimakrise

2.2 Ist unser Entwicklungsmodell tragfähig?

Abbildung 2:
Pro-Kopf-Emissionen ausgewählter Länder (in t CO2, 2004)

Quelle: Eigene Darstellung nach UNDP, 2007
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10 Vgl. UNDP (2007).
11 Derzeit gehen Wissenschaftler davon aus, dass in den Industrie-

nationen bis 2050 etwa 90 % eingespart werden müssten.
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2. Die Klimakrise

Nur ein kooperierendes Miteinander der in-
ternationalen Staatengemeinschaft, in der alle 
Staaten ihre Entwicklung dem gemeinsamen 
Kampf gegen die Erderwärmung anpassen, 
kann den Klimawandel noch eindämmen. Doch 
nationale Interessen und die gegenwärtigen 
Abhängigkeiten von CO2-intensiven Entwick-
lungspfaden scheinen diese notwendige Koope-
ration immer wieder zu verhindern. Diese Ent-
wicklungen geschehen in einer Zeit, in der sich 
das Weltgefüge mit den aufsteigenden großen 
Mächten China, Indien und Brasilien von einer 
unipolaren zu einer multipolaren Weltordnung 
mit entsprechenden Machtverschiebungen ver-
ändert. Globale Rahmenbedingungen werden 
sich verändern und viel hängt davon ab, wie die 
etablierten Mächte, vor allem die USA auf diese 
Machtverschiebungen reagieren werden.

 Der Mangel an Süßwasser und der drohen-
de Rückgang der Nahrungsmittelproduktion in 
vielen Regionen, die Zunahme extremer Wet-
terereignisse und damit verbundene umwelt-
bedingte Migrationsströme stellen Situationen 
dar, die zu einer Zunahme von Verteilungs-

problemen und Konfl ikten beitragen können. 
Weitere Einfl ussfaktoren, wie eine stetig wach-
sende Bevölkerung mit steigendem Lebens-
standard oder eine zunehmende Urbanisierung 
und Ressourcenknappheit kommen hinzu und 
können so bereits bestehende ethnische oder 
Verteilungskonfl ikte verstärken. Der Klimawan-
del könnte dann als Katalysator für sich vernet-
zende Konfl iktursachen fungieren.

 Besonders gefährdet sind Entwicklungslän-
der mit schwachen (staatlichen) Institutionen. 
Hier kann es zu einer Verstärkung bereits vor-
handener Konfl ikte und zunehmender gesell-
schaftlicher Destabilisierung kommen. Migrati-
onsströme infolge von sich verschlechternden 
existentiellen Lebensbedingungen oder sich 
häufenden extremen Wetterereignissen könnte 
die Lage vor allem in den Transit- und Ziellän-
dern der Migrationsströme verkomplizieren. 
Die Probleme werden sich zunächst innerstaat-
lich und regional auf die meist ähnlich schwa-
chen Nachbarländer konzentrieren, die vom 
Klimawandel oft in ähnlicher Weise betroffen 
sind (siehe Abbildung 3).

Klimapolitik ist Friedenspolitik

Abbildung 3:
Konfl iktkonstellationen in ausgewählten Brennpunkten

Quelle: WBGU (2007).
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Vorbild des westlich geprägten Konsumenten 
dominant ist: Er kauft weltweit die gleichen oder 
ähnliche Produkte und sein Pro-Kopf-Ausstoß 
an CO2 und Ressourcenverbrauch sind durch-
aus vergleichbar. Ob in der westlichen Welt oder 
in China, Afrika oder den ehemaligen Staaten 
des Ostblocks, überall haben die oberen sozia-
len Schichten von dem System der grenzüber-
schreitenden Märkte profi tiert. Aufgrund der 
Bevölkerungsgröße leben in China heute eben-
so viele Menschen in dieser Verbraucherklasse 
wie in den USA,12 wenngleich es prozentual ge-
sehen viel weniger sind als in den USA. So hat 
die Globalisierung dazu beigetragen, dass auch 
in den Entwicklungsländern immer mehr Men-
schen Teil dieser globalen Verbraucherklasse 
werden, allerdings zu dem Preis zunehmender 
innerstaatlicher Ungleichheit (im Norden wie im 
Süden).13

Die Ressourcen werden knapp

Aber nicht nur mit dem hohen Ausstoß an Treib-
hausgasen wäre die Erde überlastet. Auch die 
noch vorhandenen fossilen Energieressourcen 
könnten einem solchen Ansturm nur für gewisse 
Zeit standhalten. Der so genannte Scheitelpunkt, 
also der Zeitpunkt, an dem das Produktionsma-
ximum erreicht ist, wird von vielen Beobachtern 
bereits in den kommenden zehn bis 15 Jahren er-
wartet und entspricht etwa dem Zeitpunkt, in dem 
rund die Hälfte der Gesamtreserven entnommen 
ist.14 Ein Ausweichen auf Kohle, die nicht nur in 
den USA, sondern auch in vielen Schwellenlän-

dern, z.B. in China, Indien oder Russland, noch in 
großen Mengen lagert, wäre allerdings eine Ka-
tastrophe für das Klima, weil hier im Vergleich zu 
anderen fossilen Energieträgern noch mehr CO2 
pro nutzbarem Energiegehalt freigesetzt wird.

 Die Herausforderung, weltweiten Wohlstand 
mit den zur Verfügung stehenden Ressourcen 
zu generieren, ist aber nicht nur eine ökologi-
sche Frage. Die zur Neige gehenden Vorräte bei 
gleichzeitig steigendem Energieverbrauch welt-
weit werden erhebliche Preissteigerungen mit 
sich bringen und bergen ein hohes Konfl iktpo-
tential aufgrund zunehmender Verteilungskon-
fl ikte. Diese äußern sich schon seit einiger Zeit 
auf nationaler Ebene zwischen einzelnen Bevöl-
kerungsgruppen, die von dem Reichtum eines 
Landes oft ausgeschlossen sind, Nicht selten ha-
ben diese Konfl ikte auch zu Regierungswechseln 
und Polarisierungen in einem Land beigetragen, 
wie beispielsweise in Bolivien oder Venezuela. 
Auch internationale Konfl ikte wie z.B. zwischen 
Russland und der Ukraine oder Georgien lassen 

2. Die Klimakrise

 Wenn sich die Lebensbedingungen aber in 
ganzen Regionen so verändern, dass sie existen-
tieller Natur sind, dann werden mittelfristig da-
von auch die Industrienationen betroffen sein. 
Wichtig für die so nötige internationale Koope-
ration ist dabei, wie der Norden reagieren wird. 
Die aktuelle Abschottungspolitik birgt dabei die 
Gefahr, das Konfl iktpotenzial zu erhöhen.

 Schließlich werden auch auf der globalen 
politischen Ebene die Verteilungskonfl ikte in 
einer zunehmend komplexeren Konstellation 
zwischen historischen und neuen Verursachern 
untereinander, sowie mit den Hauptbetroffe-
nen eine immer wichtigere Rolle spielen. Denn 

während die betroffenen Entwicklungs- und 
auch aufstrebenden Schwellenländer vor allem 
die historische Verantwortung des Nordens an-
führen, betonen die reichen Industrienationen 
die zukünftige Verantwortung des sehr viel be-
völkerungsreicheren Südens zur Bekämpfung 
des Klimawandels. Können diese Konfl ikte in 
den internationalen Verhandlungen über ent-
sprechende Reduktionsverpfl ichtungen und 
fi nanzielle Zusagen nicht abgebaut werden, 
droht die Klimafrage mehr und mehr zur Si-
cherheitsfrage zu werden.

Quellen: WBGU (2007), Bauer (2009),
Tänzler (2009)

12 Als Kriterium für die Zugehörigkeit zu dieser Verbraucherklasse 
wurde hier ein jährliches Einkommen angenommen, das dem 
Wert entspricht, mit dem man sich in dem jeweiligen Land ei-
nen Standard leisten kann, den ein US-Amerikaner mit 7.000 
US-Dollar erreicht. Vgl. Brot für die Welt, EED, BUND (Hrsg.) 
(2008).

13 Vgl. ebd.: Vergleicht man zudem das durchschnittliche Pro-Kopf-
Einkommen aller Länder zeigt sich auch, dass die armen Län-
der im Zuge der Globalisierung immer weiter abgehängt wer-
den: Die so bemessene zwischenstaatliche Ungleichheit nimmt 
ebenfalls stetig zu.

14 Vgl. ebd.: So haben die USA beispielsweise ihr Produktionsma-
ximum bereits 1970 erreicht, aber auch Großbritannien 1999 
und Norwegen im Jahr 2001.



14 Wer soll das bezahlen? • © SÜDWIND 2010

Aktivitäten ab, z.B. von der Landwirtschaft und 
insbesondere dem Regenfeldbau. Die Fähigkei-
ten eines Landes und dessen Menschen wiede-
rum hängen stark vom Wohlstand, Bildungs-
niveau, institutionellen Voraussetzungen und 
technologischem Stand ab.

Entwicklungsländer sind
besonders verwundbar

Die Entwicklungsländer gelten deshalb als be-
sonders verwundbar, weil sie einerseits stark 
von solchen Sektoren abhängen, die dem Kli-
mawandel besonders ausgesetzt sind (z.B. 
Landwirtschaft und Fischerei). In Afrika leben 
beispielsweise 50 % der Bevölkerung in dür-
reanfälligen Trockengebeiten. Im Durchschnitt 
trägt die Landwirtschaft hier etwa 21 % zur ge-
samten Wirtschaftsleistung bei, im Einzelfall weit 
über 50 %.16 Eine rasch wachsende Bevölkerung 
übt zusätzlichen Druck auf Boden und Wasser-
vorräte aus.
 Andererseits sind die Entwicklungsländer des-
halb so anfällig, weil sie aufgrund ihrer niedri-
gen Wirtschaftsleistung, hohen Armutsraten und 
niedrigem Bildungs- und Entwicklungsstand be-
sonders geringe Kapazitäten besitzen, um sich 
auf den Klimawandel einzustellen. Während in 
Frankreich jährlich rund 388 Mio. US-Dollar für 
die Wetterbeobachtung ausgegeben werden, 
sind es in Äthiopien nur 2 Mio. US-Dollar.17 Arme 
Menschen siedeln sich häufi g in besonders ge-
fährdeten Gegenden, wie z.B. an Berghängen 
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sich teilweise auf energiepolitische Konfl ikte zu-
rückführen. Und nicht zuletzt ist auch das neuer-
lich starke Engagement Chinas in vielen Entwick-
lungsländern durch den Wunsch nach Sicherung 
von Energie und anderen Ressourcen motiviert.

 Vor diesem Hintergrund sind die nationale 
und internationale Klima- und Energiepolitik 
eng miteinander verknüpft, denn die Konse-
quenzen sind nicht nur wirtschaftlicher und um-
weltpolitischer Natur, sondern zunehmend auch 

geostrategischer und sicherheitspolitischer Na-
tur. Die Lösung kann nur in einer Transformation 
unseres Wirtschaftens liegen. Eine gesellschaft-
liche Debatte über die Wachstumsdoktrin, Le-
bensstile und Verbrauchsmuster ist dabei ebenso 
notwendig wie ein radikaler Schwenk von fossi-
len Energieträgern wie Öl, Gas und Kohl hin zu 
erneuerbaren Energien und einem CO2-armen 
Wirtschaften.

Nicht alle Länder sind dem Klimawandel glei-
chermaßen ausgesetzt. So können steigen-

de Temperaturen beispielsweise in Kanada oder 
Russland zu einer Ausweitung der Getreidepro-
duktion führen, während in anderen Ländern, 
z.B. in Teilen Afrikas, zunehmende Trockenheit 
zu massiven Einbrüchen führen kann. Mittelfris-
tig könnte dies also zu einer weiter steigenden 
Ungleichheit zwischen verschiedenen Entwick-
lungsregionen führen. Entscheidend für die 
Auswirkungen des Klimawandels ist aber auch 
die Frage, wie die einzelnen Länder mit den Ri-
siken umgehen können. So sind beispielsweise 
nicht nur in Bangladesch weite Landesteile vom 
Anstieg des Meeresspiegels bedroht, sondern 
auch in den Niederlanden. Während das jährli-
che Pro-Kopf-Einkommen in Bangladesch aber 
nur 450 US-Dollar pro Jahr beträgt, plant die 
niederländische Regierung Investitionen zum 
Hochwasserschutz von etwa 100 US-Dollar pro 
Kopf und Jahr.15 Entsprechende Infrastruktur, 
schwimmende Häuser und aufwendige Deichsys-
teme können die Menschen hier sehr viel besser 
schützen als in Bangladesch. Die Verwundbarkeit 
(vulnerability) eines Landes ist somit nicht nur 
abhängig von der eigentlichen Anfälligkeit für 
die Auswirkungen des Klimawandels (sensitivity) 
sondern auch von der Fähigkeit oder Kapazität, 
damit umzugehen (capacity).

 Die Anfälligkeit variiert dabei stark zwischen 
und innerhalb von Ländern und Sektoren. So 
sind niedrig liegende Küstenregionen und Län-
der, in denen große Teile oder wichtige Zentren 
dort liegen (wie beispielsweise die vielen asiati-
schen Megastädte) vom Anstieg des Meeresspie-
gels proportional stärker betroffen, als Länder 
mit weniger Küstenregionen. Auch hängen ge-
rade die Armen häufi g von besonders anfälligen 

2.3 Verwundbarkeit und Anpassung

15 Vgl. Weltbank (2009a).
16 Vgl. OECD (2009).
17 Vgl. UNDP (2007).
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oder in Gebieten an, die von Trockenheit oder 
Überschwemmungen besonders betroffen sind. 
Eine vielfach schwache Regierungsführung und 
instabile staatliche Institutionen erschweren ef-
fektive Anpassungsmaßnahmen zusätzlich, wäh-
rend anhaltend hohe Schuldenstände auch nach 
der Zeit der internationalen Entschuldungsinitia-
tiven das nationale Budget belasten.

 Somit gehen die beiden zentralen Probleme 
unserer Zeit Hand in Hand: Wenn wir den Kli-
mawandel nicht sofort entschieden angehen, 
werden Bedingungen geschaffen, die weitere 
Fortschritte bei der Armutsbekämpfung ent-
scheidend beeinträchtigen. Gleichzeitig dürfen 
die Anstrengungen in den Emissionsreduktionen 
aber die Wachstumsanstrengungen in den Ent-
wicklungsländern nicht behindern, denn ohne 
zusätzliches Wachstum kann auch die Armut 
nicht beseitigt werden. Wachstum muss aber 
nachhaltig sein, denn nur so kann es zu einem 
Entwicklungsstand führen, der die Verwund-
barkeit senkt, ohne gleichzeitig die Gefahr von 
weiteren Klimakatastrophen zu erhöhen. Der 
Schlüssel zur Verbindung dieser beiden Proble-
me kann also nur ein CO2-armes Wachstum in 
den Entwicklungsländern sein.

Anpassung ist unerlässlich

Die Folgen des Klimawandels könnten sich selbst 
bei sofortigem konsequentem Handeln in Form 
von drastischen Treibhausgasreduktionen erst 
etwa ab dem Jahr 2030 langsam abschwächen. 
Ein solch konsequentes Handeln hängt in erster 
Linie von den reichen Industrienationen und den 
aufstrebenden Schwellenländern ab. Gerade 
hier zeichnen sich aber die großen Konfl iktlinien 
in der internationalen Klimapolitik ab. Das ewi-
ge Gerangel über Reduktionsverpfl ichtungen für 
das Nachfolgeabkommen des Kyoto-Protokolls 
nach 2012 zeigt, dass mit solch einem konse-
quenten Handeln vorerst nicht zu rechnen ist.

 Eine Anpassung ist daher unerlässlich und ent-
sprechende Maßnahmen fi nden überall bereits 
statt. In den reichen Ländern werden teils große 
Summen seitens des Staates in die Entwicklung 
einer Klimaschutzinfrastruktur investiert, zum 
Beispiel für den Hochwasserschutz, Wetterbe-
obachtung oder den Umbau der Landwirtschaft. 
Großbritannien gibt beispielsweise jährlich 1,2 
Mrd. US-Dollar für Hochwasserschutz aus, in den 

Niederlanden werden schwimmende Häuser ge-
baut.18 Den armen Ländern, die besonders an-
fällig für die Folgen des Klimawandels sind, fehlt 
für solche Anpassungsmaßnahmen das Geld. Im 
Gegenteil, die bestehende Infrastruktur ist meist 
so schwach, dass sie nicht einmal den Heraus-
forderungen gewachsen ist, die das Gebot der 
Reduzierung von Armut mit sich bringt. Dieser 
Unterschied macht sich auch bei den tatsächli-
chen Auswirkungen des Klimawandels bemerk-
bar: Während Japan beispielsweise häufi ger von 
Wirbelstürmen und Überschwemmungen heim-
gesucht wird als die Philippinen, kamen auf den 
Philippinen in den Jahren zwischen 2000 und 
2004 mehr als zehn Mal so viele Menschen ums 
Leben wie in Japan.19

 Anpassung umfasst viele Bereiche, wie z.B. 
das Katastrophenmanagement und die -vorsor-
ge, Küstenschutz, eine klimasichere Infrastruktur, 
das Gesundheitswesen, Raum- und Stadtpla-
nung, den Schutz und Erhalt von Ökosystemen 
und natürlicher Lebensgrundlagen, Wasserma-
nagement, die Landwirtschaft, verändertes Saat-
gut sowie viele andere Maßnahmen. Aber gera-
de dort, wo staatliche Investitionen ausbleiben, 
müssen die benötigten Anpassungsmaßnahmen 
notgedrungen auf der lokalen Ebene stattfi nden. 
Die Menschen passen sich an die bereits beob-
achteten Veränderungen an, indem sie beispiels-
weise andere Feldfrüchte anbauen, z.B. Maniok 
anstelle von Kakao in Ghana. Oder sie nutzen die 
Artenvielfalt und probieren verschiedene Arten 
aus, die unterschiedliche Resistenzen gegenüber 
Dürre oder Schädlingen aufweisen, immer in der 
Hoffnung, dass wenigstens eine Art Ertrag ab-
werfen wird.20 Beides geht allerdings häufi g auch 
mit Einkommensverlusten einher, da dürreresis-
tentere Arten und Pfl anzen oft weniger ertrag-
reich sind oder weniger Einkommen bringen.

 Aber das Nutzen der biologischen Vielfalt 
bringt vielerorts auch wichtige Erkenntnisse für 
die Forschung. So hat beispielsweise eine Bau-
ernorganisation auf den Philippinen schon vor 
längerer Zeit damit begonnen, statt der gene-
tisch einheitlichen und düngemittelintensiven 
Reissorten der Agroindustrie die vielfältigen lo-
kalen Reissorten wieder zu beleben und weiter 
zu züchten. Dabei haben sie wichtige Erfahrun-

2. Die Klimakrise

18 Vgl. UNDP (2007).
19 Vgl. UNDP (2007).
20 Vgl. Gyampoh et. al (2009).
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gen über die Salzresistenz bestimmter Sorten 
gemacht, die für die Züchtung neuer, lokal an-
gepasster Sorten nutzbar gemacht werden kön-
nen.21

 Zu den weiteren Anpassungsmaßnahmen der 
lokalen Bevölkerung gehören auch die Umsied-
lung in fl ussnähere Gebiete, das Ändern der 
Jagd und Anbauperioden, die Diversifi zierung 
von Anbauprodukten und Anbaufl ächen, sowie 
der Nahrungslagerung und Nahrungsgewohn-
heiten, das Sammeln von Regenwasser und der 
mehrmalige Gebrauch von Wasser. Traditionel-

les Wissen und die über lange Jahre gemachten 
Erfahrungen und Gewohnheiten indigener Völ-
ker über sich wandelnde Anbaubedingungen 
können hier eine wichtige Rolle spielen und soll-
ten daher die wissenschaftlichen Erkenntnissen 
und Forschung sinnvoll ergänzen.

 All das kann aber nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass zur Bewältigung der Klimafolgen 
massive staatliche Investitionen ebenso nötig 
sein werden wie der Auf- und Ausbau sowie die 
Stärkung nationaler Institutionen und der Regie-
rungsführung.

2. Die Klimakrise

Schätzungen gehen davon aus, dass die Ent-
wicklungsländer 75–80 % der Kosten des 

Klimawandels werden schultern müssen.22 Dabei 
wird der Klimawandel die Staatshaushalte insbe-
sondere auch in den Entwicklungsländern von 
zwei Seiten belasten: Zum Einen können die Ein-
nahmen unter Druck geraten, wenn es z.B. Aus-
fälle infolge von Exporteinbrüchen oder einer 
sinkenden Produktion gibt. So wurde beispiels-
weise für Vietnam ein Sinken des Bruttoinland-
produkts (BIP) von 10 % bei einem Meeresspie-
gelanstieg von nur einem Meter errechnet.23 Für 

Uganda wird bei einem Temperaturanstieg von 
nur 2°C befürchtet, dass der Anbau von Kaffee, 
eines der wichtigsten Exportgüter des Landes, 
nur noch auf einer sehr kleinen Landesfl äche 
möglich sein wird.24 In Afrika südlich der Sahara 
könnten laut Weltklimarat (IPCC) die Erträge aus 

2.4 Die Kosten des Klimawandels

21 Eine ausführlichere Beschreibung des Projekts fi ndet sich in 
Mertineit (2007).

22 Vgl. Weltbank (2009a).
23 Vgl. ICEM (2009).
24 Vgl. Germanwatch (2008).

Ein MASIPAG-Bauer mit seinen eigenen, von ihm genutzten Reissorten, die er insektensicher aufbewahrt, 
Foto: Achim Pohl / Misereor
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dem Regenfeldbau zwischen 2000 und 2020 
um bis zu 50 % sinken. Die damit verbundenen 
volkswirtschaftlichen Verluste werden bis zum 
Jahr 2060 auf 26 Mrd. US-Dollar geschätzt. Da-
mit lägen sie höher, als die gesamte bilaterale 
Entwicklungszusammenarbeit in der Region im 
Jahr 2005.25

 Zum Anderen muss von einem teilweise emp-
fi ndlichen Anstieg der Ausgaben ausgegangen 
werden. Wenn z.B. aufgrund der Ressourcen-
knappheit die Ölpreise weiter steigen oder, wie 
mehrfach in der Vergangenheit erlebt, drastische 
Preissprünge stattfi nden, leiden die ölimportie-
renden Entwicklungsländer darunter stärker als 
die Industrienationen. Aufgrund schlechterer 
Energieeffi zienz verbrauchen sie mehr Öl pro 
Wirtschaftseinheit und ihre Energieversorgung 
ist insgesamt weniger diversifi ziert. Dies war be-
reits in den beiden Ölpreiskrisen in den 1970er 
Jahren der Fall. Hinzu kommen die Kosten, die 
direkt mit den Folgen des Klimawandels in Ver-
bindung gebracht werden.

 Da die Entwicklungsländer zu dem Status Quo 
kaum etwas beigetragen haben, ist es eine Fra-
ge der Gerechtigkeit, dass diese Kosten nicht 
von ihnen geschultert werden müssen. Bei der 
Debatte, wer wem wie viel zahlen muss, geht es 
also auch nicht um einen Akt der Barmherzig-
keit, sondern um Reparationszahlungen. Es soll-
te daher von vorne herein klar sein, dass Gelder, 
die zur Klimafi nanzierung bereit gestellt werden, 
überwiegend als Zuschüsse zu vergeben sind, 
dass sie zusätzlich zu der Entwicklungsfi nan-
zierung fl ießen müssen und nicht auf das alte 
0,7 %-Ziel26 angerechnet werden sollten, an 
dem auch weiter festgehalten werden muss.

Anpassungskosten

Die Schätzungen über die Kosten der reinen 
Anpassungsmaßnahmen gehen weit auseinan-
der, da sie unterschiedliche Berechnungsme-
thoden und Referenzzeiträume umfassen: Den 
höchsten unmittelbaren Bedarf haben dabei 
die britische Entwicklungsorganisation Oxfam 
und das Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen (UNDP) ermittelt. Diese Schätzungen 
dürften aber durchaus realistisch sein, wenn 
man bedenkt, wie umfassend das Programm 
zur notwendigen Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels aussieht. Hier wird es nicht nur 
darum gehen, mittels Risikovorsorge und Ri-
sikomanagement die betroffene Bevölkerung 
vor drohenden Klimakatastrophen zu schützen 
oder Versicherungssysteme zur Abfederung der 
Folgen einzuführen. Ganze Politikfelder und 
Wirtschaftssektoren (Land- und Forstwirtschaft, 
Wasserversorgung, Gesundheitswesen, etc.) 
sind betroffen und müssen um- und ausgebaut 
werden, um auch mittel- und langfristig ein 
würdevolles Leben zu ermöglichen und Armut 
weiter reduzieren zu können.27 Geschieht dies 
nicht, stellt der Klimawandel nicht nur eine gro-

2. Die Klimakrise

25 Vgl. UNDP (2007).
26 Das bereits in den 1970er Jahren formulierte und immer wieder 

bekräftigte Ziel besagt, dass die Industrienationen 0,7 % ihres 
BIP für die Entwicklungszusammenarbeit bereit stellen sollen. 
Vgl. hierzu auch Kap. 4.2.4.

27 So hat beispielsweise eine Studie die Kostenkalkulationen des 
UNFCCC unter die Lupe genommen und kam zu dem Ergeb-
nis, dass relevante Sektoren in die Berechnungen gar nicht 
eingefl ossen sind (z.B. Schutz von Ökosystemen, Energiesek-
tor, Produktion und Einzelhandel oder Tourismus) und andere 
Sektoren nur unvollständig abgedeckt wurden, vgl. Parry et.al 
(2009).

Tabelle 1:
Geschätzte Kosten für die Anpassung in den Entwicklungsländern

Organisation Jährliche Kosten in Mrd. US$ Referenzjahr
Weltbank (2006) 9 bis 41 2008

Stern-Report (2006) 4 bis 37 2008

UN-Entwicklukngsprogramm UNDP (2007) 86 2015

UNFCCC/Klimarahmenkonvention (2007) 28 bis 67 2030

Oxfam (2007) mehr als 50 2008

Weltbank (2009) 75–100 2030

Quellen: World Resource Institute (2008), Weltbank (2009b)
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Abbildung 4:
Das Dilemma des Südens

 Quelle: Baer et.al. (2008): 14

ße Gefahr für die ohnehin fragliche Erreichung 
der MDG dar, er droht auch vor allem für die Zeit 
nach 2015 bisherige Erfolge zunichte zu machen 
und Armut weiter zu vergrößern und zu zemen-
tieren. Letztlich hängt die Höhe der Kosten für 
die Anpassung auch davon ab, wie hoch die 
globalen Emissionsreduktionen ausfallen. Wenn 
hier nicht zügig und konsequent gehandelt wird, 
könnten insbesondere nach 2020 die Kosten 
dramatisch ansteigen.

 Anpassung kann viele Formen annehmen und 
ist dabei eng verknüpft mit Maßnahmen der Ent-
wicklungszusammenarbeit. Eine klare Trennung 
zwischen reinen Anpassungsmaßnahmen und 
klassischer Entwicklungszusammenarbeit ist in 
den meisten Fällen schwierig. Es wird vor allem 
darum gehen, auf allen Ebenen eine »Klimabril-
le« aufzusetzen, sowohl bei der Formulierung 
nationaler Strategien, bei zentralen Entschei-
dungen in Sektorstrategien oder beim Bau von 
Infrastruktur. Diese Interdependenz darf aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass entspre-
chende Mittel zusätzlich zur Entwicklungsfi nan-
zierung bereitgestellt werden müssen. Ange-
sichts der großen historischen Verantwortung 
der Industrienationen ist die Zusätzlichkeit der 
Klimafi nanzierung ein wichtiges Kriterium. Das 
bedeutet letztlich, dass das lange versprochene 
und nie erreichte Ziel, 0,7 % des BIP für Entwick-
lungszusammenarbeit aufzubringen, um die An-
passungsmaßnahmen erhöht werden muss.

Emissionsreduktionen
auch im Süden
Die Kosten für die weltweite Klimafi nanzierung 
bestehen aber nur zum Teil aus den genannten 
Anpassungskosten. Daneben stehen auch die 
Entwicklungsländer vor der großen Herausfor-
derung, ihre Wirtschaftsstrukturen umzubauen. 
Denn auch wenn sie bislang kaum etwas zum an-
thropogenen Klimawandel beigetragen haben, 
werden sie sich mittelfristig an den Bemühungen 
zur Reduzierung des globalen Treibhausgasaus-
stoßes beteiligen müssen. Schon heute leben 
fünf von sechs Menschen weltweit außerhalb 
der reichen Länder, bis 2050 werden es acht von 
neun Menschen sein. Insbesondere bei einer zu-
nehmenden Entwicklung in den Schwellen- und 
Entwicklungsländern wird die Zukunft des Pla-
neten also auch maßgeblich von ihrem Emis-
sionsausstoß abhängen. Das bedeutet, dass sie 
einen anderen als den fossilen Entwicklungspfad 
einschlagen müssen, was die Beschaffung oder 
Produktion moderner und alternativer Techno-
logien erforderlich macht.
 Was aus der Sichtweise der historischen Ver-
antwortung kaum nachvollziehbar ist, erschließt 
sich aus dem tatsächlichen Sachzwang. Selbst 
wenn die Industrienationen es schaffen würden, 
ihre Emissionen bis zum Jahr 2050 um 90 % ge-
genüber dem Jahr 1990 zu senken, würde das 
nicht ausreichen, die globale Temperaturerwär-

2. Die Klimakrise
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2. Die Klimakrise

Beispiel Indonesien: Ein Land mit zwei Gesichtern

Indonesien zeigt sich im Zuge des Klimawan-
dels als ein Land mit zwei Gesichtern. Zum 
Einen gehört es mit einer der höchsten Bevöl-
kerungsdichten der Welt, einer hohen und sel-
tenen Biodiversität und umgeben von Meer, zu 
den am meisten gefährdetsten Ländern bezüg-
lich der Auswirkungen des Klimawandels. Auf 
der anderen Seite ist Indonesien mittlerweile 
der drittgrößte CO2-Verursacher der Welt nach 
China und den USA.

 Ursache für diesen hohen CO2-Ausstoß ist die 
Brandrodung der Wälder. Die Abholzung und 
Brandrodung von Regenwald machen weltweit 
jährlich 25 % des CO2-Ausstoßes aus. In Indo-
nesien wird der Regenwald unter anderem für 
die Neuanlage von Palmölplantagen gerodet. 

Das Palmöl wird zur Nahrungsmittelproduk-
tion, für die Kosmetikindustrie, zunehmend 
aber auch für die Produktion von Agrotreib-
stoffen verwendet (vgl. Kapitel 3.1). Besonders 
seit der Jahrtausendwende sind die Flächen 
für Palmölplantagen deutlich angestiegen, in 
den Jahren zwischen 2000 und 2009 kamen 
jährlich rund 340.000 Hektar dazu, gefördert 
durch Gesetzesänderungen, die den Zugang 
zu Land für Konzerne und Privatpersonen und 
so den Aufbau neuer Plantagen erleichterten. 
Das entspricht ungefähr einem Fußballfeld pro 
Minute. Nach den derzeit vorliegenden Prog-
nosen könnten die Primärwälder Indonesiens 

zwischen 2010 und 2020 um rund 150.000 
Quadratkilometer und somit um mehr als 15 % 
schrumpfen.

 Zunehmende Wetterextreme, aber vor allem 
auch die Brandrodungen des Regenwaldes ha-
ben große Auswirkungen auf die Biodiversität 
des Landes. Indonesiens Regenwälder bergen 
eine Vielzahl seltener, stark bedrohter Tierar-
ten, die im Zuge der Waldbrände und Dürren 
immer mehr ihre Lebensräume verlieren und 
zunehmend verschwinden. Die Zahlen der 
Orang-Utan, Sumatra-Tiger und Elefanten ha-
ben sich nach Angaben des World Wide Fund 
For Nature (WWF) in den letzten 25 Jahren 
stark verringert und sind mittlerweile vom Aus-
sterben bedroht.

  Doch ist Indonesien 
nicht nur einer der 
H a u p t v e r u r s a c h e r 
weltweiter Emissionen, 
sondern hat auch stark 
unter den Auswirkun-
gen zu leiden. Beson-
ders hart trifft es die 
über 40 Mio. armen 
Menschen in Indone-
sien, die zunehmend 
unter Wetterextremen 
in Form von Fluten und 
Dürren zu leiden ha-
ben. Zum Einen sinken 
die jährlichen Regen-
güsse bei steigenden 
Temperaturen immer 
mehr und verschärfen 

damit Dürren. Zum Anderen kommt es auf-
grund des Meeresspiegelanstieges vermehrt 
zu Überfl utungen. Insbesondere die Hauptstadt 
Jakarta, eine Metropole mit 12 Mio. Menschen, 
gilt als äußerst anfällig für die Auswirkungen 
des Klimawandels. So wurden bei der Jakarta-
Flut im Februar 2007 über 350.000 Menschen 
obdachlos, zwischenzeitlich lagen 70 % der 
Stadt unter Wasser. Die Schäden beliefen sich 
auf 450 Mio. US-Dollar.

Quellen: IFPRI (2010), Spiegel online (2007), 
WWF (2007), USDA (2009).
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mung auf 2°C zu begrenzen (siehe Abbildung 4), 
ein politisches Ziel, das in den Klimaverhandlun-
gen immer wieder bekräftigt wird, auch wenn es 
kaum noch realisierbar erscheint. Hieraus ergibt 
sich das wohl größte Dilemma der Klimafrage: 
Weil die industrialisierten Länder einen großen 
Teil des ökologischen Spielraums aufgebraucht 
haben, um das Entwicklungsniveau von heute zu 
erreichen, können die Entwicklungsländer ihren 
Entwicklungspfad nicht auf die gleiche Weise be-
schreiten. Auch sie müssten bereits um das Jahr 
2020 beginnen, ihre Emissionen zu reduzieren, 
so dass sie bis 2050 um 60 % gegenüber 1990 
zurückgehen.

 Auch bei der Vermeidung des Klimawandels 
im Süden sind wichtige Sektoren von nationa-
lem ökonomischem Interesse (Energiesektor, 
Transport, Wohnungswesen, Land- und Forst-
wirtschaft etc.) von Bedeutung. Die wohl wich-
tigste Maßnahme in vielen Ländern ist – vor al-
lem aufgrund des hohen Einsparpotentials – der 
Schutz der Wälder und Böden, d.h. Reduzierung 
von Entwaldung und die Vermeidung weiterer 
Bodendegradierung. Mit Blick auf die Klima-
verhandlungen in Kopenhagen von Dezember 
2009 hat das internationale Klimaaktionsbünd-
nis (Climate Action Network – CAN) allein für die 
vollständige Emissionsvermeidung aus diesem 
Bereich bis 2020 jährlich 35 Mrd. US-Dollar ge-
fordert (basierend auf Untersuchungen der Eu-
ropäischen Kommission u.a.).28

 Insgesamt lassen sich zahlreiche Maßnahmen 
zur Emissionsvermeidung in Entwicklungslän-
dern deutlich kostengünstiger bewerkstelligen 
als in den Industrienationen. Dies gilt insbe-
sondere für Maßnahmen zur Vermeidung von 
Entwaldung, aber auch für die Sektoren Land-
wirtschaft und Entsorgung. Und es gilt vor allem 
dann, wenn frühzeitig in den Entwicklungspro-
zess eingegriffen wird. Wenn in einem Land die 
Energieversorgung ausgebaut werden muss, 
dann können die Kosten entweder direkt in sau-
bere Energien investiert werden oder aber in ein 
Kohlekraftwerk, das dann über mehrere Deka-
den laufen muss, damit es die Investitionskosten 
wieder einspielt. Ähnliches gilt beispielsweise 
auch für den Häuserbau oder den Bau von Inf-
rastruktur. Insgesamt gehen auch hier die Schät-
zungen auseinander und verschiedene Studien 
und Positionierungen beziehen sich auf unter-
schiedliche Referenzzeiträume. Die Weltbank 
geht beispielsweise von Kosten zur Vermeidung 

von Treibhausgasemissionen in den Entwick-
lungsländern bis zum Jahr 2030 von etwa 139 
bis 175 Mrd. US-Dollar jährlich aus.29

Das Restrisiko

Neben den Anpassungskosten und den Kosten für 
den Umbau der eigenen Wirtschafts- und Ener-
giestruktur zur Vermeidung zukünftiger Emissi-
onen umfassen die zu erwartenden Kosten des 
Klimawandels noch einen weiteren Posten: Selbst 
wenn Anpassungsmaßnahmen zügig im notwen-
digen Rahmen fi nanziert werden sollten, bleibt 
immer ein Restrisiko bestehen, das in die Kosten-
kalkulation einbezogen werden muss. So lassen 
sich mit entsprechenden Anpassungsmaßnahmen 
(z.B. verbesserter Infrastruktur oder dem Aufbau 
von Versicherungssystemen) zwar die Auswirkun-
gen bestimmter Phänomene zum Teil beträcht-
lich eindämmen, die Phänomene selbst lassen 
sich aber natürlich nicht verhindern. Tropenstür-
me, Überschwemmungen oder Dürren können 
dennoch eine zerstörerische Kraft ausüben oder 
Ernteausfälle mit sich bringen, die auch über Ver-
sicherungssysteme nicht voll abgedeckt sind und 
das Bruttoinlandsprodukt empfi ndlich senken 
können. Diese Kosten sind in allen Kalkulationen 
bislang noch weitgehend unberücksichtigt, kön-
nen aber je nach Intensität bei den Reduktionsbe-
mühungen erheblich ausfallen.

 Selbst wenn die Welt sich anstrengen und 
ernsthaft versuchen sollte, die globale Erwär-
mung auf etwa 2°C zu beschränken, würden 
nach Berechnungen 67 % der zu erwartenden 
Folgen auch trotz Anpassungsmaßnahmen kos-
tenwirksam werden. Das entspricht Kosten von 
etwa 275 Bio. US-Dollar in den zwei Jahrhunder-
ten zwischen 2000 und 2200, also im Schnitt 1,4 
Bio. US-Dollar pro Jahr (wobei die Kosten gra-
duell ansteigen würden).30 Insgesamt gilt, dass 
jeder Dollar, der weniger in die Vermeidung von 
CO2-Emissionen investiert wird, irgendwo auf 
der Welt oder irgendwann in der Zukunft um ein 
Mehrfaches in die Bekämpfung der Folgen des 
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28 Vgl. CAN (2009a).
29 Vgl. Weltbank (2009a).
30 Vgl. Parry et. al. (2009) nach Berechnungen und Daten von 

Stern (2006). Die Kosten für Anpassungsmaßnahmen wurden 
in diesen Berechnungen mit insgesamt 6 Bio. US-Dollar ver-
anschlagt, die Kosten für die Vermeidung von Emissionen mit 
110 Bio. US-Dollar. Mit diesen Investitionen könnten über den 
gesamten Zeitraum 135 Bio. US-Dollar vermieden werden.
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Klimawandels gesteckt werden muss.31 Die Balan-
ce zwischen Vermeidung und Anpassung ist also 
kein Nullsummenspiel zwischen den Weltregio-
nen oder heutigen und künftigen Generationen. 
Der Aufbau und die Verbesserung von Frühwarn-
systemen und Katastrophenmanagement ist da-
her eine ebenso wichtige Anpassungsmaßnahme 
wie die Verstärkung von Versicherungssystemen. 
Aber die Kosten werden nicht durch Privatper-
sonen und den privaten Sektor gedeckt werden 
können. Zusätzlich müssen auch hier öffentliche 
Mittel, und diese besonders von den Verursa-
chern des Klimawandels, bereit gestellt werden. 
Trotzdem können selbst dann die Kosten nur in 
Teilen abgefangen werden.

 Wie viel Geld optimalerweise in die Vermei-
dung von Emissionen gesteckt werden muss, 
um die gesamten Kosten von Vermeidung, An-
passung und Restrisiko so gering wie möglich 
zu halten, ist indes umstritten und nur schwer zu 
berechnen. Die Weltbank schätzt, dass zur Be-
grenzung der globalen Erwärmung um 2°C im 
Vergleich zum vorindustriellen Niveau nur rund 
0,3 bis 0,7 % des weltweiten BIP nötig wären.32 
Vor allem der hohe Unsicherheitsfaktor über die 
möglichen Auswirkungen bei einer weiteren Er-
wärmung spricht dafür, dass die Welt dieses Geld 
gewissermaßen als Versicherungsschutz inves-
tieren sollte.33

2. Die Klimakrise

31 Die in Fußnote 30 erwähnten 110 Bio. US-Dollar zur Vermei-
dung von CO2-Emissionen wären gut investiertes Geld, denn 
wenn keine Reduktionsbemühungen stattfänden, lägen nach 
den gleichen Berechnungen die zu erwartenden Kosten trotz 
Anpassungsmaßnahmen von 6 Bio. US-Dollar bei insgesamt 
890 Bio. US-Dollar. Vgl. Parry, et.al. (2009).

32 Vgl. Weltbank (2009a).
33 Vgl. Weltbank (2009a): Dies gilt umso mehr angesichts der Tat-

sache, dass weltweit insgesamt 3 % des globalen BIP für Versi-
cherungen ausgegeben werden.

34 Vgl. Unmüßig (2009), nach www.climatefundsupdate.org
35 Dies sollen allerdings nicht nur öffentliche Mittel sein, sondern 

umfasst auch private Finanzfl üsse und Finanzmittel aus innova-
tiven Finanzierungsinstrumenten (vgl. Kapitel 5).

36 Wenn Kredite unter dem Marktzins vergeben werden, dürfen 
sich die Industrienationen diese Vergünstigungen als Entwick-
lungshilfe anrechnen lassen. Nur dieser Teil gilt dann als das 
sogenannte »Zuschusselement« und darf auch für die Klimafi -
nanzierung als tatsächlich zusätzliches Geld betrachtet werden.

2.5 Wer zahlt wie viel?

Bislang sind die erforderlichen Maßnahmen 
zur Anpassung an und Vermeidung von 

Klimawandel auch in den Entwicklungsländern 
hoffnungslos unterfi nanziert. Den hohen Sum-
men für die Anpassungsmaßnahmen und der 
Finanzierung zur Reduktion von Emissionen im 
Süden stehen derzeit gerade einmal 10 Mrd. 
US-Dollar an öffentlichen Geldern gegenüber.34 
Immerhin konnte sich die Weltgemeinschaft in 
der schwachen Abschlusserklärung bei den Kli-
maverhandlungen in Kopenhagen (Kopenhagen 
Akkord) dazu durchringen, bis zum Jahr 2020 
100 Mrd. US-Dollar jährlich zuzusagen.35 Für 
die kommenden Jahre (2010–2012) wurde eine 
Kurzfristfi nanzierung von insgesamt 30 Mrd. US-
Dollar jährlich in Aussicht gestellt.

 Wie viel solche unverbindlichen Zusagen im 
Zuge der Finanzmarktkrise und der nun einset-
zenden Spardiskussion in den Industrienationen 
wirklich wert sind, zeigt das Vorgehen der im 
internationalen Vergleich noch eher fortschritt-
lichen bundesdeutschen Regierung: Sie hat in 
Kopenhagen zugesagt, bis zum Jahr 2012 420 
Mio. Euro jährlich an zusätzlicher Klimafi nan-
zierung bereitzustellen. Wie auch in anderen 
Ländern üblich, wurden jedoch viele bereits ge-
machte Zusagen im Bereich der Entwicklungs-
zusammenarbeit umetikettiert. In Deutschland 
blieben danach im Jahr 2010 tatsächlich ledig-
lich 70 Mio. Euro an neuen Finanzmitteln übrig. 
Nach den neuesten Haushaltsplänen des Finanz-
ministers vom Juli 2010 sollen aber auch diese 
70 Mio. Euro in den kommenden beiden Jahren 

wegfallen. Mit einem Buchungstrick glaubt die 
Regierung das Gesicht wahren zu können: Sie 
rechnet nunmehr zugesagte Kredite an die Ent-
wicklungsländer in ihrer vollen Höhe als Klima-
fi nanzierung an.Der voll zurückzahlbare Kredit, 
der vorher nur zu einem bestimmten Prozentsatz 
als zusätzliche Klimafi nanzierung angerechnet 
wurde, wird nun in voller Höhe verbucht. 36

Unübersichtliche
Finanzierungsstruktur

Als ein weiteres Problem kommt hinzu, dass die 
zur Verfügung stehenden Gelder in unzählige 
verschiedene Töpfe mit jeweils unterschiedlichen 
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Modalitäten fl ießen und diese auch bei weitem 
nicht alle als Zuschüsse verbucht werden. Der 
bislang umfassendste Beitrag wurde über den 
Treuhandfond der Globalen Umweltfazilität (Glo-
bal Environment Facility, GEF) abgewickelt.37 Die 
Mittel des Treuhandfond werden von den reichen 
Mitgliedsstaaten in etwa vierjährigen Zyklen be-
reitgestellt und als Zuschüsse vergeben.

 Ebenfalls bei der GEF angesiedelt sind der 
Fond für die ärmsten Länder (Least Developed 
Country Fund, LDCF) und der Spezialfond für 
den Klimawandel (Special Climate Change Fund, 
SCCF), die aber beide erst später etabliert wur-
den und sehr viel weniger Mittel zur Verfügung 
haben. Der LDCF soll die ärmsten Länder darin 
unterstützen, für die dringlichsten Anpassungs-

maßnahmen ein Nationales Aktionsprogramm 
für die Anpassung (NAPA) zu erstellen und um-
zusetzen. Der SCCF soll weitere Programme und 
Maßnahmen unterstützen, die über die anderen 
Fonds nicht abgedeckt werden. In diesen beiden 
Fonds sind gegenwärtig 180 Mio. US-Dollar an 
freiwilligen Beiträgen hinterlegt, die als Zuschüs-
se vergeben werden. Es müssen jedoch noch 
500 Mio. US-Dollar zur Finanzierung der NAPA 
in den kommenden vier Jahren werden (vgl. Ta-
belle 2).

2. Die Klimakrise

37 Die GEF ist der Finanzierungsmechanismus für die im Rahmen 
des Rio-Prozesses nach 1992 entstandenen Rahmenkonventio-
nen zu verschiedenen Themen wie Klimawandel, Artenvielfalt, 
Desertifi kation etc. Bislang haben Maßnahmen zum Erhalt der 
Artenvielfalt und zum Klimaschutz mit je rund einem Drittel den 
größten Anteil in der Gesamtfi nanzierung in der GEF ausge-
macht. Vgl. GEF (2010).

Tabelle 2:
Übersicht über die wichtigsten internationalen Fonds zur Klimafi nanzierung

 Ziel Mittel Zeitraum Zuschuss
Fond    oder Kredit
GEF: Klimaschutz
Treuhandfond Artenvielfalt 

452 Mio. US$ jährl. 1991–2009 Zuschuss

 Gewässerschutz
 Desertifi kation u.a. 

1.060 Mio. US$ jährl. 2010–2014 Zuschuss
 

UNFCCC:   Anpassung 11,8 Mio. US$ jährl. 2002–2009 Zuschuss
Least Developed (NAPA) 
Country Fund
(LDCF)*
UNFCCC:  Anpassung, 10,9 Mio. US$ jährl. 2002–2009  Zuschuss
Special Climate Technologietransfer,
Change Fund Capacity Building
(SCCF)* 

UNFCCC:   Anpassung 3,2 Mrd. US$  Zuschuss
Anpassungsfond  (plus 2% aus dem
  Verkauf von Emis- 
  sionszertifi katen**)

Weltbank:   Vermeidung, 4,4 Mrd. (weitere  Mischung aus
Clean Tecnology Technologietransfer 36 Mrd. US$ an   Zuschüssen,
Fund  privaten Mitteln)   Krediten und
    Garantien

Weltbank:  Vermeidung, speziell 2,5 Mrd. US$  Mischung aus
Strategic Climate Waldschutz und Er-   Zuschüssen,
Fund neuerbare Energien   Krediten und
    Garantien
* Fonds der Klimarahmenkonvention UNFCCC, LDCF und SCCF werden beide von GEF verwaltet. 

** Der Anpassungsfonds fi nanziert sich aus einer 2 %-Abgabe aus dem Verkauf von Zertifi katen aus dem Emissionshandel.

 Quellen: GEF (2010), www.climatefundsupdate.org

© 2010 SÜDWIND
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 Neben der chronischen Unterfi nanzierung 
zeichnet sich der Bereich der Klimafi nanzierung 
eher durch die unermüdliche Neugründung von 
weiteren Fonds aus, als durch eine verlässliche 
Zusage zur Bestückung derselben. Hier spielen 
die Einzelinteressen der Geber und Institutionen 
eine wichtige Rolle. Vor allem die Weltbank hat 
zu verschiedenen Schwerpunkten individuel-
le Fonds ins Leben gerufen (z.B. den Fonds für 
saubere Technologie oder den strategischen 
Klimafonds). Daneben gibt es noch eine ganze 
Reihe multilateraler oder auch bilateraler Fonds 
(Japan, Großbritannien, Deutschland, Australien 
oder auch die Europäische Kommission).38 Dop-
pelungen sind häufi g, nur eines haben die Fonds 
gemeinsam: In den Managementstrukturen sind 
die Entwicklungsländer deutlich unterrepräsen-
tiert. Es scheint vor allem darum zu gehen, mög-
lichst viel von einem ohnehin zu kleinen Kuchen 
unter der eigenen Kontrolle zu behalten.

 Dennoch ist zu erwarten, dass die Klimafi nan-
zierung in den kommenden Jahren Summen mo-
bilisieren wird, die weit über das gegenwärtige 
Maß hinausgehen. Die Strukturfrage ist angesichts 
solcher Summen gerade jetzt wichtig. Die Regie-
rungen in den Schwellen- und Entwicklungslän-
dern fordern hier zu Recht mehr Mitsprache- und 
Mitentscheidungsrechte. Vor diesem Hintergrund 
fordern auch viele Umwelt- und Entwicklungsor-
ganisationen, dass diese Gelder für Klimaschutz 
und Anpassung bei der Klimarahmenkonvention 
(UNFCCC) verwaltet werden sollten. Sie wollen 
daher vor allem den Anpassungsfonds stärken, 
der lange diskutiert und vorbereitet wurde und 
nun in die Implementierungsphase eingetreten 
ist. Der Vorteil in den Entscheidungsstrukturen 
dieses Fonds liegt darin, dass zum Einen die Ent-
wicklungsländer eine knappe Mehrheit besitzen 
und zum Anderen ein direkter Zugang für Regie-
rungen und Organisationen des Südens möglich 
ist. Das heißt, sie können unter bestimmten Vo-
raussetzungen Projekte und Programme durch 
eigene Institutionen umsetzen und müssen diese 
nicht über Durchführungsorganisationen wie die 
Weltbank abwickeln.

 Insgesamt gesehen ist dieser Fonds noch rela-
tiv schwach bestückt, fi nanziert er sich gegenwär-
tig noch hauptsächlich aus freiwilligen Beiträgen 
einiger Industrieländer. Das Finanzvolumen wird 
jedoch steigen, denn die Hauptfi nanzierungs-
quelle des Fonds ist eine zweiprozentige Abgabe 
auf Zertifi kate aus dem Emissionshandel, die im 

Rahmen des projektbasierten Emissionshandels 
in Entwicklungsländern (Clean Development 
Mechanism – CDM) ausgegeben werden. Bis 
Ende 2010 werden so 146 Mio. US-Dollar an Ein-
nahmen erwartet, bis 2012 wird die Summe auf 
388 Mio. US-Dollar steigen.39

Neue Finanzierung –
neue Schulden?

Neben der Frage nach den strukturellen Formen 
in der Klimafi nanzierung ist von zentraler Be-
deutung, inwieweit eine öffentliche Finanzierung 
in Form von Zuschüssen nötig ist und an welcher 
Stelle die Privatwirtschaft gefordert ist, ebenfalls 
Mittel zu mobilisieren. Kreditgestützte Kofi nan-
zierungen sind auch heute schon die Regel, häu-
fi g auch unter Beteiligung der Privatwirtschaft. 
So haben beispielsweise die Zuschüsse des GEF 
ein Mehrfaches an zusätzlichen Mitteln in Form 
von Kofi nanzierungen in Höhe von insgesamt 
38,7 Mrd. US-Dollar mobilisiert. Ähnliches gilt 
für den Clean Technology Fund.

 Große Summen müssen investiert werden, 
um die bereits bestehende Infrastruktur klimasi-
cher zu machen. Viel entscheidender ist aber die 
Tatsache, dass teilweise erhebliche Mehrinvesti-
tionen nötig sind, um auch in den Entwicklungs-
ländern so früh wie möglich einen CO2-armen 
Entwicklungspfad einzuschlagen. An Mehrinves-
titionen ohne entsprechenden zeitnahen Mehr-
gewinn hat die profi torientierte Privatwirtschaft 
jedoch in der Regel wenig Interesse. Somit sind 
auch hier öffentliche Investitionen notwendig, 
um einerseits entsprechende Anreize und ande-
rerseits auch ein investitionsfreundliches Umfeld 
zu schaffen.

 Dabei ist dringend darauf zu achten, dass we-
der die Privatinvestitionen noch die öffentlichen 
Investitionen die Verschuldungssituation der ar-
men Länder verschärfen. In vielen Bereichen, 
und insbesondere dort, wo es um Energieeffi -
zienz oder um die Erschließung kostenloser, 
nicht fossiler Energiequellen geht, ist mittelfristig 
mit nicht unerheblichen Einsparungen zu rech-
nen, so dass – je nach Entwicklungsstand – auch 
kreditfi nanzierte Investitionen eine wichtige Rol-

2. Die Klimakrise

38 Für eine umfassende Aufl istung weltweiter Klimafonds vgl.: 
www.climatefundsupdate.org.

39 Vgl. Kaloga / Harmeling (2010).
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le spielen können.40 Aber gerade angesichts des 
hohen Investitionsbedarfs ist äußerste Vorsicht 
geboten. Viele Investitionen in Entwicklungslän-
der werden über Kreditversicherungsagenturen 
abgesichert, und das umso häufi ger, je unsi-
cherer die Lage ist. Solche Versicherungen, die 
sich oft eher der Außenwirtschaftsförderung der 
hiesigen Unternehmen als der Entwicklungsför-
derung der Empfängerländer verpfl ichtet füh-
len, haben auch in der Vergangenheit zu einer 
Zunahme der öffentlichen Auslandsverschul-
dung beigetragen. Läuft ein Projekt schief, ge-
hen die ehemals privaten Forderungen an den 
Staat über. Die Gefahr ist also groß, dass Ent-
wicklungsländer für etwas zahlen, dass sie selbst 
nicht verursacht haben, während die Verursa-
cher neue Hebel an die Hand bekommen, die 
Entwicklungsländer an der Leine der Auslands-
verschuldung zu belassen.
 Ein Großteil der notwendigen Klimafi nan-
zierung sollte von vornherein nur als Zuschuss 
vergeben werden. Hierzu gehören zum Beispiel 
alle Anpassungsmaßnahmen an den Klimawan-
del, denn hierbei geht es genau genommen 
nicht um einen Akt der Solidarität, sondern um 
Widergutmachung angerichteter Schäden. Die 
Entwicklungsländer haben zum Status Quo so 
gut wie nichts beigetragen und es wäre in der 
Geschichte wohl einmalig, dass Reparationszah-
lungen in Form von Krediten vergeben werden. 
Das gilt auch für die Schwellenländer, die in der 
Klimafrage eine große zukünftige Verantwor-
tung tragen. Was ihre historische Verantwortung 
angeht, ist diese aber auch relativ klein, so dass 
auch sie Anspruch auf Zuschüsse im Bereich der 
Anpassungsmaßnahmen haben.
 Für die ärmsten Länder kommen für die meis-
ten Investitionen ohnehin nur Zuschüsse in Fra-
ge. Hier sind die Maßnahmen zum Klimaschutz, 
zur Anpassung an den Klimawandel und die 
klassische Entwicklungszusammenarbeit jedoch 
viel stärker miteinander verknüpft. Zumeist geht 
es darum, Kapazitäten zu schaffen, um Finanz-
fl üsse überhaupt managen zu können oder mit 
den künftigen Risiken, seien es Klimafolgen, 

Migrationsströme oder interne Konfl ikte bes-
ser umgehen zu können. Solche Investitionen 
werfen keine direkten Profi te ab und müssen 
daher als Zuschüsse vergeben werden. Auch 
die Bereitstellung von sauberer Energie z.B. in 
ländlichen Regionen, die von der öffentlichen 
Energieversorgung ausgeschlossen sind, oder 
weitere Reduktionsbemühungen in der Land- 
und Forstwirtschaft, von denen die Armen in 
ihrer Lebensweise betroffen sind, dürfen aus-
schließlich über Zuschüsse fi nanziert werden.41 
Wichtig bleibt jedoch, dass jegliche Finanzierung 
dieser Art zusätzlich zu der offi ziellen Entwick-
lungszusammenarbeit bereit gestellt wird, d.h. 
sie muss über die 0,7 %-Zusage hinausgehen.
 Nicht zuletzt hat der ehemalige Weltbanköko-
nom Nicolas Stern im Auftrag der britischen Re-
gierung im sogenannten Stern-Report aber Fol-
gendes eindrücklich vor Augen geführt: Wenn 
wir nicht zügig handeln, könnten die Kosten, 
die durch die Folgen des Klimawandels entste-
hen, sehr viel höher sein, als heute nötig ist, um 
solche Folgen zu vermeiden. Der Report zeigt, 
dass bis zu 5 % des weltweiten BIP nötigenfalls 
aufgebracht werden müssten.42 Wenn wir heu-
te beginnen zu handeln, um die Erderwärmung 
auf rund 2°C zu begrenzen, liegen die Kosten 
demgegenüber unter 
1% des BIP. Bislang hat 
sich die internationale 
Gemeinschaft jedoch 
nur wenig innovati-
onsfreudig gezeigt. 
Eine solch umfassende 
Aufgabe ist anspruchs-
voll, aber machbar. Es 
bedarf lediglich ein 
wenig politischen Mu-
tes, um neue Finan-
zierungsmechanismen 
durchzusetzen: Ein 
konsequenter Handel 
mit CO2Emissionen, eine Flugticketabgabe, Fi-
nanztransaktionssteuern – es liegen bereits zahl-
reiche Vorschläge dafür auf dem Tisch. Letzt-
endlich könnten auch Schuldenerlasse für die 
Länder, die bislang von Erlassen ausgeschlossen 
sind, zur Finanzierung von Folgekosten beitra-
gen (vgl. hierzu Kapitel 5). In jedem Fall aber 
muss zügig gehandelt werden. Sonst dürften 
schon sehr bald einige Entwicklungsländer wie-
der vor der Frage stehen, wie Armutsbekämp-
fung fi nanziert werden kann.

2. Die Klimakrise

40 Oxfam (2010) schätzt, dass höchstens die Hälfte der im Ener-
giesektor anfallenden Kosten über zinsgünstige Kredite fi nan-
ziert werden sollten. Zwei Drittel der gesamten Kosten im Be-
reich Emissionsreduktionen im Süden sollten demgegenüber 
als Zuschuss vergeben werden.

41 Vgl. Oxfam (2010).
42 Vgl. Stern (2006).
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Allein der fortschreitende Klimawandel wird 
die Produktion von Nahrungsmitteln in vie-

len Regionen der Welt stark beeinfl ussen. In 
unserem gegenwärtigen Weltwirtschaftssystem 
ist dies aber nur ein Faktor, der die Ernährungs-
sicherheit gerade in den ärmsten Regionen zu-
nehmend verschlechtern oder zusätzlich in Ge-
fahr bringen könnte. Die Nahrungsmittelkrise in 
den Jahren 2007 bis 2008 hat deutlich gemacht, 
wie auch andere Faktoren, wie beispielswei-
se Spekulationen auf Nahrungsmittel oder der 
neue Boom für alternative Energien in Form so-
genannter Agrospritpfl anzen die ohnehin fragile 
Ernährungssituation entscheidend beeinfl ussen 

können: Die Preise sind in astronomische Höhen 
gestiegen und im Zuge der Krise wurde erstmals 
die traurige Höchstmarke von einer Milliarden 
Menschen erreicht, die an Hunger leiden. Das ist 
über 100 Mio. mehr als im Jahr zuvor und ent-
spricht einem Sechstel der gesamten Mensch-
heit.43 Die bescheidenen Erfolge, die im Bereich 
der Armutsbekämpfung bis zum Jahr 2005 er-
reicht werden konnten, wurden durch den Preis-
boom in den Jahren zwischen 2006 und 2008 
teilweise zunichte gemacht. Damit ist das Teilziel 
der MDG, die Zahl der Hungernden bis 2015 auf 
die Hälfte zu verringern, kaum noch realisier-
bar.44

3. Die Nahrungsmittelkrise

3. Die Nahrungsmittelkrise

3.1 Ursachen und Verlauf

Seit dem Jahr 2002 ist ein stetiger und seit Ende 
des Jahres 2006 ein dramatischer Anstieg 

bei den Nahrungsmittelpreisen zu beobachten. 
Nach Angaben der Weltbank sind die Nahrungs-
mittelpreise zwischen Januar 2002 und Juni 
2008 um 130 % und zwischen Januar 2007 und 
Juni 2008 um durchschnittlich 56 % gestiegen. 
Besonders betroffen waren die Preise für Ge-
treide und Ölsaaten. So verdreifachten sich die 
Maispreise zwischen Januar 2005 und der Hoch-
phase Mitte 2008, Gleiches gilt für den Preis für 
Weizen. Der Reispreis vervierfachte sich sogar 
fast.45 Diesem Preisanstieg war eine Phase relativ 
niedriger Nahrungsmittelpreise vorangegangen, 
die schon in den 1980er Jahren eingesetzt hatte. 
Die Kosten für Nahrungsmittel waren in 30 Jah-
ren um rund die Hälfte gesunken.46 Gleichzeitig 
hatten der technologische Fortschritt in einigen 
wenigen Ländern, gekoppelt mit hohen Subven-
tionen in vielen Industrienationen die Produk-
tion auf wenige Länder konzentriert, während 
die Subventionen in den Industrieländern eine 
an sich preisgünstigere Produktion in den ärme-
ren Ländern vielfach unrentabel machten. Nach 
Ausbruch der Finanzmarktkrise sind die Preise 
für die meisten Agrarprodukte zunächst deutlich 
gefallen. Dennoch liegen sie noch immer über 
ihrem Niveau von 2007 und gemessen an einem 
längerfristigen Trend auch deutlich über dem 
Niveau der vorangegangenen Jahre. Seit dem 

Jahr 2009 ist zudem ein erneuter Anstieg zu ver-
zeichnen.

 Zwar konnten einige Länder, wie z.B. die 
Schwellenländer Brasilien oder Argentinien von 
den Preisanstiegen profi tieren, da sie deutlich 
mehr Nahrungsmittel exportieren als importie-
ren. Doch gerade die ärmeren Entwicklungslän-
der, sind zu einem großen Teil Nettoimporteure 
von Lebensmitteln, d.h. sie importieren mehr als 
sie exportieren. Die Preissteigerungen hatten 
somit massive Auswirkungen auf die Menschen 
und deren Lebensalltag gerade in diesen Län-
dern. Arme Menschen geben oft mehr als 50 % 
ihres Einkommens für Nahrung aus, manchmal 
sogar bis zu 80 %, im Vergleich zu lediglich 10–
20 % in den Industrienationen. Preissteigerun-
gen bei Grundnahrungsmitteln schlagen daher 
bei den Ärmsten sehr viel stärker zu Buche als 
bei Empfängern von höheren Einkommen. Da-
bei sind insbesondere die städtischen Armen von 
Nahrungsmittelimporten abhängig. Aber selbst 
auf dem Land kaufen viele arme Menschen 
mehr Nahrungsmittel ein, als sie verkaufen.47 

43 Vgl. WBGU (2008).
44 Vgl. Welthungerhilfe (2010).
45 Vgl. Weltbank (2008a).
46 FAO (2009b).
47 FAO (2009b).
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Die Folgen sind Einschnitte bei den Ausgaben 
für Ernährung, was sich darin äußern kann, dass 
insgesamt weniger gegessen oder auf einfache-
re und preiswertere Nahrung umgestellt wird. 
Häufi g wird jedoch auch an anderen Ausgaben 
gespart, z.B. im Bereich Bildung, wovon in der 
Regel am stärksten die Mädchen betroffen sind, 

oder im Bereich Gesundheit – beides mit verhee-
renden Auswirkungen auf die gegenwärtige und 
zukünftige Gestaltung des Lebensalltags.

 Mit Beginn des Jahres 2008 verschärfte sich 
die Nahrungssituation zunehmend. Mit einer 
Welle von Hungeraufständen und Revolten in 
über 30 Ländern scheint die Nahrungsmittelkrise 

3. Die Nahrungsmittelkrise

Die Bilder dokumentieren das Ergebnis eines im Februar 2009 in Lusaka durchgeführten Experiments, 
in dem die Teilnehmer gebeten wurden, zu zeigen, wieviel Nahrungsmittel sie sich derzeit mit 5.000 
Kwacha kaufen können (rechtes Bild) und dies mit der Menge zu vergleichen, die sie sich vom gleichen 
Betrag ein Jahr zuvor leisten konnten (linkes Bild), Quelle: Mwila Mulumbi.

Abbildung 5:
Preisindex für Nahrungsmittel

* Dieser Index umfasst die wichtigsten Nahrungsmittelgruppen,
u.a. Getreide, Öl, Fleisch und Milchprodukte,

Quelle: FAO Food Price Index: http://www.fao.org/worldfoodsituation/FoodPricesIndex/en/



27© SÜDWIND 2010 • Klimakrise. Nahrungsmittelkrise. Finanzmarktkrise.

ihren Höhepunkt erreicht zu haben. In Peru, Haiti, 
Burkina Faso, Ägypten, Bangladesch, Indonesien 
oder Mexiko treibt der Hunger die wütende Be-
völkerung auf die Straße (vgl. Kasten auf S. 31). 
Vielerorts kommt es zu gewaltsamen Aufständen, 
in Haiti wird die Regierung gestürzt. Zahlreiche 
Regierungen reagieren auf die Entwicklungen 
mit Preiskontrollen auf bestimmte Nahrungsmit-
tel (z.B. in Mexiko, China), mit einer Senkung 
oder Streichung der Importzölle (z.B. in Brasilien, 
Ecuador) oder der Einführung von Subventionen 
für die Produktion oder den Kauf von Nahrungs-
mitteln (z.B. in Bangladesch, Indonesien). Diese 
Maßnahmen wiederum haben negative Auswir-
kungen auf den Staatshaushalt. Umgekehrt wur-
den aber auch Steuern auf Nahrungsmittelexpor-
te erhoben (Russland, China) oder die Exporte 
gleich ganz verboten (z.B. in Argentinien, Äthi-
opien),48 mit dem Ziel, die Versorgung auf dem 
heimischen Markt zu sichern. Im Fall der großen 
Exporteure wie Russland (Weizen) oder Argenti-
nien (Soja) hat dies die Versorgung der globalen 
Märkte und der importabhängigen Länder jedoch 
zusätzlich erschwert. Insbesondere für importie-
rende Länder der Region haben solche Maßnah-
men die Preise weiter erhöht.49

Wie ist es dazu gekommen?

Ähnlich starke Preisanstiege gab es bereits in den 
1970er Jahren. Schlechte Wetterbedingungen 
kombiniert mit dem Ölpreisschock mündeten in 
Produktionseinbußen, denen der steigende Be-
darf einer wachsenden Bevölkerung gegenüber 
stand. Gewisse Engpässe auf der Angebotsseite 
gibt es auch bei der gegenwärtigen Krise. Unmit-
telbar vor dem rasanten Anstieg der Nahrungs-
mittelpreise gab es zwar keine Einbrüche in der 
Nahrungsmittelproduktion, insgesamt erreichte 
die Getreideproduktion im Erntejahr 2008 sogar 
ein Allzeithoch.50 Wohl aber hatte es in den bei-
den Jahren zuvor einen Rückgang der Produkti-

on bei einigen Produkten gegeben,51 was bei ste-
tig steigendem Konsum mit dafür verantwortlich 
war, dass die Lagerbestände im Jahr 2008 auf 
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48 Weitere spezifi sche Länderinformationen gibt es auf der in-
teraktiven Karte der Financial Times unter http://www.ft.com/
cms/s/0/d8184634-07cc-11dd-a922-0000779fd2ac,dwp_
uuid=a955630e-3603-11dc-ad42-0000779fd2ac.html.

49 Vgl. Paul/Wahlberg (2008).
50 Vgl. FAO (2009c).
51 So hatte Australien, einer der wichtigsten Getreideexporteure 

weltweit, in den Jahren 2006 und 2007 eine relative schlechte 
Ernte eingefahren.

Beispiel Ghana:
Preissteigerungen belasten
den Haushalt
Ghana ist eines der Vorzeigeländer in Afrika. 
Mit einer vergleichsweise guten Regierungs-
führung konnten in den vergangenen Jahren 
erhebliche Erfolge in der Armutsbekämpfung 
erzielt werden. Lebten 1991/92 noch 52 % der 
Bevölkerung unter der nationalen Armuts-
grenze, so waren es 2005/06 »nur« noch 
29 %. Dennoch gilt Ghana als eines der Län-
der mit einem besonders hohen Grad an Man-
gelernährung. Wichtige Nahrungsmittel müs-
sen importiert werden. 45 % der Bevölkerung 
leben von weniger als 1 US-Dollar pro Tag und 
vor allem in Teilen Nordghanas leben neun 
von zehn Menschen unterhalb der Armutslinie.

 Der Norden Ghanas ist auch der Teil, der am 
stärksten unter extremen Wetterbedingungen 
leidet. Im Jahr 2007 kam es in der Region zu 
Überschwemmungen und Dürren mit erheb-
lichen Ernteverlusten. Im Jahr 2008 schließ-
lich erschwerten die dramatisch steigenden 
Lebensmittelpreise die Situation zusätzlich. In 
der Hauptstadt Accra waren die Brotpreise von 
0,80 US-Dollar im Januar auf 1,80 US-Dollar 
im Mai 2008 angestiegen. Auch ein Sack Mais 
verteuerte sich von 40 US-Dollar auf 75 US-
Dollar.

 Mit einer Mischung aus dem Verzicht von 
Einfuhrzöllen auf wichtige Nahrungsmittel 
und Subventionen für Fischer und Landwirte 
kündigt Präsident John Kufuor im Mai 2008 
schließlich ein Hilfspaket von insgesamt 1 Mrd. 
US-Dollar an. Dieses Maßnahmenpaket wird 
in einer Zeit aufgelegt, als der ghanaische 
Haushalt ohnehin stark unter Druck geraten 
ist. Die Importrechnung allein für Erdöl ist von 
500 Mio. US-Dollar im Jahr 2005 auf 2,1 Mrd. 
US-Dollar Ende 2007 gestiegen. War bei den 
Haushaltsplanungen noch von Preisen von 85 
US-Dollar pro Barrel ausgegangen worden, so 
belief sich der Ölpreis nunmehr auf 135 US-
Dollar.

Quelle: IRIN (2008).
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einem sehr niedrigen Niveau angelangt waren.52 
Lagerbestände können extreme Preisschwan-
kungen auffangen, indem je nach Preislage die 
Bestände aufgefüllt oder geleert werden. Wenn 
sie aber weitgehend aufgebraucht sind, sind die 
Länder abrupten Veränderungen auf der Ange-
bots- oder Nachfrageseite ausgeliefert.

 Strukturelle Defi zite in der Agrarpolitik ha-
ben die Angebotsseite zusätzlich geschwächt, 
denn in vielen Entwicklungsländern kam es zu 
einer sinkenden Produktivität im Agrarsektor. 
Während die Erträge in den am wenigsten ent-
wickelten Ländern in den 1980er Jahren noch 
um durchschnittlich 3–6 % wuchsen, steigen 
sie gegenwärtig nur um etwa 1–2 %.53 Sinken-
de Verfügbarkeiten von fruchtbarem Ackerland 
vor allem für Landwirte mit kleineren Anbaufl ä-
chen spielen hierbei ebenso eine Rolle wie eine 
verfehlte Agrarpolitik im Zuge der Strukturan-
passungen, die vorrangig auf Exportförderung 
gesetzt und dabei die einheimische Produktion 
von Nahrungsmitteln und vor allem staatliche 
Unterstützung in diesem Bereich vernachlässigt 
hat (vgl. Kasten). Durch die Liberalisierung der 
Märkte wurde die einheimische Produktion der 
Konkurrenz oft hoch subventionierter Agrarpro-
dukte aus den Industrienationen ausgesetzt.

 Und nun kommt die steigende Nachfrage ins 
Spiel. Der steigende Bedarf einer wachsenden 
Bevölkerung allein kann hierfür jedoch nicht al-
leine herangezogen werden. Neu bei der gegen-
wärtigen Krise ist, dass nicht nur ein paar, son-
dern im Wesentlichen alle Nahrungsmittel sowie 
auch andere Rohstoffe vom Preisboom betroffen 
sind. Auch sind die kurzfristigen Preisschwankun-
gen (Volatilität) sehr viel stärker als jemals zuvor. 
Zwischen Januar 2008 und Mai 2008 waren die 
Preisschwankungen für Weizen doppelt so groß 
wie im vorangegangenen Jahr, für Reis sogar 
fünfmal so groß.54 Wie lässt sich all das erklären? 
Dass eine globale Nahrungskrise in diesem Aus-
maß entstehen konnte, ist mit dem Aufeinander-
treffen von langfristigen, strukturellen Faktoren, 
sowie akuten, gegenwärtigen Entwicklungen zu 
erklären. Die Ursachen sind vielschichtig und oft-
mals zueinander interdependent.

Bevölkerungswachstum
und neues Konsumverhalten

Angesichts einer rasant wachsenden Bevölke-
rung mit einem jährlichen Wachstum von 78 
Mio. Menschen nimmt die Nachfrage nach Nah-
rungsmitteln beständig zu. Schon jetzt kommt die 
globale Nahrungsproduktion dem Bedarf kaum 
nach. Insbesondere in den Industrienationen, 
die wichtige Erzeugerländer sind, ist die Produk-
tivität bereits sehr hoch. Sie lässt sich durch neue 
Investitionen nicht mehr in dem Maße steigern, 
wie das in der Vergangenheit der Fall war. Da 
auch die Produktionskosten aufgrund steigender 
Öl- und Düngemittelpreise tendenziell steigen, 
gibt es bereits Zweifel, dass unter Beibehaltung 
der gegenwärtigen energieintensiven Produk-
tionsweise die Produktion überhaupt noch mit 
dem Bevölkerungswachstum mithalten kann.55

 Hinzu kommt, dass gerade in bevölkerungs-
reichen Ländern wie China und Indien das Ent-
wicklungsniveau immer weiter zunimmt. Immer 
mehr Menschen konsumieren mehr und hö-
herwertige Lebensmittel. Vor allem der erhöhte 
Konsum von Fleisch- und Milchprodukten stellt 
ein zunehmendes Problem für die Nahrungsmit-
telproduktion dar. In China kam es z.B. seit 1985 
zu einer Steigerung der Fleischnachfrage um 
150 %.56 Fleischproduktion hat jedoch einen sehr 
viel höheren Flächenbedarf landwirtschaftlicher 
Nutzfl ächen für Weidefl äche und die Futtermit-
telproduktion. Das Konsumverhalten von immer 
mehr Menschen gerade in den aufstrebenden 
Schwellenländern gleicht sich dabei mehr und 
mehr dem energie- und fl ächenintensiven und 
daher nicht nachhaltigen Konsummuster an, das 
die westliche Welt schon seit Jahren prägt.

 Solche Veränderungen sind jedoch gradu-
ell und gehen nicht plötzlich vonstatten. Diese 
beiden Faktoren sind daher relevant für die län-
gerfristige Entwicklung der Nachfrageseite, vor 
allem in der Zukunft. Sie können aber den plötz-
lichen Anstieg der Nahrungsmittelpreise in dem 
gegebenen Ausmaß kaum erklären.

Boom der Agrotreibstoffe

Von einer weiteren Seite wurde die Nachfrage 
kräftig angekurbelt, dem Boom von Agrotreib-
stoffen. Die Basis der Agrotreibstoffe stellen 
nachwachsende Rohstoffe dar, die zu Ethanol 
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52 Vgl. FAO (2009b).
53 Vgl. UNCTAD (2008).
54 Vgl. FAO (2009b).
55 Vgl. Paul / Wahlberg (2008).
56 Vgl. Paul / Wahlberg (2008).
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(aus stärke- bzw. zuckerreichen Pfl anzen wie 
Mais, Weizen oder Zuckerrohr) oder Biodiesel 
(aus Ölsaaten wie Raps oder Ölpalmen) verar-
beitet werden. Agrotreibstoffe haben im Zuge 

des fortschreitenden Klimawandels immer mehr 
an Aufmerksamkeit gewonnen, denn sie sollen 
den CO2-Ausstoß verringern. Theoretisch ist 
Agrotreibstoff CO2-neutral, denn es wird beim 
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Strukturanpassung und Nahrungsmittelproduktion
Vor allem nach Ausbruch der Schuldenkrise der 
Entwicklungsländer in den 1980er Jahren muss-
ten sich viele Länder, sofern sie die Unterstüt-
zung ihrer Gläubiger suchten, einer marktlibera-
len Wirtschaftsordnung unterordnen, die noch 
heute weitgehend das wirtschaftspolitische Den-
ken weltweit bestimmt. Grundprinzipien dieser 
Wirtschaftsordnung sind der freie Handel mit 
Waren und Dienstleistungen, der weitgehende 
Rückzug des Staates aus der Wirtschaft und der 
ungehinderte Kapitalverkehr. Um auch zukünf-
tig Schulden bezahlen zu können, sollten zudem 
die Einnahmen des Staates gesteigert und die 
Ausgaben begrenzt werden. Eine Konzentration 
auf Exportförderung und Privatisierung vieler 
Staatsbetriebe waren daher wichtige Eckpfeiler 
in solchen Politikempfehlungen. Auch der kon-
tinuierliche Abbau von Nahrungsmittelvorräten 
(z.B. in Malawi) ist der strengen Aufl agenpolitik 
vom Internationalen Währungsfonds (IWF) und 
der Weltbank geschuldet.

 In Bezug auf die Produktion von Nahrungs-
mitteln wurden im Zuge der Strukturanpas-
sungen eine Reihe staatlicher Leistungen ge-
strichen, die zuvor die Bauern auf dem Land 
begünstigt hatten. Hierzu zählen z.B. Preis-
kontrollen oder Subventionen für Düngemit-
tel, Saatgut und Pestizide, staatliche Mikrokre-
ditsysteme und Beratungen. Der Rückzug des 
Staates bewirkte allerdings nicht, wie erhofft, 
ein Ansteigen der privaten Investitionen in 
die Landwirtschaft. Vielerorts wurden priva-
te Investitionen in die Landwirtschaft oder die 
ländliche Infrastruktur durch den Rückzug des 
Staates sogar eher abgeschreckt, denn das Um-
feld schien nun unsicherer geworden zu sein. 
Die Lücke, die der Staat hinterließ, wurde nicht 
durch den Privatsektor geschlossen. Auch die 
internationale Entwicklungszusammenarbeit, 
die sich ebenso aus diesem Bereich zurückzog, 
konnte die Lücke nicht schließen. In den Jahren 
zwischen 1980 und 2002 gingen die Finanz-
mittel internationaler Geberorganisationen in 
die Landwirtschaft von 3,4 Mrd. US-Dollar auf 

0,5 Mrd. US-Dollar zurück. Auch die staatliche 
Entwicklungshilfe ging von 2,8 Mrd. US-Dollar 
auf 1,7 Mrd. US-Dollar zurück.

 Durch die Liberalisierung des Handels kam 
hinzu, dass viele landwirtschaftliche Produkte 
beispielsweise aus Afrika nicht mehr mit den 
hoch subventionierten Agrarprodukten aus 
dem Norden konkurrieren konnten. Nach neu-
esten Untersuchungen der Konferenz der Ver-
einten Nationen für Handel und Entwicklung 
(UNCTAD) und der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen 
(FAO) gehen diese Subventionen mit einem 
rasch wachsenden Import an Grundnahrungs-
mitteln einher. Das Ergebnis war für viele, ins-
besondere in den ärmeren Ländern, dass sie 
von Nahrungsmittelexporteuren zu Nahrungs-
mittelimporteuren wurden.

 Gleichzeitig wurden im Zuge der Exportori-
entierung diejenigen Großbetriebe begünstigt, 
die auf den guten landwirtschaftlichen Nutz-
fl ächen vorrangig Exportprodukte wie Kaffee, 
Kakao oder tropische Früchte anbauten. Viele 
Länder konzentrierten sich so stark auf einige 
wenige Agrarprodukte, dass ihr Haushalt nun 
von diesen Exporten besonders abhängig ist. 
Eine schlechte Ernte oder ein plötzlicher Preis-
verfall schlagen dann besonders stark zu Buche. 
Durch die Tatsache, dass viele Länder gleiche 
oder ähnliche Politikempfehlungen erhielten, 
kam es zudem durch die weltweiten Produkti-
onssteigerungen zu einem größeren Angebot 
und somit zu einem Preisverfall für eben diese 
Produkte.

In der jüngsten Krise hatte das fatale Auswir-
kungen. So schätzen die Vereinten Nationen, 
dass im Zuge der Nahrungsmittelkrise die ex-
treme Armut in Subsahara-Afrika um fast 8 % 
gestiegen ist (bei sonst gleichen Bedingungen). 
Die Erfolge bei der Armutsbekämpfung der 
vergangenen Jahre sind zu einem erheblichen 
Teil damit wieder zunichte gemacht worden.

Quelle: UNCTAD (2008), Bello (2010).
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Verbrennen nur so viel CO2 frei gegeben, wie 
die Pfl anze während ihres Wachstums gebunden 
hat. Für eine korrekte CO2-Bilanz muss aber der 
CO2-Ausstoß der gesamten Verarbeitungskette 
einberechnet werden. Düngemitteleinsatz wäh-
rend des Anbaus, Emissionen durch Ernte, Ver-
arbeitung und den Transport schwächen diese 
Bilanz erheblich. Schließlich hängt der Beitrag 
zum Klimaschutz auch von der Ausgangspfl anze 
der Energiegewinnung ab: So ist Zuckerrohr sehr 
viel effi zienter für die Gewinnung von Ethanol als 
Mais. Werden für den Anbau von Energiepfl an-
zen gar Waldbestände gerodet oder Feuchtge-
biete trocken gelegt, um neue Anbaufl ächen zu 
schaffen, wird sogar deutlich mehr CO2 freige-
setzt, als über die Nutzung von Agrotreibstoffen 
über Jahrzehnte eingespart werden kann. Die 
CO2-Bilanz ist dann über viele Jahrzehnte oder 
gar Jahrhunderte negativ.57

 Trotz solcher Gefahren steht der Arosprit auch 
weiterhin auf der politischen Agenda. Derzeit 
spielt er mit 2,2 % der globalen Bioenergie je-
doch nur eine kleine Rolle.58 Es ist davon auszu-
gehen, dass das nicht zwingend so bleibt, denn 
der Wunsch nach unabhängiger Energiever-
sorgung im Bereich der Treibstoffe hat bereits 
Anreize gesetzt, die diesen Boom verstärken 
werden: In der Europäischen Union soll bei-
spielsweise der Anteil von Biosprit am gesamten 
Kraftstoffverbrauch bis 2010 auf 5,75 % steigen. 
Neben der Gefahr der weiteren Rodung von Re-
genwald ist auch eine Konsequenz, dass Nah-
rungsmittelpfl anzen vermehrt für die Produkti-
on von Agrosprit verwendet werden, statt für die 
Ernährung der Weltbevölkerung. Anbaufl ächen 
werden dann für Energiepfl anzen genutzt, statt 
für den Anbau von Nahrungsmitteln. In den USA 
beispielsweise wird bereits rund ein Drittel der 

Maisproduktion in Ethanol umgewandelt (ver-
glichen mit nur 5 % vor zehn Jahren) und rund 
die Hälfte des Pfl anzenöls in der EU wird zu Bio-
diesel verarbeitet.59 Dass ein solcher Nachfrage-
boom die Preise in die Höhe treibt, zeigt nicht 
zuletzt auch die sogenannte Tortilla-Krise in Me-
xiko (vgl. Kasten). Wie hoch der Einfl uss dieses 
Booms allgemein ist, wird indes von den ver-
schiedenen Seiten sehr unterschiedlich bewer-
tet. Die beiden Extreme werden durch eine Stu-
die der Weltbank dargestellt, die davon ausgeht, 
dass die Produktion von Agrokraftstoff für 70 % 
des Preisschocks verantwortlich ist, im Vergleich 
zu einer Angabe der US-Regierung in Höhe von 
3 %. Dazwischen liegt das Internationale Institut 
für Ernährungspolitik (IFPRI), das von etwa 30 % 
ausgeht.60

 Nicht nur der Weltmarkt für Nahrungsmittel 
ist von solchen Nachfrageentwicklungen betrof-
fen, es gibt auch direkte Auswirkungen in den 
Entwicklungsländern selbst. Denn die EU wird 
zur Erreichung der Beimischungsquote einen 
großen Teil des Agrosprits aus Entwicklungslän-
dern importieren müssen. Hierfür hat bereits ein 
Wettrennen um die besten Anbaufl ächen und 
die größten Marktanteile eingesetzt. Vertreibun-
gen und Ausbeutung bis hin zu Schuldknecht-
schaft sind nicht selten die Folge, wie Beispiele 
aus Indonesien, Kolumbien, Brasilien oder Tan-
sania zeigen. Die ärmsten und marginalisierten 
Bevölkerungsgruppen sind diesem Risiko meist 
am stärksten ausgesetzt.61

 So trägt der Agrotreibstoffboom weniger zu 
einer Herabsetzung von Treibhausgasen bei, 
als vielmehr zu einer Gefahr von Nahrungsunsi-
cherheit in der Welt. Stetig steigende Preise auf-
grund der erhöhten Nachfrage und Umwidmung 
von Nahrungsmitteln in Sprit werden dazu eben-
so beitragen, wie die zunehmende Gefahr von 
erheblichen Preisschwankungen, da der Nah-
rungsmittelmarkt stärker an den Energiemarkt 
gekoppelt wird. Nicht zuletzt eröffnet diese Per-
spektive einem weiteren Akteur, der bereits zum 
Verlauf der Nahrungsmittelkrise 2008 erheblich 
beigetragen hat, alle Türen und Tore: Dem Spe-
kulanten.

Spekulation mit Nahrungsmitteln

Alle oben genannten Faktoren sind entschei-
dend für die Preisbildung auf den Rohstoffmärk-
ten, sie werden mit Sicherheit auch in Zukunft 
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57 Wenn Regenwald für die Gewinnung von Palmöl gerodet wird, 
hat die Verbrennung von Biodiesel aus Palmöl erst nach 86 
Jahren positive Auswirkungen auf die CO2-Bilanz. Wenn un-
ter diesem Regenwald Torf war, dauert es sogar mehr als 400 
Jahre. Über 300 Jahre dauert es, bis die Öko-Bilanz positiv ist, 
wenn in Brasilien Regenwald für den Anbau von Soja zur Sprit-
gewinnung gerodet wird. Vgl. CIFOR (2009).

58 Der größte Teil (86 %) entfällt auf die Nutzung traditioneller 
Bioenergie, also etwa die Verwendung von Holz zum Kochen. 
Der Rest ist moderne Bioenergie jenseits von Treibstoffen, z.B. 
die Verwendung von Bioabfällen zur Stromerzeugung durch 
Biogasanlagen.

59 Vgl. FAO (2009b), IFPRI (2008).
60 Vgl. WBGU (2008).
61 Zu den Folgen des Agrospritbooms auf die Lebenssituation der 

Ärmsten vgl. Oxfam (2007), Gaia Foundation at. al (2008).
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3. Die Nahrungsmittelkrise

Beispiel Mexiko: Die Tortilla-Krise
Besonders Lateinamerika und die Karibik sind 
in Folge der Handelsliberalisierung zunehmend 
abhängig von Maisimporten aus den USA ge-
worden. Bis in die 1990er Jahre deckte Mexi-
ko seinen Maisbedarf weitgehend durch eige-
ne Produktion ab. Im Jahr 1994 trat das Land 
dem nordamerikanischen Freihandelsabkom-
men NAFTA bei, einem Wirtschaftsverbund zur 
Schaffung einer Freihandelszone zwischen den 
USA, Kanada und Mexiko. Zahlreiche Zölle wur-
den gesenkt und mexikanische Landwirte sahen 
sich einem unfairen Wettbewerb ausgesetzt, da 
die Agrarerzeugnisse in den USA hoch subven-
tioniert werden. Durch den Wegfall der Zoll-
schranken konnte die einheimische Maispro-
duktion nicht mehr mit dem subventionierten 
Billigmais aus den USA konkurrieren und führte 
dazu, dass Mexiko inzwischen fast die Hälfte des 
jährlichen Bedarfs von 39 Mio. Tonnen Mais 
importieren muss, hauptsächlich aus den USA. 
Durch den Produktionsrückgang in Mexiko ist 
die Existenzgrundlage vieler Menschen, vor al-
lem der mexikanischen Kleinbauern, bedroht. 
Die Maisimporte machen Mexiko zunehmend 
abhängig von den Preisen des Weltmarkts.

 Als ein Grund für die Preissteigerungen 
gilt der Anstieg der Nutzung von Agrosprit. 
Gerade im Nachbarland USA, von dessen Ex-
porten Mexiko besonders abhängig ist, ist der 
Anteil der Maisernte, der zu Ethanol verarbei-
tet wird, stetig gewachsen. Als die Preise für 
Mais und Maismehl immer weiter anstiegen, 
kam es Anfang des Jahres 2007 in Mexiko zur 
sogenannten »Tortilla-Krise«. Die Tortilla ist 
das Grundnahrungsmittel der mexikanischen 
Bevölkerung und unterlag direkt den Auswir-
kungen der Preissteigerungen. Die Preise für 
Maismehl, dem Basiselement der Tortilla, stie-
gen von 40 Cent pro kg auf 75 Cent pro kg, 
was eine Verdopplung der Preise für die Tortilla 
mit sich brachte. Damit verschlechterte sich die 
Nahrungssituation der mexikanischen Bevölke-
rung, bei der ohnehin schon mehr als 20 Mio. 
Mexikaner als extrem arm gelten. Tausende 
von Menschen gingen auf die Straße, um sich 
gegen die enormen Preisexplosionen zu weh-
ren.

Quellen: FAO (2009d), Telepolis (2007)

Proteste in Mexiko-City im Januar 2007, Foto: Flickr.com
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den Trend für die Nahrungsmittelpreise eher 
nach oben als nach unten gehen lassen. Es sind 
aber Entwicklungen, die längerfristig wirken und 
je nach Geschwindigkeit die Preise auch mehr 
oder weniger rasch steigen lassen können. Die 
dramatischen Preisanstiege, insbesondere in 
den Jahren 2007 und 2008 können sie aber 
kaum erklären. Auffällig ist auch, dass nach Aus-
bruch der Finanzkrise die Preise fast ebenso dra-
matisch wieder gefallen sind (vgl. Abbildung 5). 
Vieles deutet darauf hin, dass es sich bei diesen 
dramatischen Auswüchsen um eine klassische 
Spekulationsblase handelt.

 Diese Art der Spekulation beruht auf einem 
an den Rohstoffbörsen üblichen und eigentlich 
auch sinnvollen Versicherungsmechanismus, 
den sogenannten Termingeschäften (engl. fu-
tures). Bei Termingeschäften wird zwischen dem 
Produzenten (Verkäufer der Ware) und dem 
Abnehmer (Käufer) gewissermaßen ein Vertrag 
abgeschlossen, in dem der Abnehmer sich ver-
pfl ichtet, die Ware zu einem zum Vertragszeit-
punkt festgelegten Preis zu kaufen. Für beide 
Seiten hat dies den klaren Vorteil der besseren 
Kalkulierbarkeit und Sicherheit. Der Produzent 
kann sich so gegen fallende Preise, der Abneh-
mer gegen steigende Preise absichern.

 Bei tendenziell steigenden Preisen sind solche 
Termingeschäfte aber nicht nur für die Händler 
interessant, sondern zunehmend auch für insti-
tutionelle Investoren, die nicht selbst mit Roh-
stoffen handeln, aber für die von ihnen verwal-
teten Gelder möglichst hohe Renditen suchen.62 
Für diese Investoren sind vor allem im Vorfeld 
der globalen Finanzkrise (vgl. Kapitel 4) solche 
Investitionen auf den Rohstoffmärkten interes-
sant geworden. Je mehr der Hypothekenmarkt 
in den USA zu kippen drohte – lange Zeit ver-
meintlicher Garant für hohe Rendite – desto 
mehr investierten sie auf den Rohstoffmärkten, 
was wiederum die Preise für Nahrungsmittel wei-

ter nach oben drückte. Eine Studie der Lehman 
Brothers Bank gibt an, dass die Summen, die in 
kombinierte Rohstoffi ndices investiert wurden 
(von denen agrarische Rohstoffe zwischen 10 % 
und 20 % ausmachen) zwischen dem Jahr 2003 
und März 2008, von 13 Mrd.US-Dollar auf 260 
Mrd. US-Dollar gestiegen sind.63 Bestandteil sol-
cher Rohstoffi ndices und Ziel der Spekulationen 
war auch Erdöl. Dies hatte Auswirkungen auf die 
Produktion von Nahrungsmitteln, da damit auch 
die Preise für Düngemittel stiegen, die aufgrund 
ihrer energieintensiven Herstellung stark vom 
Ölpreis abhängen.

 Mittlerweile haben sich auf den internationa-
len Märkten die Preise zwar wieder etwas erholt, 
liegen aber dennoch deutlich über dem langjäh-
rigen Durchschnitt. Besonders in den meisten 
Entwicklungsländern sind die Preise noch im-
mer doppelt so hoch wie zu Zeiten der relativen 
Niedrigpreisphase zu Beginn des Jahrtausends. 
Aus den genannten Gründen sind Investitionen 
in agrarische Rohstoffe auch in Zukunft lukra-
tiv. Wenn die rein spekulativen Tätigkeiten nicht 
klaren Regeln unterworfen werden, so könnten 
ähnliche Preisblasen und -sprünge auch in Zu-
kunft die Preise für Nahrungsmittel weitgehend 
mitbestimmen. Je größer aber solche Preis-
sprünge ausfallen, desto höher sind auch die 
möglichen Gewinnchancen für die Spekulan-
ten, mit der Folge, dass eben die Preissprünge 
selbst die spekulativen Attacken noch weiter 
verstärken können.64 Umgekehrt stellen genau 
solche Preissprünge aber eine ernst zu nehmen-
de Gefahr für die Ernährungssicherheit in vielen 
Ländern dieser Erde dar. Mehr Transparenz im 
Rohstoffhandel und klare Regeln gegen die Spe-
kulation mit Nahrungsmitteln sollten somit auch 
ein Gebot des Rechts auf Nahrung sein.

 Es ist schwer zu beurteilen, welchen Anteil die 
Spekulation auf Nahrungsmittel tatsächlich an 
den mittelfristigen Preisentwicklungen ab dem 
Jahr 2003 hatte. Vor allem die blasenähnliche 
Entwicklung zwischen 2007 und 2008 mit ei-
nem starkem Anstieg und einem ebenso abrup-
ten Rückgang spricht aber sehr für eine nicht 
unerhebliche Bedeutung dieses Faktors. Einige 
Experten gehen davon aus, dass Spekulationen 
insgesamt die Preisentwicklung erheblich beein-
fl ussen, die Märkte instabiler machen und perio-
disch zu spekulativen Blasen führen, und dass sie 
an der Nahrungsmittelkrise den »Löwenanteil« 
ausgemacht haben.65

3. Die Nahrungsmittelkrise

62 Europäische Banken werben gar für Ihre »strukturierten Fi-
nanzprodukte im Agrarbereich«: »Die genannten Gründe spre-
chen gegenwärtig für eine derartige Investition und sind siche-
re Voraussetzungen für nachhaltig steigende Preise und satte 
Gewinne« (Bank ABM Amro, Niederlande).

63 Zitiert nach Wahl (2008).
64 Vgl. FAO (2009b).
65 Vgl. Wahl (2008).
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Wie sieht die Zukunft aus?

Wir haben es aufgrund der verschiedenen, oben 
aufgeführten Faktoren auch in Zukunft mit einer 
deutlich steigenden Nachfrage zu tun. Bevölke-
rungswachstum, steigender Wohlstand und neue 
Konsummuster, sowie der steigende Bedarf an 
Agrosprit werden die Nachfrage dauerhaft hoch 
halten bzw. steigern. Diese steigende Nachfrage 
trifft auf der Angebotsseite zum Einen auf eine 
nur langsam wachsende Produktion, zum An-
deren auf klimatische Bedingungen, die in vie-
len Regionen auch für die Zukunft begrenzende 
Faktoren darstellen.

 Langfristig steigende Preise können Produk-
tionssteigerungen hervorrufen, da neue Anreize 
für Investitionen geschaffen werden. Jedoch sind 
gerade in den ärmsten Ländern Infrastruktur, 
Dienstleistungs- und Bankensysteme nicht gut 
genug ausgebaut, als dass dort eine rasche An-
passung möglich wäre.66 Hier machen sich auch 
die jahrzehntelange Vernachlässigung der Land-
wirtschaft, die mangelnden Investitionen in tech-
nischen Fortschritt sowie eine kaum vorhandene 
Beratung bemerkbar. Zum Zweiten stellen auch 
der Klimawandel und die Verfügbarkeit von 
fruchtbarem Land und Wasser eine klare Gren-
ze für Produktionssteigerungen vor allem in den 
Entwicklungsländern dar (vgl. Kapitel 2).

 Zwar können durch den Klimawandel neue 
Anbaufl ächen erschlossen werden. Die Pro-
duktion in vielen entwickelten Ländern könnte 
durch längere Anbauzeiten um 8 % steigen und 
Verluste in den Entwicklungsländern teilweise 
ausgleichen67. Dies gilt aber zum Einen nur für 
einen globalen Temperaturanstieg bis 3°C, zum 
Anderen würde dies zwangsläufi g zu einer wei-
teren Verschärfung der weltweiten Ungleichheit 
führen. Denn während Entwicklungsländer noch 

stärker abhängig werden von Nahrungsmittel-
importen, könnten sie umgekehrt empfi ndliche 
Einbußen bei ihren Agrarexportprodukten (Kaf-
fee, Kakao etc.) erleben.68

 Zudem ist davon auszugehen, dass der Ölpreis 
tendenziell steigt bzw. hoch bleibt, so dass auch 
die Nahrungsmittelpreise, die an den Energie-
markt gekoppelt sind, den Tiefstand der Jahrtau-
sendwende wohl nicht mehr erreichen werden. 
Besonders gefährdet sind daher Länder, die ih-
ren Bedarf an Erdöl und Lebensmitteln zu einem 

3. Die Nahrungsmittelkrise

Beispiel Bangladesch:
Auswirkungen der
Nahrungsmittelkrise
Vor der Krise konnte Bangladesch große 
wirtschaftliche und auch soziale Erfolge ver-
zeichnen. Zwischen 2003 und 2008 lag das 
Wirtschaftswachstum durchschnittlich bei 6 % 
und vor allem im Bildungssektor wurden gro-
ße Fortschritte erzielt. Allerdings gibt es auch 
immer wieder Rückschläge in der Armutsbe-
kämpfung. So fegte der Tropensturm Sidr im 
November 2007 über das Land und forderte 
nicht nur viele Menschenleben und vernichte-
te Teile der Reisernte, sondern richtete auch 
Schäden in dreistelliger Millionenhöhe an.

 Da viele arme Haushalte bis zu 40 % ihres 
Einkommens alleine für Reis ausgeben, traf 
sie der Preisschock besonders hart: Im Juli 
2008 war der Reispreis 45 % höher als ein 
Jahr zuvor. Ende des Jahres 2008 gab ein 
durchschnittlicher Haushalt in Bangladesch
62 % seines Einkommens für Lebensmittel 
aus. Im Jahr 2005 waren es noch 52 % gewe-
sen. Gerade für die armen Haushalte, wo die-
ser Anteil sehr viel höher liegt, bedeutete das, 
dass sie entsprechende Ausgaben im Bereich 
Gesundheit und Bildung kürzen mussten. Zu 
den Bewältigungsstrategien der Haushalte 
zählt auch die Einnahme von weniger Mahlzei-
ten oder von minderwertigen Lebensmitteln. 
Nach dem Höhepunkt der Nahrungsmittelkri-
se ergab eine Studie des Welternährungspro-
gramms, dass sich die Zahl der stark Unterer-
nährten seit 2005 deutlich vergrößert hat und 
ein Viertel aller Menschen in Bangladesch lei-
det unter extremer Ernährungsunsicherheit.

Quelle: FAO / WFP (2009).

66 IFPRI geht davon aus, dass ein Preisanstieg von 10 % zu einer 
Produktionssteigerung von nur 1 % oder 2 % führt. Vgl. IFPRI 
(2008).

67 Vgl. UNDP (2007).
68 Berechnungen gehen beispielsweise davon aus, dass ganz Afri-

ka zu den Verlierern der Preissteigerungen zählt. In Nord- und 
Ostafrika könnte sich 2007–2008 die Handelsbilanz sogar um 
mehr als 1 % des BIP verschlechtert haben. In Süd- und West-
afrika, in weiten Teilen Südasiens, in Mittel- und im westlichen 
Südamerika, sowie im Nahen Osten waren die relativen Ver-
luste etwas niedriger. Die nördlichen Breitengerade (USA, Ka-
nada, Russland und Frankreich) aber auch Australien und die 
pazifi schen Inseln, sowie der östliche Teil Südamerikas hinge-
gen zählen zu den Gewinnern. Vgl. WBGU (2008), Graphische 
Darstellung auf S. 72.
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hohen Anteil über Importe abdecken müssen 
und die zudem einen hohen Anteil an Unterer-
nährten haben. Von 22 Entwicklungsländern, die 
die FAO hier als besonders gefährdet einstuft, 
liegen allein 17 in Afrika.69

 Selbst angesichts des Klimawandels ist es je-
doch nicht unmöglich, auch die wachsende 
Weltbevölkerung zu ernähren. Denn nach Be-
rechnungen des UNDP werden weltweit durch-
aus genügend Nahrungsmittel produziert, um 
alle Menschen ausreichend und gesund ernäh-
ren zu können, die Verfügbarkeit dieser Lebens-
mittel ist jedoch so verteilt, dass es auf der einen 
Seite einen enormen Überfl uss gibt und anders-
wo einen erheblichen Mangel. Gerade da, wo 

die Armut am größten ist, wie beispielsweise in 
den ländlichen Regionen der Entwicklungslän-
der, müsste die Landwirtschaft so gefördert wer-
den, dass die Bauern von steigenden Lebens-
mittelpreisen profi tieren. Das beinhaltet neben 
einem gerechten Zugang zu Land und Krediten 
auch eine angemessene Beratung und eine faire 
Integration in den Weltmarkt. Fair bedeutet hier 
aber auch, dass die Subventionen der Indust-
rienationen sukzessive zurückgefahren werden 
müssen, um auch in den Entwicklungsländern 
die Produktion wieder rentabel zu machen. Dies 
erfordert hohe Investitionen in den Agrarsektor, 
die auch zu einem nicht unerheblichen Teil vom 
Staat aus geleistet werden müssen.

3. Die Nahrungsmittelkrise

69 Zitiert nach WBGU (2008).

3.2 Kosten für die Entwicklungsländer

Der Preisanstieg fi el für die einzelnen land-
wirtschaftlichen Produkte unterschiedlich 

aus. Am deutlichsten stieg der Preis für Grund-
nahrungsmittel, darunter Getreide und Milch-
produkte, aber auch für Ölsamen. Tropische 
Produkte wie Kaffee oder Kakao und einige ag-
rarische Rohstoffe wie Baumwolle oder Gummi, 
die auf der Exportliste vieler Entwicklungsländer 
stehen, sind demgegenüber weniger stark ge-
stiegen. Das hatte dramatische Auswirkungen auf 
die Haushaltssituation vieler Entwicklungsländer 
(vgl. Kasten S. 35). Viele dieser Länder haben sich 
in der Vergangenheit mehr und mehr auf den Ex-
port agrarischer Produkte spezialisiert und darü-
ber die Produktion für den inländischen Konsum 
mehr und mehr vernachlässigt. Zahlreiche Län-
der sind sogar von Nahrungsmittelexporteuren 
zu Nahrungsmittelimporteuren geworden. Zwar 
konnten sie mit ihren Exportprodukten Preisstei-
gerungen und damit auch höhere Einnahmen 
erzielen, die Ausgaben, die sie für die Importe an 
Nahrungsmitteln tätigen mussten, lagen jedoch 
um ein Vielfaches höher, so dass sich die Haus-
haltslage insgesamt verschlechterte.

 Für die Haushaltslage eines Landes sind aber 
auch andere Rohstoffpreise interessant, vor al-
lem die für Erdöl, Gas und andere mineralische 
Rohstoffe. So konnten die Länder, die solche 
Rohstoffe exportieren, durchaus von den Preis-
steigerungen profi tieren. Bolivien beispielsweise 
konnte in der Hochpreisphase für seine Gasex-

Beispiel Ecuador:
Hohe Öleinnahmen 

Ecuador ist ein ressourcenreiches Land, ne-
ben Bananen, Krabben und Schnittblumen, 
bringt Erdöl als das wichtigste Exportprodukt 
rund 50 % der gesamten Exporteinnahmen 
ein. Ecuadors Staatshaushalt konnte daher 
von den steigenden Weltmarktpreisen für Öl 
profi tieren.

Der Preis für ecuadorianisches Rohöl stieg 
von 30 US-Dollar pro Barrel im Jahr 2004 
auf 60 US-Dollar im Jahr 2007 und erreich-
te schließlich mit 117 US-Dollar im Juni 2008 
seinen Höhepunkt, bevor er im Sturzfl ug bis 
zum Dezember 2008 nur noch 26 US-Dollar 
erreichte. Entsprechend stiegen die Export-
einnahmen aus Erdöl von 3,9 Mrd. US-Dollar 
im Jahr 2004 auf 7,4 Mrd. US-Dollar im Jahr 
2007 und konnten trotz des einsetzenden 
Preisverfalls im Jahr 2008 sogar noch den 
Höchstwert von 10,6 Mrd. US-Dollar erzielen. 

Im gleichen Zeitraum machte sich der Anstieg 
der Nahrungsmittelpreise für die ecuadoriani-
sche Bevölkerung bemerkbar. Nahrungsmittel 
verteuerten sich um rund ein Drittel zwischen 
2004 und Mitte 2008. 

Quelle: Zentralbank Ecuador
(http://www.bce.fi n.ec) 
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70 Vgl. FAO / WFP (2009).
71 Ebd.

Beispiel Äthiopien: Der IWF springt ein
Nach der verheerenden Dürre im Jahr 2002 hat 
sich Äthiopien schnell erholt und kann seither 
auf ein durchschnittliches Wirtschaftswachstum 
von etwa 10 % zurück blicken. Das verdankt 
Äthiopien u.a. einem stetig steigendem Export 
vor allem aus dem Agrarsektor mit Kaffee als 
dem wichtigsten Exportgut. Gleichzeitig sind 
aber auch die Importe sogar in noch stärkerem 
Maße gestiegen. Zwar kommt es im Zuge des 
globalen Preisbooms auch zu einem Preisan-
stieg für Kaffee um 28 %, allerdings stellt dies 
kaum einen Ausgleich für die hohen Import-
kosten dar, die als Folge massiver Infrastruktur-
projekte, aber auch der dramatisch gestiege-
nen Nahrungsmittelpreise Äthiopiens Haushalt 
stark belasten.

 Schlechte Ernten nach einer erneuten Dür-
re machen im Jahr 2008 vermehrt Getreide-
importe notwendig. In der Hoffnung, dass die 
Nahrungsmittelpreise wieder fallen würden, 
hat die äthiopische Regierung zunächst ihre 
Getreidevorräte weitgehend aufgebraucht. 
Diese Hoffnung erfüllte sich jedoch nicht. Da 
die ebenfalls gestiegenen Energie- und Dün-
gemittelpreise auch die Produktion und den 
Transport verteuerten, hat sich nach Angaben 
des Welternährungsprogramm der Vereinten 
Nationen (WFP) der Getreidepreis vor Ort in 
nur einem Jahr verdreifacht. Im Sommer 2008 
erklärt das WFP, dass allein in Äthiopien 10 Mio. 
Menschen, das entspricht 12 % der Bevölke-
rung von externer Nahrungsmittelhilfe abhän-
gig sind.

 Insgesamt muss Äthiopien 22 % seines Be-
darfs an Getreide importieren. Somit ist das 
Land übermäßig stark von der Nahrungsmittel-
krise betroffen. Hinzu kommen die Preissteige-
rungen für Rohöl, von dessen Importen Äthi-
opien zu 100% abhängig ist. Nach Angaben 
der äthiopischen Regierung wurden die Kosten 
für die Preissteigerungen, sowie die Notgetrei-
deeinfuhren auf insgesamt 550–770 Mio. US-
Dollar über zwei Jahre veranschlagt, das sind 
2–3 % des BIP im Haushaltsjahr 2007/08. Die 
internationalen Währungsreserven sanken dra-
matisch. Konnte Äthiopien im Jahr 2005 noch 
rund vier Monate an Importen abdecken, so 
war es Ende des Jahres 2008 nur noch ein Mo-
nat.

 Somit sah sich die äthiopische Regierung ge-
zwungen, im Januar 2009 einen Kredit beim 
IWF zu beantragen, um die Haushaltslage zu 
stabilisieren. Der IWF gewährt einen Kredit in 
Höhe von 52 Mio. US-Dollar im Rahmen einer 
speziellen Kreditlinie für einkommensschwache 
Länder, die zügig helfen soll, externe Schocks 
zu meistern. Ein halbes Jahr später, als auch die 
Finanzkrise seine Wirkungen zeigte (vgl. Kapi-
tel 4), wurde im Rahmen derselben Kreditlinie 
erneut ein Kredit vergeben, diesmal in Höhe 
von 241 Mio. US-Dollar. Zwei Mal musste Äthio-
pien daher einen Kredit aufnehmen, um exter-
ne Schocks aufzufangen, für deren Entstehen 
das Land so gut wie gar nichts beigetragen hat.

Quelle: IWF (2010b), IWF/Regierung Äthiopiens 
(2009); BBC online (2008).

porte sogar hohe Devisenreserven anhäufen 
und auch Sambia erzielte hohe Gewinne durch 
rasant gestiegene Kupferpreise. Für die meisten 
Länder konnten diese Mehreinnahmen jedoch 
die höheren Importrechnungen nicht ausglei-
chen, vor allem weil die Unternehmen von ho-
hen Weltmarktpreisen meist sehr viel mehr pro-
fi tieren als die Staatskasse.

 So hat die Nahrungsmittelkrise deutlich vor 
Augen geführt, dass es gerade auch im Bereich 
der Nahrungsproduktion strukturelle Defi zite 
gibt. Umfassende Maßnahmen seitens der Re-
gierungen zur Förderung des Agrarsektors, aber 
auch zum Ausbau der sozialen Sicherungsnetze 
sind ebenso notwendig wie eine Profi lschärfung 

in der internationalen Zusammenarbeit. Zu Zei-
ten, als die internationalen Finanzmittel verstärkt 
in die Landwirtschaft fl ossen, konnte eine deut-
lich stärkere Verbesserung der Ernährungssitua-
tion festgestellt werden als heute.70 Genau diese 
Investitionen sind nicht nur in den letzten Jah-
ren deutlich zurück gegangen, sie geraten ge-
rade angesichts der unmittelbar auf dem Fuße 
folgenden Finanz- und Wirtschaftskrise weiter 
in Gefahr. Denn die Geschichte hat gezeigt, dass 
sinkende Investitionen in Folge von Wirtschafts-
krisen auch den Kapitalbestand im Agrarsektor 
sinken lassen.71
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Der Zusammenbruch der Investmentbank 
Lehman Brothers im Herbst 2008 markiert 

den endgültigen Ausbruch einer Krise, die ihre 
Ursprünge vor allem in den Finanzzentren des 
Nordens, allen voran in den USA und in Euro-
pa, hat. Die Auswüchse auf dem US-Immobilien-
markt, die letztendlich mit ihren Zahlungsausfäl-
len zum Auslöser der Krise wurden, sind dabei 
nur ein Beispiel, wie über weltweite fi nanzpoliti-
sche Deregulierung immer mächtiger werdende 
Finanzanleger neue und immer kompliziertere 
und hochriskante Finanzprodukte auf den Markt 
bringen konnten, ohne dass diese im Hinblick 
auf ihr Risiko hin überwacht wurden.

 Schon seit den 1980er Jahren lässt sich beob-
achten, dass sich das Finanzvermögen weitaus 
stärker vermehrt als das weltweite Bruttosozial-
produkt, d.h. die Summe aller in der Welt produ-
zierten Waren und Dienstleistungen. Suchten in 
den frühen Zeiten des Industriekapitalismus noch 
die Unternehmen nach Geld, um ihre Investitio-
nen tätigen zu können und so die Produktion zu 
steigern, drehte sich dieses Verhältnis nach und 
nach um. Nun waren es immer größere Vermö-
gen, die auf der Suche nach guten und rendi-
teträchtigen Anlagemöglichkeiten waren, die die 
Industrie vielfach nicht mehr bieten konnte. In 
dieser neuen Form des Finanzkapitalismus er-
hält eine neue Dienstleistungsbranche Aufwind, 
deren primäres Ziel es ist, Finanzvermögen zu 
bündeln und in Konkurrenz mit anderen Finan-
zinvestoren die höchsten Renditen für die Fi-
nanzvermögen zu erwirtschaften. Damit koppelt 
sich der Finanzsektor zunehmend von der Real-
wirtschaft ab und wird zu einem eigenständigen 

und dominierenden Akteur in den Volkswirt-
schaften der Industrieländer. Zu diesen Finanzin-
vestoren gehören nicht nur die Investmentban-
ken, die sich dieser Branche verschrieben haben, 
sondern mit der zunehmenden Privatisierung 
sozialer Sicherungssysteme immer mehr auch 
die Pensionsfonds oder Versicherungsunterneh-
men. Insgesamt verwalten sie 80 Bio. US-Dollar 
und sind damit zu einem mächtigen Akteur in 
Wirtschaft und Politik geworden.72

 Diese Entwicklungen treffen um die Jahrtau-
sendwende auf eine länger andauernde Phase 
niedriger Zinsen in den USA. Nach dem Platzen 
der Internetblase wollte die US-Regierung so 
fi nanzielle Mittel in die Wirtschaft pumpen, um 
sie wieder anzukurbeln. Obwohl die US-ameri-
kanischen Staatsanleihen damit wenig rentabel 
waren, wurden sie dennoch stark nachgefragt, 
denn der US-Dollar gilt den Staaten weltweit 
als die Topwährung für Devisenreserven. Die 
asiatischen Länder und andere Schwellenlän-
der wiederum, die im Zuge der Asienkrise in 
Schwierigkeiten geraten waren, häuften just in 
dieser Niedrigzinsphase in hohem Maße Devi-
senreserven an, um für die nächste Krise besser 
gewappnet zu sein. Über einen relativ langen 
Zeitraum konnte sich also der US-amerikanische 

4. Die Finanz- und Wirtschaftskrise

Während die Klimakrise gegenwärtig in den 
Haushalten vieler Länder noch gar nicht 

ausreichend berücksichtigt ist und somit in der 
Zukunft mit erheblichen Defi ziten zu rechnen ist, 
stellte die Nahrungsmittelkrise gerade für die 
importierenden Länder bereits einen singulären 
externen Schock dar, mit dem viele nur unter er-
heblichen Anstrengungen fertig wurden. Die Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise, die nicht von den Ent-
wicklungsländern, sondern von Finanzinstituten, 

Aufsichtsbehörden und Spekulanten im Norden 
ausgelöst wurde, hat eine Reihe solcher Schocks 
zur Folge. Und während hierzulande schon wie-
der fl eißig spekuliert wird, Banken große Gewin-
ne einfahren und vielfach von einem erneuten 
Aufschwung auch für Afrika die Rede ist, haben 
die Auswirkungen der Finanzmarktkrise in den 
Entwicklungsländern doch einschneidende Ver-
änderungen mit sich gebracht und die nationa-
len Haushalte teilweise erheblich belastet.

4. Die Finanz- und Wirtschaftskrise

4.1 Die Ursachen liegen im Norden

72 Vgl. Huffschmid (2009). Hier fi nden sich auch detaillierte Be-
schreibungen darüber, wie sich das kapitalistische System in den 
vergangenen Jahren entwickelt hat. Auch wird beschrieben, wie 
Finanzanleger Druck auf Unternehmen und Regierungen aus-
üben und so über die Jahre einen weitgehend deregulierten 
Kapitalmarkt schaffen konnten und das Verhältnis von Kapital 
und Arbeit immer stärker auf die Interessen der Kapitaleigner 
ausgerichtet wird (»Shareholder Value«).
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Staat billig verschulden und das Zinsniveau für 
Banken und Privatpersonen niedrig halten. Die 
niedrigen Zinsen führten zu einer weiteren Aus-
weitung des bereits aufgeblähten Banksektors. 
Banken verschuldeten sich günstig, um das Geld 
in Finanzprodukte zu stecken, für die sie glaub-
ten mit hoher Sicherheit eine höhere Rendite 
erzielen zu können, als der Kredit an Kosten 
verursachte. Privatpersonen nutzten die billigen 
Kredite für den verstärkten Konsum oder für An-
schaffungen wie Häuser oder Autos, die sie sich 
vielfach eigentlich nicht leisten konnten.

Investoren suchen höhere Rendite

Viele Investoren waren mit den niedrigen Zinsen 
auf US-amerikanische Staatanleihen allerdings 
nicht zufrieden. Sie begaben sich auf die Suche 
nach neuen, besser rentierlichen Anlagemög-
lichkeiten und wurden dabei fündig und fi ndig. 
Über die neu erfundene Möglichkeit, Kredite zu 
bündeln und scheibchenweise als Wertpapiere 
an Investoren zu vergeben (Verbriefung) schien 

es plötzlich möglich, risikoreiche Kredite in si-
chere Wertpapiere zu verwandeln. Die Bank, die 
den Kredit vergab, hatte so das Risiko ausblei-
bender Zahlungen an den Investor weitergege-
ben, der das Wertpapier kaufte. Hinzu kam, dass 
Ratingagenturen den gebündelten Krediten gute 
Noten gaben: Die auf ihnen beruhenden Wert-
papiere wurden so sicher eingeschätzt wie US-
Staatanleihen, brachten aber etwas mehr Zinsen 
ein. Damit war dem Missbrauch in der Kredit-
vergabe gerade bei den Hypothekendarlehen 
Tür und Tor geöffnet: Die Zinsen waren niedrig, 
Kredite konnten ohne die übliche Bonitätsprü-
fung vergeben werden und die Immobilienprei-
se stiegen. Sollte ein Schuldner zahlungsunfähig 
werden, würde man mit dem Verkauf des Hauses 
den Kredit immer tilgen können, lautete das Kre-
do der Investmentbanker.

 Das System kollabierte, als die Immobilien-
preise in den USA sanken. Damit wurden weite-
re Schwachstellen des deregulierten Finanzsys-
tems offengelegt. Es zeigte sich nun, dass viele 
Banken selbst nicht ausreichende Rücklagen 
gebildet hatten, und dem massiven Wertverlust 
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Im Zuge der sinkenden Immobilienpreise kam es zu zahlreichen Zwangsversteigerungen in den USA, 
Foto: Jeff Turner
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ihrer verbriefen Kredite und der damit einher-
gehenden Panik auf den Finanzmärkten nicht 
Stand halten konnten. Die Bilanzen vieler Ban-
ken waren ernsthaft in Gefahr und ein drohen-
der Konkurs nah. Das Vertrauen der Banken un-

tereinander schwand zunehmend aufgrund der 
äußerst intransparenten Ausgestaltung der Fi-
nanzprodukte. Um das Bankenwesen nicht völlig 
zum Erliegen zu bringen, musste der Staat mit 
milliardenschweren Krediten eingreifen.73

Zum Beginn der Finanzkrise glaubte man 
vielerorts noch, dass vor allem die ärmeren 

Entwicklungsländer kaum von den Auswirkun-
gen betroffen sein würden, weil sie von den 
internationalen Finanzmärkten ohnehin weit-
gehend abgekoppelt sind. Auch hatten sie sich 
an den hochspekulativen Geschäften mit den 
krisenauslösenden Derivaten nicht beteiligt. So 
urteilte selbst Äthiopiens Regierungschef Meles 
Zenawi im Oktober 2008 vor dem Parlament, 
dass »drastische Auswirkungen [...] nicht zu be-
fürchten« seien, da es in dem Land keine Börse 
gäbe und auch ein Großteil der Menschen nicht 
einmal einen Zugang zu Konten bei den ohnehin 
staatlichen Banken habe.74

 Auch für die Schwellenländer gilt, dass sie 
gegen die Auswirkungen einer solchen Kri-
se größtenteils besser gerüstet waren: Sie hat-
ten aus den vergangenen Krisen (Mexikokrise, 
1994/1995 und Asienkrise, 1997/1998) gelernt 
und hatten ihr Bankensystem stabiler gemacht, 
indem sie z.B. die Eigenkapitalunterlegung sehr 
viel strenger festlegten als die westlichen Indus-
trienationen.75 Zudem hatten viele Länder über 
die Jahre hohe Devisenreserven angelegt, um 
im Falle einer erneuten Krise und eines mas-
siven Kapitalabfl usses Handlungsspielraum zu 
bewahren und nötigenfalls die eigene Währung 
besser stützen zu können.76 Dies war ein sehr 
teurer Versicherungsschutz, der über die Jahre 
auch durch Kürzungen der Staatsausgaben z.B. 
im Sozialbereich erkauft werden musste. Vielen 
rohstoffreichen Ländern kamen aber auch die 
stetig steigenden Rohstoffpreise der Vorkrisen-
jahre zugute, die teilweise eine erhebliche Erhö-
hung der Devisenreserven ermöglichte, wie das 
Beispiel Bolivien zeigt. Als die Krise dann tat-
sächlich in Form von Kapitalabfl üssen auch auf 
die Entwicklungsländer übergriff, bewährte sich 
der Versicherungsschutz für die entsprechenden 
Länder, die dadurch nicht nur in der Lage wa-
ren, ihre Währung zu stützen, sondern teilweise 
auch genug Finanzmittel hatten um umfassende 

Konjunkturprogramme aufzulegen (z.B. China, 
Indonesien oder Brasilien).

 In anderen Ländern, die keine nennenswerten 
Rohstoffvorkommen besitzen oder daraus nicht 
genügend Staatseinnahmen generieren konn-
ten, und die zudem stark von Nahrungsmittelim-
porten abhängen, war die Situation umgekehrt. 
Durch die massiven Preisanstiege von Nahrungs-
mitteln waren ihre Devisenreserven weitgehend 
aufgebraucht, oder sie hatten sogar zusätzliche 
Überbrückungskredite aufgenommen. Je nach 
Ausgangssituation und Abhängigkeiten von 
den Faktoren, die für die verschiedenen Anste-
ckungswege der Finanzmarktkrise relevant sind, 
lässt sich sagen, dass die Länder damit unter-
schiedlich stark von den Auswirkungen der Fi-
nanzmarktkrise betroffen waren.

4.2.1 Finanzmärkte und
 internationale Kapitalfl üsse

In der Tat waren die Banken in den Entwick-
lungsländern nicht in die Transfers hochspekula-
tiver Anleihepapiere involviert. Dennoch wurden 
sie auch über die Finanzmärkte von negativen 
Auswirkungen getroffen, vor allem durch Kapi-
talabfl üsse und/oder in Form von erschwertem 
Zugang zu Kapital und sinkenden Investitionen 
(vgl. Abbildung 6). Besonders dramatisch war 
der massive Einbruch bei der Kreditvergabe. 
Nach Ausbruch der Finanzkrise war es zu einer 
erheblichen Vertrauenskrise zwischen den Ban-
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73 Die genannten Ursachen und Auslöser der Finanzkrise sind sehr 
komplex und können hier nur sehr verkürzt dargestellt werden. 
Zu einer ausführlichen Beschreibung vgl. Schneeweiß (2010).

74 Vgl. DIE ZEIT, 27.11.2008, Nr. 49
75 Vgl. Schneeweiß (2010).
76 Allein in den Jahren 2006 und 2007 erhöhten sich die Devisen-

reserven der Schwellen- und Entwicklungsländer um 1,9 Bio. 
US-Dollar (IWF, 2010a).

4.2 Auswirkungen auf die Entwicklungsländer
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ken gekommen, die dazu führte, dass sich die 
Banken selbst in den Industrieländern kaum 
noch Geld untereinander liehen. Diese Scheu 
bekamen auch die Schwellen- und Entwick-
lungsländer bereits im letzten Quartal 2008 zu 
spüren. Teils aus Risikoscheu, teils weil die inter-
national agierenden Banken Geld für die Sanie-
rung ihrer eigenen Bilanzen benötigten, wurden 
weniger Kredite vergeben, so dass insgesamt die 
Kreditvergabe an Banken und Unternehmen in 
Schwellenländern 2008 um 40 % zurückging.77

 Obwohl das Bankensystem in vielen Schwel-
lenländern relativ stabil und eigenständig war, 
sickerte die Kreditklemme auch zu den kleineren 
und mittleren Unternehmen durch. Und obwohl 
dank der massiven staatlichen Eingriffe in den 
Industrieländern der Kreditverkehr ab Mitte des 
Jahres 2009 langsam wieder Fahrt aufnahm, 
haben eben jene Länder und Unternehmen, die 
eher als unsicher eingestuft werden, bis ins Jahr 
2010 mit einem erschwerten Zugang zu Krediten 
zu kämpfen. Die Länder mit niedrigen Einkom-
men litten vor allem unter einem massiven Rück-
gang der Handelskredite, so dass Unternehmen 
in diesen Ländern den Export ihrer Waren nicht 
mehr vorfi nanzieren konnten. Auch viele Staaten 
waren, insbesondere nach den Auswirkungen 
der Nahrungsmittelkrise, von externen Krediten 
abhängig. Diese Abhängigkeit müssen die Län-

der nun teuer bezahlen, denn diese Kredite sind 
mit einem höheren Kreditrisikoaufschlag verbun-
den. So zahlten beispielsweise Ghana, Pakistan 
und Vietnam im Januar 2009 5–15 % mehr Zin-
sen als im Jahr zuvor.78 Hohe Kreditkosten sind 
auch ein Grund dafür, dass in vielen Ländern, 
die Nahrungsmittel kreditfi nanziert importieren 
müssen, die gesunkenen Nahrungsmittelpreise 
nach Ausbruch der Finanzkrise nicht an die End-
verbraucher weitergegeben werden konnten.

 Auch die Portfolioinvestitionen79 mussten ei-
nen starken Rückgang verzeichnen (vgl. Abbil-
dung 6). Das Interesse der Anleger ist bei diesen 
Investitionen eher kurzfristiger Natur und kann 
bei sich ändernden Gewinnerwartungen auch 
sehr schnell wieder abgezogen werden. Schwan-
kungen bei dieser Anlageform sind daher kri-
sentypisch und in den vergangenen Jahrzehnten 
auch keine Seltenheit gewesen. Die Achterbahn-
fahrt nach Ausbruch der gegenwärtigen Finanz-
markt- und Wirtschaftskrise verdeutlicht dies.80
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Abbildung 6:
Privater Nettokapitalzufl uss in Schwellen- und Entwicklungsländer

Quelle: IWF (2010a).

77 Vgl. Schneeweiß (2010).
78 Vgl. Schneeweiß (2010).
79 Portfolioinvestitionen sind Kapitalanlagen in Form von Aktien 

oder Wertpapieren in ausländische Unternehmen, mit denen die 
Anleger an den Gewinnen der Unternehmen teilhaben wollen.

80 Laut Angaben des IWF fl ossen im Jahr 2008 84,7 Mrd. US-
Dollar aus den Schwellen- und Entwicklungsländern ab. Nach 
einer kurzen Erholung mit erneuten Zufl üssen in 2009 sind die 
Prognosen für 2010 und 2011 erneut negativ. Vgl. IWF (2010a).
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 Die ausländischen Direktinvestitionen haben 
sich demgegenüber als etwas stabiler erwie-
sen, wobei auch sie gegenüber den Boomjah-
ren 2007 und 2008 erheblich zurückgegangen 
sind81 (vgl. Abbildung 6). Dennoch lagen sie 
damit noch immer über dem Niveau von 2006. 
Hier spielen längerfristige Interessen der Inves-
toren eine größere Rolle, da es nicht nur um 
Mitnahmeeffekte von Gewinnen geht, sondern 
um eine reale Beteiligung an existierenden Un-
ternehmen, die auch auf die Kontrolle über die 
Geschäftstätigkeit des Unternehmens abzielt. 
Dennoch sind im Zuge der Krise die Mutterkon-
zerne in Schwierigkeiten geraten und halten sich 
seither mit Investitionsvorhaben zurück. Gerade 
in vielen Ländern mit niedrigen Einkommen sind 
die ausländischen Direktinvestitionen aber stark 
auf den Rohstoffsektor konzentriert. Geringe 
Gewinnerwartungen aufgrund gesunkener Roh-
stoffpreise und erschwerte Bedingungen, ent-
sprechendes Kapital auf den Finanzmärkten zu 
bekommen, haben solche Investitionsvorhaben 
verzögert oder verhindert (z.B. in Laos oder Mo-
sambik).82

 Insgesamt gilt jedoch, dass ausländische Di-
rektinvestitionen in den Industrienationen stär-
ker zurückgegangen sind, als in den Schwellen- 

und Entwicklungsländern. Und dieser Trend wird 
sich auch weiter fortsetzen, wobei vor allem eini-
ge wenige Schwellenländer, wie China, Brasilien 
und Indien Ziel dieser Investitionen sind.83

4.2.2 Welthandel und
 Exporteinnahmen

Die Exporteinnahmen der Entwicklungsländer 
gerieten von zwei Seiten unter Druck: Sinken-
de Nachfrage einerseits und ein Rückgang der 
Preise andererseits. Zum Einen ging im Zuge 
der Finanzkrise die Nachfrage nach Rohstoffen 
und verarbeiteten Waren zurück. Insgesamt ist 
das Handelsvolumen im Jahr 2009 um 10,7 % 
zurückgegangen.84 Die Länder mit niedrigem 
Einkommen waren davon stärker betroffen, die 
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Abbildung 7:
Prognosen über Güterexporte in Ländern mit niedrigem Einkommen

Quelle: IWF (2009b).

81 In 2009 schrumpften die Direktinvestitionen um 37,5 %, wobei 
unsicher ist, in wie weit der Ausbruch der Krise gegen Ende des 
Jahres 2008 bereits Investitionsvorhaben beeinträchtigt hat. 
Vgl. IWF (2010a).

82 Vgl. IWF (2009a).
83 Vgl. Schneeweiß (2010). Zitiert wird hier eine Umfrage der UN-

Konferenz für Handel und Entwicklung UNCTAD.
84 Vgl. IWF (2010a).
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Exporte an Gütern und Dienstleistungen aus 
diesen Ländern gingen im Jahr 2009 um 16 % 
zurück.85 Das liegt vor allem an der gesunkenen 
Nachfrage in den industrialisierten Ländern, wo-
hin die meisten Exporte gehen. Selbst wenn die 
Prognosen auch für diese Ländergruppe wieder 
einen Aufwärtstrend aufweisen, bedeutet dies 
dennoch, dass das Vorkrisenniveau noch nicht 
erreicht ist. Verglichen mit den Prognosen, die 
vor Ausbruch der Krise gemacht wurden, sind 
die Verluste dramatisch (vgl. Abbildung 7).

 Besonders betroffen vom Nachfragerück-
gang waren solche Produkte, deren Gebrauch 
nicht überlebensnotwendig ist, also z.B. Kleider, 
Elektronik oder Spielsachen. Viele Entwicklungs-
länder hatten sich durch die niedrigeren Lohn-
kosten in diesen Sektoren eine verarbeitende 
Industrie aufgebaut. Dadurch konnten zwar 
tatsächlich in den vergangenen Jahren Impulse 
für wirtschaftliches Wachstum gesetzt werden. 
Gleichzeitig ist aber auch die Abhängigkeit von 
den Exporteinnahmen gestiegen, ohne dass aus-
reichend Impulse auch für die weiterverarbei-
tende Industrie im Inland und die Stärkung der 
Binnennachfrage gesetzt wurden. Die Schaffung 
von Arbeitsplätzen unter meist menschenun-
würdigen Bedingungen,86 die ausschließlich von 
der Nachfrage aus dem Ausland abhängen, ist 
somit Hauptbestandteil dieses Entwicklungsmo-
tors. Eben solche Arbeitsplätze, die vielfach von 
Frauen besetzt sind, fi elen nun reihenweise der 
Krise zum Opfer oder Arbeitsbedingungen ver-
schlechterten sich weiter (vgl. Kasten). Bis zum 
Frühjahr 2009 mussten beispielsweise in China 
670.000 kleinere und mittlere Unternehmen 
schließen, wodurch etwa 25 Mio. Menschen 
ihren Arbeitsplatz verloren. In Mexiko stieg bis 
Mitte des Jahres 2009 die Zahl der Arbeitslosen 
von 4 Mio. auf 6 Mio. Auch Diamantenschleifer 
in Indien, sowie Textilarbeiterinnen in Vietnam 
und Kambodscha verloren reihenweise ihre Ar-
beitsplätze.87

 Gleichzeitig geraten die Exporteinnahmen 
seitens der drastisch eingebrochenen Preise un-
ter Druck. Abbildung 8 zeigt, dass die Preise 
für Energie und Industrierohstoffe unmittelbar 
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Beispiel Bangladesch:
Auswirkungen der Finanzkrise

Die wirtschaftlichen und sozialen Erfolge, 
die Bangladesch in den Jahren vor der Kri-
se erzielt hatte, waren schon durch die Nah-
rungsmittelkrise ernsthaft in Gefahr geraten. 
In diese prekäre Situation der Nahrungsunsi-
cherheit setzte nun die Finanzmarktkrise ein. 
Das wichtigste Exportprodukt, billige Textilwa-
ren, macht rund 80 % der Exporte aus. Etwa 
die Hälfte davon geht in die EU, ein Viertel in 
die USA. Aber auch Krabben, Jute und Tee 
machen einen erheblichen Teil bei den Ex-
porten aus. Nach der Rezession in den beiden 
Hauptabnahmeregionen für Bangladeschs 
Waren, gingen die Exportmengen in der zwei-
ten Jahreshälfte 2008 erstmals seit Jahren 
wieder zurück. Vor allem der Export von Fisch 
und Jute ging deutlich zurück, im Januar 2009 
sogar um 20 % im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum.

 Demgegenüber konnte Bangladesch, das 
sich auf die Produktion extrem billiger Tex-
tilwaren spezialisiert hat, ab einem bestimm-
ten Zeitpunkt sogar zusätzliche Näherinnen 
einstellen, weil sich die Nachfrage von hö-
herwertigen Produkten zu besonders billiger 
Kleidung verschob. Hierbei war allerdings 
zu beobachten, dass sich die ohnehin schon 
dramatischen Arbeitsbedingungen zusätzlich 
verschlechterten. Solche Arbeitsplätze ent-
standen oft am untersten Ende der Lohnkette 
abseits des regulären Arbeitsmarktes im in-
formellen Bereich, wohingegen im formellen 
Arbeitsmarkt Arbeitsplätze wegfi elen. Dies ist 
sowohl dem Druck der Einkäufer geschuldet, 
die niedrigere Preise zahlen, aber natürlich 
auch der zunehmenden Angst der Näherin-
nen selbst, ihren Arbeitsplatz zu verlieren 
oder der Not, jede noch so schlecht bezahlte 
Arbeit anzunehmen.

 Diese Entwicklungen trafen das Land zu ei-
nem Zeitpunkt, als es gerade mit den Auswir-
kungen des Tropensturms Sidr (November 
2007) und der Nahrungsmittelkrise 2008 fer-
tig werden musste.

Quelle: FAO / WFP 2009, Schneeweiß (2010)

85 Vgl. IWF (2009b). In dieser Schätzung aus dem Herbst 2009 
ging der IWF noch von einem weltweiten Rückgang des Han-
dels von 12 % aus.

86 Vgl. Wick (2009).
87 Verschiedene Quellen, zitiert nach Schneeweiß (2010).
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vor Krisenausbruch ein absolutes Rekordhoch 
erreicht hatten.88 Von diesen hohen Preisen 
für ihre Exportprodukte konnten viele Entwick-
lungsländer in den vergangenen Jahren durch-
aus profi tieren. Vor allem die Preise für Rohöl 
stiegen deutlich, damit verbunden aber auch 
die Preise für Nahrungsmittel. Insgesamt sind 
dadurch die Länder unterschiedlich stark von 
den Auswirkungen betroffen. Ölexportierende 
Länder wie Nigeria, die Demokratische Repub-
lik Kongo oder Bolivien (Erdgas) konnten durch 
das Rekordhoch deutliche Gewinne verzeichnen, 
auch Sambia konnte dank der stark gestiegenen 
Kupferpreise Zusatzeinnahmen einfahren. In 
Nigeria litt aber gerade die arme Bevölkerung 
unter den ebenfalls gestiegenen Nahrungsmit-
telpreisen, da sie keinen Anteil am Anstieg des 
Rohölpreises hatte.89

 Dennoch hatten die Rekordpreise den roh-
stoffexportierenden Entwicklungsländern höhe-
re Staatseinnahmen beschert, die nun im Zuge 
der Krise einbrachen. Seit Mitte 2008 fi elen die 
bereits zuvor leicht gesunkenen Metallpreise und 
der Erdölpreis dramatisch im Wesentlichen auf 
das Niveau von 2005 oder 2006. Solche Länder, 

deren BIP zum großen Teil von nur ein oder zwei 
Exportprodukten abhängt, waren davon beson-
ders betroffen.90 So waren Massenentlassungen 
aufgrund von Werksschließungen beinahe an 
der Tagesordnung. In der Republik Kongo wur-
den beispielsweise 100.000 Minenarbeiter ent-
lassen, in Südafrika 40.000, in Sambia waren es 
8.500 Arbeiter.91 Der Versuch, Investoren durch 
Steuersenkungen zu halten verringerte darüber-
hinaus die Staatseinnahmen. Da sich solche Ver-
günstigungen nicht so leicht wieder rückgängig 
machen lassen, wie sie eingeführt werden, haben 
sie trotz mittlerweile wieder gestiegener Preise 
einen nachhaltigen Effekt auf die Staatseinnah-
men. Umgekehrt brachte insbesondere der Fall 
des Rohölpreises für all die ölimportierenden 
Länder eine deutliche Erleichterung gegenüber 
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Abbildung 8:
Preisentwicklung von metallischen und Energierohstoffen

* inkl. Kupfer, Aluminium, Eisenerz, Zinn, Nickel, Zink, Uran

Quelle: IWF (2010a).

88 Infl ationsbereinigt lagen aber selbst Mitte 2008 die Preise der 
meisten Rohstoffe nicht oder nur unwesentlich über den Prei-
sen von 1974. Vgl. Schneeweiß (2010).

89 Vgl. Martens/Schultheiß (2010).
90 Dazu gehören z.B. Botswana (Diamanten), Sambia (Kupfer) 

oder Mozambik (Aluminium).
91 Verschiedene Quellen, zitiert nach Schneeweiß (2010) und 

Martens / Schultheiß (2010).
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dem Rekordhoch 2008, der den Preisverfall für 
ihre Exportprodukte (z.B. Kaffee, Nahrungsmit-
tel oder Baumwolle) wenigstens teilweise auf-
fangen konnte.

4.2.3 Rücküberweisungen

Auch die Rücküberweisungen von im Ausland 
lebenden Arbeitsmigrantinnen und Arbeitsmi-
granten sind für viele Entwicklungsländer ein 
zunehmend wichtiger Beitrag zur Ankurbelung 
der heimischen Wirtschaft. Im Jahr 2008 fl ossen 
insgesamt 336 Mrd. US-Dollar als Rücküberwei-
sungen in die Entwicklungsländer.92 Damit wa-
ren diese Finanzfl üsse fast dreimal so hoch wie 
die Mittel aus der staatlichen Entwicklungszu-
sammenarbeit. Für nicht wenige Länder machen 
diese jährlichen Überweisungen einen erheb-
lichen Anteil am BIP aus, im Extremfall bis zu 
50 % (vgl. Abbildung 9). Diese Überweisungen 
erreichen in der Regel Familien in den unteren 
Einkommensschichten und sind daher beson-

ders belebend für die Wirtschaft, denn diese Be-
völkerungsgruppen geben einen großen Teil ih-
res Einkommens direkt wieder für Konsumgüter, 
Gesundheitsleistungen oder die Ausbildung aus.

 Die Rücküberweisungen sind vor allem in den 
Jahren vor der Krise jährlich stark gestiegen, im 
Jahr 2007 um 23,1 % und im Jahr 2008 sogar 
noch um 15,9 %. Damit haben sie vor allem in 
den Jahren vor der Krise einen entscheidenden 
Beitrag geleistet, die hohen Finanzierungsbe-
dürfnisse in ihren Heimatländern zu befriedigen. 
Im Jahr 2009 sank die Summe auf 316 Mrd. US-
Dollar, damit wurde ein Rückgang von 6 % zum 
Vorjahr verzeichnet. Am stärksten davon be-
troffen waren die europäischen und zentralasi-
atischen Entwicklungsländer (–20,7 %) sowie 
die Länder aus Lateinamerika und der Karibik
(–12,3 %).93 Schätzungen gehen davon aus, dass 
im Jahr 2010 die Rücküberweisungen wieder um 
6,2 % ansteigen.
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Abbildung 9:
Anteil der Rücküberweisungen am BIP ausgewählter Länder, 2008

Quelle: Weltbank (2010).

92 Vgl. Weltbank (2010).
93 Vgl. Weltbank (2010).
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bil oder gar antizyklisch erwiesen, d.h. es fl oss 
im Krisenfall mehr Geld in die entsprechenden 
Heimatländer, um die Familien zu unterstützen. 
Da sich aber im Zuge der weltweiten Finanzkrise 
und der wirtschaftlichen Rezession insbesondere 
auch in den Zielländern die Arbeitsmarktsituati-
on für Migrantinnen und Migranten verschlech-
tert hat, brach diese Möglichkeit für viele weg. 
In den USA, in Europa und auch in den Öl- und 
Gasindustrien in Russland und dem Nahen Os-
ten wurden zahlreiche Menschen entlassen oder 
es verschlechterten sich die Arbeitsbedingungen 
derart, dass weniger Geld nach Hause überwie-
sen werden konnte.

 Auch wenn es zum ersten Mal seit vielen Jah-
ren rückläufi ge Tendenzen in diesem Bereich 
gegeben hat, so haben sich die Rücküberwei-
sungen im Vergleich zu den privaten Kapital-
fl üssen als vergleichsweise stabil erwiesen. Die 
Weltbank misst den Rücküberweisungen daher 
einen wichtigen stabilisierenden Impuls gerade 
in Krisenzeiten bei. In den großen Empfänger-
ländern wie Philippinen, Bangladesch und Ne-
pal, konnten beispielsweise auch in der Krise die 
Rücküberweisungen das gestiegene Handelsbi-
lanzdefi zit auffangen.94 Vor diesem Hintergrund 
ist der Einbruch dieses so wichtigen Finanzfl us-
ses von Nord nach Süd vor allem als erheblicher 
Rückschlag positiver Entwicklungsimpulse der 
vergangenen Jahre zu werten. Denn ohne die 
Krise, so haben Prognosen vorausgesehen, wäre 
der Anstieg der Rücküberweisungen ungehin-
dert weiter gegangen. Nach der Krise nun er-
holen sie sich hingegen aufgrund ungesicherter 
Arbeitsbedingungen mit sehr moderaten Wachs-
tumsraten nur langsam.

4.2.4 Rückgang der
 Entwicklungshilfe

Gerade für die ärmsten Länder stellen auch die 
Mittel aus der staatlichen Entwicklungszusam-
menarbeit einen wichtigen Beitrag zum BIP dar. 
Gleichzeitig gilt in den Industrienationen dieser 
Sektor als weiches Politikfeld, der im Zuge von 
Kürzungen oft schneller betroffen ist als andere 
Sektoren. Zudem wird die Zahlung der Entwick-
lungszusammenarbeit gemeinhin im Verhältnis 
zum BIP angegeben. Wenn in den Industrienati-
onen das BIP sinkt, der Prozentsatz der Entwick-
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94 Vgl. Weltbank (2010)

Beispiel Ecuador:
Einbußen im Staatshaushalt

Erdöl ist das wichtigste Exportprodukt Ecua-
dors. Mit Bananen, Schnittblumen, Krabben, 
Kakao und Kaffee tragen aber auch zahlreiche 
agrarische Produkte zu den Exporteinnahmen 
bei. Zunehmend wichtiger in den vergange-
nen Jahren sind auch die Einnahmen aus den 
Rücküberweisungen geworden, die im Jahr 
2008 5,4 % des BIP ausmachten. Ecuador 
wird daher besonders über diese beiden Ka-
näle, Rückgang der Exporteinnahmen und der 
Rücküberweisungen, von der Finanzmarktkri-
se betroffen. Insgesamt gingen dem Land mit 
13 Mio. Einwohnern 218.000 Arbeitsplätze 
verloren, vor allem in den exportorientierten 
landwirtschaftlichen Sektoren an der Küste.
 Als ölexportierendes Land schlägt dabei der 
sinkende Ölpreis besonders stark zu Buche. Im 
ersten Halbjahr 2009 sanken die Exportein-
nahmen von Öl um 61 % von 6,2 Mrd. US-Dol-
lar auf 2,4 Mrd. US-Dollar. Insgesamt fi elen die 
Güterexporte im Jahr 2009 um 25 % gegen-
über dem Rekordjahr 2008. Die Rücküberwei-
sungen gingen bereits im Jahr 2008 von ihrem 
Höchststand in 2007 um 8,6 % zurück und fi e-
len im Jahr 2009 dann um weitere 11,6 %. Das 
liegt vor allem daran, dass die Hauptzielländer 
der Migration die USA und Spanien sind, die 
beide verhältnismäßig stark von den Finanz-
marktkrise betroffen waren.
 Insgesamt hatte Ecuador im Jahr 2009 ein 
Haushaltsdefi zit von knapp über 2 Mrd. US-
Dollar zu verzeichnen. Neue Kredite bei den 
internationalen Finanzinstitutionen aber auch 
Vereinbarungen mit China über Projekte im 
Erdöl- und Energiesektor sollen die Lücken 
schließen. Mit China wurde eine Kreditverein-
barung über 1 Mrd. US-Dollar geschlossen, für 
die Ecuador 7,25 % Zinsen zahlen muss. Somit 
leidet auch Ecuador unter dem hohen Zinsni-
veau, dass für viele Länder nach Ausbruch der 
Finanzmarktkrise bittere Realität war.
Quellen: erlassjahr.de / Kindernothilfe (2010).

 Ist es in der Vergangenheit zu einem wirtschaft-
lichen Abschwung oder auch einer Naturkatast-
rophe in den Heimatländern gekommen, haben 
sich diese Finanzfl üsse in der Regel auch als sta-
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lungshilfe aber auf gleichem Niveau gehalten 
wird, so sinken damit auch die absoluten Zahlen 
dessen, was als Entwicklungshilfe in den Süden 
fl ießt. Tatsächlich ist die Summe der Mittel aus 
den 23 Geberländern der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) in absoluten Zahlen gesunken, von 122,3 
Mrd. US-Dollar (2008) auf 119,6 Mrd. US-Dollar 
(2009). Dennoch ist aufgrund des gesunkenen 
BIP die Quote sogar minimal angestiegen von 
0,30 % des BIP auf 0,31 %.

 Innerhalb der EU ist das Bild dabei durchaus 
unterschiedlich. Während einige Länder drasti-
sche Kürzungen in diesem Bereich vorgenom-
men haben (z.B. Österreich und Italien um 31 % 
oder Irland um 19 %), so haben andere Länder 
ihre Ausgaben sogar erhöht (z.B. Frankreich 
um 17 %, Großbritannien um 15 %).95 Hier ver-
birgt sich möglicherweise auch der Versuch, den 
vereinbarten Stufenplan der EU auch trotz der 
Krise einzuhalten. Im Jahr 2005 hatte die EU 
vereinbart, ihre Entwicklungshilfe bis 2010 auf
0,56 % des BIP anzuheben, um bis zum Jahr 2015 
endlich das lange vereinbarte 0,7 %-Ziel einhal-
ten zu können. Mit reellen Anteilen von 0,44 % 
für das Jahr 2009 bedürfte es allerdings einer 
erheblichen Anstrengung der meisten Länder, 
um diese erste Stufe zu nehmen. Das deutsche 
Entwicklungsministerium hat unter der neu-
en Führung das Ziel bereits in Frage gestellt.96 
Die Quote sank im Jahr 2009 von 0,38 % auf 
0,35 %. Weltweit erfüllen bislang nur fünf Länder 
die Vereinbarung, das sind Schweden, Norwegen, 
Luxemburg, Dänemark, und die Niederlande.

 Bislang gleichen sich die unterschiedlichen 
Handlungsweisen der verschiedenen Geberna-
tionen aus und es ist noch nicht zu dem deut-
lichen Rückgang der gesamten Entwicklungshil-
fe gekommen, der befürchtet wurde. Dennoch 
sind diese Fakten vor dem Hintergrund eben 
jenes Versprechens und des vereinbarten Stu-
fenplans zu sehen. Angesichts der angespannten 
Haushaltslage in den Industrieländern nach dem 
Aufspannen umfassender Bankenrettungsschir-
me und dem Aufl egen massiver Konjunkturpro-
gramme ist die Zukunft insgesamt sehr ungewiss. 
Untersuchungen bei früheren Krisen deuten da-
rauf hin, dass in den ersten Jahren nach der Krise 
die Hilfe zunächst stabil blieb, wobei die Rück-
gänge in den darauffolgenden fünf Jahren sehr 
viel drastischer ausfi elen.97 Angesichts der auch 
in Deutschland einsetzenden Spardiskussion und 

im Hinblick auf die aufziehende Eurokrise, de-
ren Auswirkungen noch nicht abzusehen sind, 
ist ein ähnliches Szenario durchaus denkbar. 
Der Haushaltsentwurf für das Jahr 2011 und die 
mittelfristige Finanzplanung mit den vorgesehe-
nen Kürzungen bis ins Jahr 2014 sehen zunächst 
keine Steigerungen im Haushalt des Entwick-
lungshilfeministerium vor. Bei steigendem BIP 
würde das also tatsächlich ein Rückgang der 
0,7 %-Quote bedeuten.

 Selbst im Fall von stabilen Finanzfl üssen ist 
und bleibt eine Abkehr von dem vereinbarten 
0,7 %-Ziel inakzeptabel. Der neueste Bericht 
über die Erreichung der MDG zeigt, dass in vie-
len Regionen die Erreichung der Ziele noch kei-
nesfalls gesichert ist. Nicht eingehaltene Zusagen 
sowie unzureichende und zu wenig fokussierte 
Mittelzuwendungen haben zu Fehlbeträgen in 
vielen Gebieten geführt, was vor allem durch die 
Nahrungsmittel- und Finanzmarktkrise weiter 
verschärft wurde.98

 Zusätzlich zu den großen Herausforderun-
gen, die die Entwicklungsländer bei der Errei-
chung der Millennium-Entwicklungsziele, der 
Bekämpfung von Armut und der Sicherung sozi-
aler Dienstleistungen haben, müssen sie nun die 
Folgen einer Krise abfedern, zu deren Ausbruch 
sie kaum etwas beigetragen haben. Ebenso wie 
in den Industrieländern umfangreiche Konjunk-
turprogramme aufgelegt werden, müsste dies 
auch in den Entwicklungsländern geschehen. 
Staatliche Investitionen, um neue Arbeitsplätze 
zu schaffen, oder Transferzahlungen für beson-
ders betroffene Bevölkerungsgruppen, all das 
ist in den Entwicklungsländern angesichts sin-
kender Staatseinnahmen und erschwerter Kre-
ditaufnahme besonders schwierig. Nur wenige 
Länder (China, Argentinien, Mexiko, Indonesi-
en, Philippinen, Malaysia oder Südafrika) haben 
nennenswerte Konjunkturprogramme aufgelegt. 
Gerade die ärmsten Länder, die auch in hohem 
Maße von der Entwicklungshilfe abhängen, sind 
hierzu meist nicht in der Lage. Der Finanzbedarf 
ist groß, ebenso wie die Gefahr, dass er so weit 
möglich über inländische und ausländische Kre-
ditaufnahme (vgl. Kapitel 4.4) gedeckt wird.

4. Die Finanz- und Wirtschaftskrise

95 Vgl. OECD/DAC (2009).
96 Tagesspiegel vom 09.03.2010: Die Sparfl amme; http://

www.tagesspiegel.de/meinung/kommentare/die-sparflam-
me/1715282.html

97 Zitiert nach: Schneeweiß (2010).
98 Vgl. United Nations (2010).
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4. Die Finanz- und Wirtschaftskrise

Beispiel Ghana: Ansteckung auf vier Wegen
Ghana ist eine sehr kleine und offene Wirt-
schaft, in der auch die Industrie und viele Ar-
beitsplätze von den Exporten abhängen. Das 
Land ist sowohl abhängig vom Handel, als 
auch von den Mitteln aus der internationalen 
Zusammenarbeit. Gleichzeitig hat es in den 
vergangenen Jahren viele Kapitalzufl üsse aus 
Direktinvestitionen und Rücküberweisungen 
gegeben. Das macht das Land anfällig für alle 
vier beschriebenen Ansteckungswege. Wenn 
auch die Auswirkungen jedes einzelnen Anste-
ckungsweges nicht extrem sein mögen, so stellt 
das mögliche Zusammenwirken aller Faktoren 
durchaus eine Gefahr dar.

 Insgesamt waren zwei der wichtigsten Ex-
portprodukte Ghanas, Gold und Kakao, nicht 
von dem massiven Preisverfall betroffen. Vor 
allem im Bausektor waren dennoch viele unge-
lernte Arbeiter Opfer der Krise. Bei sinkenden 
Bauaktivitäten sahen sie sich einer steigenden 
Zahl von Arbeitssuchenden gegenüber, die 
vom Land auf der Suche nach Arbeit in die 
Städte kamen.

 Ghanas Währung verlor zudem 30 % an 
Wert gegenüber dem US-Dollar. Bei einer welt-
weit gleichbleibenden Nachfrage wäre das gut 
für die Exportindustrie, weil die Exporte für 
das Ausland dann billiger werden. Im Zuge 
der Finanz- und Wirtschaftskrise machte sich 

aber vielmehr die Verteuerung der Importe 
bemerkbar, z.B. für Nahrungsmittel, Rohöl und 
Düngemittel. Gleichzeitig verteuert es auch die 
Schuldendienstzahlungen an das Ausland, die 
üblicherweise in den Währungen der jeweiligen 
Gläubigerländer gezahlt werden. Insgesamt 
sanken die Exporte beispielsweise für Holz (um 
27 % Anfang des Jahres 2009) und die Rück-
überweisungen gingen um 16 % zurück.

 Auch die weltweite Kreditklemme hatte ihre 
Auswirkungen auf Ghana: Weil ein indisches 
Unternehmen keinen Kredit bekam, blieben 
ganze Schiffsladungen von Shea-Nüssen im 
Hafen liegen. Die Frauen im Nordwesten Gha-
nas, die sich mit dem Sammeln dieser Nüsse 
ihren Lebensunterhalt verdienten, konnten ihre 
Ernte nicht mehr absetzen. Die Händler woll-
ten sie nicht annehmen, denn sie konnten sie 
nicht mehr exportieren, die Lagerbestände wa-
ren bereits voll. Im Land selbst ist der Absatz-
markt begrenzt und bringt wenig Geld. Somit 
gehören diese Frauen im Nordwesten Ghanas 
zu den am stärksten betroffenen Bevölkerungs-
gruppen. Daneben sind auch ungelernte Arbei-
ter, z.B. aufgrund des Exporteinbruchs in der 
Holzindustrie und im Bausektor von der Krise 
betroffen.

Quellen: FAO/WFP (2009), Schneeweiß 
(2010), Green / King / Miller-Dawkins (2010).

Verarbeitung der Shea-Nüsse in Ghana, Foto: www.sheabutter-ghana.de
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Alle oben beschriebenen Effekte mit den je-
weils unterschiedlichen Auswirkungen auf 

die verschiedenen Länder haben weltweit für 
deutliche Wachstumseinbußen gesorgt. Wachs-
tum war in den vergangenen Jahren ein wesent-
licher Motor, um die Armut zu verringern, auch 
wenn es, wie beispielsweise in Afrika, kein hinrei-
chender Faktor zur Erreichung der Millennium-
Entwicklungsziele war. Aber selbst in Subsahara-
Afrika lag das Wachstum vor der Krise deutlich 
über 6 %, in erheblichem Maße beeinfl usst von 
den hohen Rohstoffpreisen. Noch im April 2008 
diagnostizierte der IWF ein anhaltend hohes 
Wachstum für die Schwellen- und Entwicklungs-
länder (zwischen 6,6 % und 7,1 %) bis zum Jahr 
2013. Diese Prognosen mussten nach der Krise 
nach unten korrigiert werden (vgl. Abbildung 
10). In den gegenwärtigen Prognosen zeigt die 
Entwicklung den Verlauf einer V-förmigen Kur-
ve. Demnach hat es einen massiven Einbruch 
gegeben, der sich auch in den Schwellen- und 
Entwicklungsländern vor allem im Jahr 2009 
bemerkbar gemacht hat. Schon 2010 sollen die 
Wachstumsraten jedoch wieder nahezu an die 
ursprünglichen Prognosen anschließen.99

Selbst, wenn sich diese Prognosen bewahrhei-
ten und das Wachstum nach der Krise nachhaltig 
sein sollte, können selbst kurzfristige Wachstum-
seinbrüche erhebliche Auswirkungen auf die Si-
tuation der Armen haben. Durch die erschwer-
ten Bedingungen bei den Kreditfi nanzierungen 
und bei geringeren Exporten und geringerem 
Wachstum als erwartet, sinken die Staatseinnah-
men. Davon betroffen sind häufi g die sozialen 
Dienstleistungen wie Bildung und Gesundheit. 
Experten der Weltbank gehen davon aus, dass 
schon bei einem um 1 % verminderten Wachs-
tum 20 Mio. Menschen in den Entwicklungslän-
dern zusätzlich in die Armut abrutschen könn-
ten.100 Im Jahr 2008 war ein Rückgang von etwa 
1 % und im Jahr 2009 von mehr als 4 % zu ver-
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Abbildung 10:
Prognosen über das Wirtschaftswachstum vor und nach der Krise

Quelle: IWF (2007), IWF (2008), IWF (2010b).

4.3 Ist die Krise schon vorbei?

99 Der IWF hat seine Schätzung in der aktuellsten Prognose 
(World Economic Outlook, Update Juli 2010) wieder etwas 
nach oben korrigiert und geht nun für das Jahr 2010 von ei-
nem Wachstum in den Entwicklungs- und Schwellenländern 
von 6,8 % aus, wobei allein China wieder Wachstumsraten 
von über 10,0 % verbuchen kann. In Subsahara-Afrika werden 
5,0 % für 2010 und eine weitere Steigerung auf 5,9 % 2011 
erwartet.

100 Weltbank (2008b).
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zeichnen. Auch für die Jahre 2010 und 2011 lie-
gen die Wachstumserwartungen selbst bei dem 
optimistischen gegenwärtigen Stand noch unter 
den ursprünglichen Prognosen. Vor allem blei-
ben die Entwicklungsländer von den Entwicklun-
gen im internationalen Handel, den Rohstoff-
preisen und den Kapitalfl üssen und damit von 
der nur sehr langsamen Erholung in den Indus-
trieländern abhängig, die noch zu schwach ist, 
um die Produktionslücke zu schließen, die durch 
die Krise entstanden ist. Gerade für die Länder 
mit niedrigem Einkommen könnte der Rückgang 
von Investitionen die Wachstumspotentiale auch 
in den kommenden Jahren behindern.101

 Sicherlich haben die massiven Bankenret-
tungs- und Konjunkturpakete der Regierungen 
im Norden und in vielen Schwellenländern dazu 
beigetragen, dass eine unmittelbare schwere 
Depression zunächst verhindert werden konnte. 
Tatsächlich hat sich die Situation auf dem Kre-
ditmarkt entspannt, Rohstoffpreise und Exporte 
sind wieder angestiegen und Investitionen loh-
nen sich wieder. Aber ist die Krise deshalb aus-
gestanden? Für die konkrete Lebenssituation der 
Menschen trifft das nicht unbedingt zu. So gibt 
es beispielsweise Aussagen, dass Neueinstellun-
gen oft mit schlechteren Arbeitsbedingungen 
einhergehen als vor der Krise, weil Arbeitgeber 
versuchen, die entstandenen Verluste nun über 
niedrigere Löhne abzuwälzen.102 Ähnliches gilt 
für Staatseinnahmen, denn die Zugeständnisse, 
die viele Staaten möglichen Investoren in Form 
von weiteren Vergünstigungen gemacht ha-
ben, bleiben oft bestehen. Da, wo Kinder in der 
Krise von der Schule genommen wurden, eine 
schwangere Frau oder Kinder einer Mangeler-
nährung ausgesetzt waren, können Nachwirkun-
gen oder Schädigungen nachhaltig sein.

 Auch stehen die Wachstumsaussichten und 
vor allem die zukünftige Krisenfestigkeit auf tö-
nernen Füßen. Zum Einen hat sich im Bereich 
der Finanzmarktregulierung zu wenig getan, als 
dass die Märkte tatsächlich sicherer geworden 
wären. Vielfach haben Banken und Investoren 
wieder angefangen, das günstige Geld der Zen-
tralbanken für spekulative Zwecke zu nutzen. 
Die Finanzprodukte, die am Ausbruch der Krise 
maßgeblich beteiligt waren, die Kreditausfallver-
sicherungen, wurden ungehindert weiter einge-
setzt und waren so auch am Aufzug der Euro-
krise beteiligt. Zum Zweiten ist auch die rasche 
und nachhaltige Trendwende bei den Wachs-

tumsraten noch keinesfalls gesichert. Der IWF 
selbst hat in seiner neuesten Aktualisierung der 
Wirtschaftsaussichten von neuen Risiken für den 
Wirtschaftsaufschwung gesprochen. So könnten 
sich z.B. im Zuge der Eurokrise ein sinkendes 
Vertrauen und ein möglicher Nachfragerück-
gang vor allem in Europa sowohl auf die Kre-
ditverfügbarkeit als auch auf die internationale 
Nachfrage auswirken. Die Exportchancen der 
Entwicklungsländer unterlägen damit einer er-
neuten Gefährdung.103

 Zum Dritten haben sich auch grundlegende 
ökonomische und strukturelle Ungleichgewich-
te nicht angeglichen. Eine der maßgeblichen 
Ursachen der Krise waren die weltweiten Unter-
schiede zwischen den Ländern, die mehr kon-
sumieren als produzieren, allen voran die USA, 
und Ländern wie China, Deutschland und Japan, 
die ihr Wachstum vorrangig auf dem Export auf-
bauen. Damit waren die USA zwar ein wichtiger 
Wachstumsmotor in den Vorkrisenjahren, dieser 
Motor wurde aber kreditfi nanziert angetrieben. 
Die hohe (und durch die Rettungsaktionen ge-
stiegene) Verschuldung von Staaten und Bürgern 
wird in den kommenden Jahren zurückgefahren 
werden müssen, und das nicht nur in den USA, 
sondern überall in den Industrieländern. Schon 
bei den ersten Anzeichen eines Aufschwungs 
wird überall vom Sparzwang gesprochen, um 
die ausufernde Staatsverschuldung zurückzufah-
ren.104 Die Kürzungen von staatlichen Investitio-
nen oder von wichtigen Sozialleistungen eben-
so wie die weltweit gestiegene Arbeitslosigkeit 
könnten so zu einem weiteren Hemmschuh für 
eine schnelle und nachhaltige Erholung werden.
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101 Vgl. UN/DESA (2010).
102 Vgl. Schneeweiß (2010): In Sambia bieten Kupferminenbe-

treiber trotz Weltmarktpreisen, die nahezu wieder auf Rekord-
niveau liegen, ihren Arbeitern Lohnerhöhungen an, die weit 
unter der Infl ationsrate liegen. Auch aus Mosambik wird ein 
Beispiel zitiert, wonach Arbeitgeber die Finanzkrise vorschie-
ben, um Lohnerhöhungen so niedrig wie möglich zu halten.

103 Vgl. IWF (2010b).
104 So fordert der IWF, dass nach 2010 Strategien für den Schul-

denabbau greifen sollen (IWF, 2010b), eine Aufforderung, der 
auch die G8/G20 im Juni 2010 in Kanada folgten, als die In-
dustrienationen sich auf eine Halbierung der Staatsdefi zite bis 
2013 einigten.
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Auch in vielen Entwicklungsländern hat sich 
die Verschuldungssituation erheblich ver-

schlechtert. So erlitten viele Rohstoffexporteure 
in der Krise größere Bilanzdefi zite, was teilweise 
mit vorhandenen Devisenreserven ausgeglichen 
werden konnte. Da diese aber nicht unerschöpf-
lich sind, kam es im weiteren Verlauf vielfach 
auch zu einer erhöhten Kreditaufnahme. Nach 
Aussagen der Weltbank hatten mehr als 43 Ent-
wicklungs- und Schwellenländer im Jahr 2008 
ein Leistungsbilanzdefi zit von über 10 % des BIP 
zu verzeichnen. In den vergangenen Jahren wa-
ren solche Defi zite über Kapitalfl üsse aus Inves-
titionen und Rücküberweisungen abgemildert 
worden. Diese Finanzierungswege brechen nun 
im Zuge der Finanzkrise ein.105

 Wenn die Devisenreserven aufgebraucht 
sind, müssen die Defi zite durch eine verstärkte 
Kreditaufnahme im Inland oder im Ausland ge-
deckt werden. Insgesamt schätzt der IWF, dass 
die Haushaltsdefi zite in drei Viertel aller armen 
Länder im Zuge der Finanzkrise steigen und be-
nennt selbst das Risiko, dass einige dieser Län-
der erneut in eine kritische Verschuldungssitu-
ation geraten können.106 In der Regel wird die 
Gefahr mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit 
einer umsichtigen Fiskalpolitik abgetan. Im Klar-
text heißt das, dass schon sehr bald wieder ge-
spart werden muss.
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4.4 Finanzkrise und Verschuldung

Beispiel Indonesien: Konjunkturpakete zur Arbeitsbeschaffung
Auch in Indonesien hat die Krise gerade auf 
dem Arbeitsmarkt zu verschlechterten Ar-
beitsbedingungen geführt. Durch verkürzte 
Arbeitszeit und geringere Löhne konnten viele 
Arbeiterinnen und Arbeiter weniger Geld an 
ihre Familien auf dem Land überweisen. Auch 
Sozialleistungen gingen zurück. Einige Firmen 
nutzten die Finanzmarktkrise als Gelegenheit,  
um alt gediente Arbeiter durch jüngere zu 
ersetzen, denen ein geringerer Lohn gezahlt 
wurde. In einer Fabrik in Serang wurden bei-
spielsweise 79 Arbeiterinnen und Arbeiter ent-
lassen, die mehr als acht Jahre dort gearbeitet 
hatten. Kurz darauf wurden jüngere Arbeiter zu 
ungünstigeren Bedingungen eingestellt. Ältere 
Frauen hatten besonders unter diesem Trend 
zu leiden.

 Besonders betroffen waren auch die ausge-
lagerten Arbeitsplätze im informellen Sektor 
in der so genannten Heimarbeit. So berichte-
te beispielsweise die indonesische Regierung 
von 65.200 Entlassungen aufgrund der Fi-
nanzmarktkrise, Arbeitgeber gaben aber unter 
Einbeziehung der ausgelagerten Arbeitsplätze 
und der Tagelöhner 150.000 bis 200.000 Ar-
beitsplatzverluste an. Aber selbst viele, die ihre 
Arbeit behalten hatten, gaben an, dass sie auf-
grund der gesunkenen Einkommen beispiels-
weise ihre Essgewohnheiten ändern mussten. 

Fleisch und Fisch wurden vom Speiseplan ge-
strichen. Arbeitslosigkeit führt hingegen oft zu 
einer reduzierten Nahrungsaufnahme von nur 
zwei statt vormals drei Mahlzeiten pro Tag, die 
Milch für das Babyfl äschchen wurde verdünnt, 
insbesondere Mütter verzichten auf Nahrung 
zugunsten ihrer Kinder und Männer.

 Aufgrund einer vergleichsweise guten Haus-
haltslage war Indonesien in der Lage, staatlich 
fi nanzierte Konjunkturpakete aufzulegen, die 
mit 1,4 % des BIP aber geringer ausfi elen als 
in anderen Ländern der Region. Dafür hatten 
sie einen stärker armuts- und nachfrageori-
entierten Fokus. Zusätzlich erhielt Indonesien 
Kredite von der Asiatischen Entwicklungsbank, 
um Infrastrukturprojekte durchzuführen. Da 
diese Konjunkturstimuli auch auf die Schaffung 
von Arbeitsplätzen ausgerichtet war und vor al-
lem auch kleinere Projekte in den Gemeinden 
begünstigte, konnten Arbeitsplatzverluste teil-
weise aufgefangen werden. Zusätzlich wurden 
Kredite für kleine und mittlere Unternehmen 
bewilligt und es wurde in landwirtschaftliche 
Projekte investiert, die auch zum Ziel hatten, 
die Landwirtschaft vom exportorientierten Fo-
kus stärker auf die inländische Nachfrage um-
zulenken.

Quelle: Green / King / Miller-Dawkins (2010).

105 Vgl. Weltbank (2009c).
106 Vgl. IWF (2009b).
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 Dabei gilt für die Schwellen- und Entwick-
lungsländer genau das, was auch für die Indus-
trienationen gilt: In Zeiten einer Krise und eines 
Konjunkturabschwungs muss der Staat investie-
ren und die Wirtschaft ankurbeln. Tatsächlich 
haben vor allem die Schwellenländer zum Teil 
Konjunkturpakete in erheblichen Größenord-
nungen aufgelegt. Allen voran steht China, das 
ein Konjunkturpaket von insgesamt 13 % des 
BIP über zwei Jahre angekündigt hat. Aber auch 
Malaysia, Argentinien, Chile, Saudi Arabien und 
Ungarn haben im Jahr 2009 teilweise weit über 
2 % ihres BIP zur Ankurbelung der Konjunktur 
ausgegeben. Insgesamt haben 32 Länder sol-
che Maßnahmen angekündigt.107 Die meisten 
Entwicklungsländer haben hierfür jedoch keine 
Spielräume. Insbesondere in solchen Ländern, 
in denen schon im Zuge der Nahrungsmittelkri-
se weite Teile der Devisenreserven aufgebraucht 
waren und zusätzliche Kredite aufgenommen 
werden mussten (z.B. Kenia, Äthiopien108) stan-
den kaum eigene Mittel zur Verfügung und 
weitere Kredite auf den internationalen Finanz-
märkten waren schwer zu bekommen und teuer.

 Nach Schätzungen der Weltbank fehlten den 
Entwicklungs- und Schwellenländern zwischen 
350 und 635 Mrd. US-Dollar allein im Jahr 2009, 
davon 30 bis 45 Mrd. US-Dollar in Subsahara-
Afrika.109 Entsprechend hat die Kreditaufnahme 
deutlich zugenommen. Um den hohen Finanzie-
rungsbedarf abzudecken, wurden vor allem über 
den IWF und die Weltbank neue Finanzierungen 
bereit gestellt. 500 Mrd. US-Dollar sollten allein 
über den IWF kanalisiert werden. Bis zum Sep-
tember 2009 hatten 32 Länder insgesamt 170 
Mrd. US-Dollar an neuen Krediten mit dem IWF 
vereinbart. Nur 2,5 Mrd. US-Dollar davon waren 
tatsächlich besonders zinsgünstige Kredite.110 Die 
Weltbank hat Zahlungen in Höhe von 58,8 Mrd. 
US-Dollar angekündigt.

 Die 20 Schwellen- und Industrieländer, die 
sich zur Krisenbewältigung in der Gruppe der 20 
(G-20) zusammen geschlossen haben, wollen 
weitere 250 Mrd. US-Dollar für Handelskredite 
bereitstellen. Was für die Schaffung von Liqui-
dität und die Wiederbelebung des Handels gut 
sein mag, bedeutet für die Entwicklungsländer 
jedoch, dass sie die von ihnen nicht verschul-
dete Finanzkrise mit neuen Krediten bewältigen 
müssen. Die gleiche Wirkung von mehr Liqui-
dität hätte ein einfaches Schuldenmoratorium 
gehabt. Wären für die Länder mit niedrigem 

Einkommen die Schuldendienstzahlungen in 
den Jahren 2009 und 2010 ausgesetzt worden, 
hätten sie insgesamt 26 Mrd. US-Dollar mehr zur 
Krisenbewältigung zur Verfügung gehabt, ohne 
sich weiter verschulden zu müssen.111

 Die Auswirkungen der Finanzkrise auf die Ver-
schuldungssituation der Entwicklungsländer lie-
ßen nicht lange auf sich warten: 28 Länder mit 
niedrigem Einkommen hatten bereits im März 
2009 die kritische Marke von 60 % Verschul-
dung im Verhältnis zum BIP wieder überschrit-
ten. Das waren mehr als doppelt so viele wie vor 
der Krise, als dies nur für 12 Länder zutraf. Auch 
die Weltbank und UNCTAD verwiesen auf die 
Gefahr zunehmender Verschuldung und ernster 
Probleme für bis zu 48 der ärmsten Länder.112 
Im April 2010 schließlich kommt eine Studie 
des IWF zu dem Ergebnis, dass bereits 17 Län-
der mit niedrigem Einkommen ein hohes Ver-
schuldungsrisiko haben und 18 weitere Länder 
ein mittleres Risiko. Sieben Länder befi nden sich 
nach dieser Untersuchung bereits in einer Situa-
tion der Überschuldung.

 Auch auf die bereits bestehenden Schulden 
hatte die Finanzkrise ihre Auswirkungen: Viele 
Währungen von Entwicklungsländern wurden 
stark gegenüber den harten Währungen abge-
wertet,113 in denen die Schulden gegenüber dem 
Ausland notiert sind. In der ersten Jahreshälfte 
2009 wurden beispielsweise die Währungen in 
Subsahara-Afrika im Schnitt um 25 % gegen-
über dem Dollar abgewertet. Der sambische 
Kwacha verlor 30 % an Wert. Dies kann zwar 
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107 Zitiert nach: Martens/Schultheiß (2009). Hier fi ndet sich auch 
eine ausführliche Tabelle über die geplanten und für 2009 ge-
schätzten Ausgaben von 32 Ländern zur Konjunkturankurbe-
lung (s. Seite 51).

108 Bereits im September 2008 hatte der IWF für Länder mit nied-
rigen Einkommen eine spezielle Kreditlinie zur Abfederung 
von Preisschocks eingerichtet (Exogenous Schocks Facility: 
Vgl. http://www.imf.org/external/pubs/ft/survey/so/2008/PO-
L091908A.htm). Von dieser Möglichkeit machten z.B. Äthio-
pien und Malawi im Januar 2009, Kenia im Juni 2009, und 
Äthiopien erneut im August 2009 Gebrauch (vgl. auch Kasten 
auf S. 35).

109 Vgl. Weltbank (2009c).
110 Vgl. Eurodad (2009).
111 Vgl. UNCTAD (2009).
112 Vgl. Eurodad (2009): Die hier zitierten Quellen sind IWF 

(2009a), Weltbank (2009c), UNCTAD (2009).
113 Die starken Kapitalabfl üsse üben Druck auf die einheimischen 

Währungen aus. Das Geld, das abgezogen wird, wird in aus-
ländische Währung umgetauscht, so dass die ausländische 
Währung stärker nachgefragt und die einheimische Währung 
stärker angeboten wird.
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dazu beitragen, dass die 
Exporte begünstigt wer-
den, aber bei einer am 
Boden liegenden Welt-
konjunktur sind solche 
Auswirkungen gering im 
Vergleich zu der Verteue-
rung der Schulden.114 Der 
Wertverlust der einhei-
mischen Währungen hat 
in vielen armen Ländern 
dazu geführt, dass selbst 
bei gleichem Bestand der 
Wert der Schulden stieg.

 Das Wechselkurs-
problem könnte die 
Schuldensituation vieler 
Länder auch dauerhaft 
verschlechtern. Denn 
wenn die Wirtschaft in 
den USA das Problem ih-
res chronischen Handels-
defi zits tatsächlich ange-
hen sollte, dann müssten 
dort die Zinsen erhöht 
werden, was mit einem 
höheren Dollarkurs ver-
bunden wäre. Dadurch 
werden auch für die Ent-
wicklungsländer die in 
ausländischer Währung 
gehandelten Importe 
(z.B. wichtige Investiti-
onsgüter, Rohstoffe oder 
Nahrungsmittel) teurer. 
Sowohl der Zinsanstieg 
als auch ein steigender 
Dollarkurs sind ungünstig 
für die verschuldeten Län-
der. Denn die Schuldenrückzahlung in US-Dollar 
wird teurer und die Aufnahme neuer Schulden 
zur Finanzierung der Importe oder Leistungsbi-
lanzdefi zite verteuert sich weiter.

 Wenn eine erneute Schuldenspirale vermie-
den werden soll, müssen vor allem für die ärms-
ten Länder Zuschüsse zur Bewältigung der Krise 
und zur Ankurbelung der Konjunktur bereit ge-
stellt werden. Doch wer soll das bezahlen und 
wie soll es fi nanziert werden? In der Nacharbeit 
der Krise wird es nicht nur um die Frage gehen, 
wie mehr Geld bereitgestellt werden kann, son-
dern auch um systemische Fragen nach einem 

alternativen Wachstumsmodell, nach Umver-
teilung und Steuergerechtigkeit. Gerade die Fi-
nanzmarktkrise hat die Schwächen des gegen-
wärtigen Systems mehr als deutlich vor Augen 
geführt. Damit verbunden ist aber auch eine 
Chance, dass neue Lösungsinstrumente auch an 
systemischen Voraussetzungen rütteln.

4. Die Finanz- und Wirtschaftskrise

114 Vgl. Eurodad (2009).
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Es ist kein unglücklicher Zufall, dass sich die 
Weltgemeinschaft gleich mit mehreren Kri-

sen gleichzeitig auseinandersetzen muss. Die 
Klimakrise schwelt schon lange und geht zurück 
auf einen energieintensiven Entwicklungspfad in 
den Industrienationen, der heutige und zukünf-
tige ökologische Kosten weitgehend ausblen-
det. In ihr werden die Grenzen des Wachstums 
in Form von Ressourcenknappheit, Überlastung 
des ökologischen Raums und Gefährdung der 
biologischen Vielfalt am deutlichsten.

 Das äußert zaghafte Umdenken auch bei den 
Mainstreamökonomen hin zu einem umwelt-
verträglicheren (»grünen«) Wachstum macht 
deutlich, dass Wirtschaftsinteressen in den Ent-
scheidungen der Politik sehr viel stärker veran-
kert sind als das gesellschaftliche Interesse des 
Allgemeinwohls. Das zaghafte Umdenken kon-
zentriert sich allenfalls auf die Frage, wie Wirt-
schaftswachstum mit weniger Ressourcen- und 
Energieverbrauch stattfi nden kann. Es fragt 
nicht, ob die Bemessungsgrundlage für den ge-
genwärtigen Wachstumsbegriff eigentlich die 
Richtige ist. Was genau soll eigentlich wachsen? 
Die Produktion von Waren und Dienstleistungen, 
der monetäre Wohlstand (meist nur für einige 
wenige), oder die Qualität von Bildung oder Ge-
sundheitsversorgung, faire Arbeitsbedingungen 
für alle oder ganz einfach das Wohlbefi nden des 
Einzelnen?115

 Ebenso deutlich werden die Zusammenhänge 
in dem zeitlichen Zusammentreffen der Nah-
rungsmittel- und Energiekrise mit der Finanz-
marktkrise. Auch hier haben die Interessen der 
Finanzwirtschaft die Politik immer stärker zu-
rückgedrängt. Die Folge waren weitgehend de-
regulierte Märkte, die es der Finanzbranche er-
möglichten, immer mehr und ausdifferenzierte, 
letztlich aber undurchschaubare Produkte auf 
den Markt zu bringen, die eine hohe Rendite 
bei vermeintlich niedrigem Risiko versprachen. 
Es ist geltendes Paradigma, dass der Staat sich 
weitgehend aus dem wirtschaftlichen Treiben 
herauszuhalten hat, der Markt sich am besten 

von selbst regelt und das knappe Gut Geld zwar 
die Anlagemöglichkeit mit der höchsten Ren-
diteerwartung sucht, gleichzeitig aber auch die 
Risikoeinschätzung in die Anlageentscheidung 
einbezieht.

 Es ist damit ein Entwicklungsmodell entstan-
den, das nicht nur auf permanentes (wirtschaftli-
ches) Wachstum setzt, sondern zunehmend auch 
den Menschen aus dem Zentrum des wirtschaft-
lichen Handelns herausnimmt, und stattdessen 
Wirtschafts- und Kapitalinteressen hofi ert. Die 
teilweise überzogenen Renditeerwartungen von 
Anlegern und Banken gehen dabei weit über 
die Steigerungsmöglichkeiten der Realwirtschaft 
hinaus. Die eigentliche Funktion der Finanzwirt-
schaft, die Bereitstellung von Liquidität für die 
Wirtschaft, ist zunehmend verschwunden. Die 
Finanzmärkte und ihre Akteure wurden somit 
zu den wesentlichen Treibern der Probleme un-
serer Zeit, die sich in den drei globalen Krisen 
widerspiegeln: ökologische Gefahren und Kli-
mawandel, soziale Ungleichheiten, Armut und 
Hunger weltweit, sowie ökonomische Instabilitä-
ten.116 Mit dem Zusammentreffen der drei Krisen 
ist eben jenes Entwicklungsmodell in die Krise 
geraten.

Die Kosten tragen
die Entwicklungsländer

Für alle drei Krisen tragen die Entwicklungslän-
der entweder absolut oder relativ zu ihren Wirt-
schaftsleistungen die höchsten Kosten. Bei der 
Nahrungsmittelkrise und der Finanzmarktkrise 
sind diese Kosten real schon angefallen z.B. in 
Form von höheren Importpreisen für Nahrungs-
mittel, ungünstigen Finanzierungsmöglichkeiten 
oder dramatischen Exporteinbrüchen. Die Un-
terstützung, die die Länder dabei erhalten ha-

5. Wege für die Klima- und Entwicklungsfi nanzierung

5. Wege für die Klima- und Entwicklungs-
 fi nanzierung

5.1 Drei Krisen – ein System

115 Vgl. Brot für die Welt / EED / Südwind (2010).
116 Vgl. Müller (2010).
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Wie soll das alles bezahlt werden? Und wie 
kann das geschehen, ohne dass die Ent-

wicklungsländer, die am wenigsten zum Entste-
hen der verschiedenen Krisenkonstellationen 
beigetragen haben, erneut in eine Verschul-
dungsfalle geraten? Bei der Diskussion um Lö-
sungs- und Finanzierungsmöglichkeiten muss 
es vor allem auch um die systemischen Fragen 
gehen. Die Diskussion fängt bei strukturellen 
Fragen der internationalen Kooperation und 
Wirtschaftsbeziehungen an und geht über Fra-
gen unseres Entwicklungsmodells und unserer 
gegenwärtigen Lebensstile bis zu systemischen 
Fragen von der Rolle des Allgemeinwohls und 
des Staates als Garant desselben in Relation zu 
den Interessen von Wirtschaft und Kapital. Das 
alles wird an dieser Stelle nicht diskutiert werden 
können. Aber auch die Diskussion um Finan-
zierungsmöglichkeiten bietet bereits viel Raum, 

Antworten auf die Ursachen der gegenwärtigen 
Krisen unserer Zeit einzubeziehen.

5.2.1 Wer soll das bezahlen?

Seit die enormen Rettungspakete für die Fi-
nanzbranche und im weiteren Verlauf der Wirt-
schaftskrise auch für Länder der Eurozone riesi-
ge Löcher in die Haushalte der Industrieländer 
gerissen haben, ist die Diskussion um neue Fi-
nanzierungsmöglichkeiten allgegenwärtig ge-
worden. Schon jetzt wird betont, dass die enor-
men globalen Zukunftsaufgaben nicht alleine 
über die öffentlichen Mittel der Industrienatio-
nen gestemmt werden können. Dies gilt umso 
mehr, als im Zuge der Finanzmarktkrise und der 
hohen Staatsverschuldung in den Industrienatio-
nen der Sparzwang die Haushaltsverhandlungen 

ben, ist nicht selten selbst kreditfi nanziert, meist 
über den IWF. Mindestens für die ärmsten Län-
der, aber auch für zahlreiche weitere Länder, die 
unverschuldet in Mitleidenschaft der Krise gera-
ten sind, muss eine Zuschussfi nanzierung sicher 
gestellt werden. Auch verstärkte Investitionen 
in die Landwirtschaft zum Schutz vor den zu er-
wartenden Anstiegen der Nahrungsmittelpreise 
und zur Stärkung der Eigenversorgung müssen 
zukünftig bezuschusst werden. In Bezug auf die 
Nahrungsmittelpreise ist die internationale Ge-
meinschaft vor allem darin gefordert, der Speku-
lation mit Nahrungsmitteln Einhalt zu gebieten.

 Auch in Bezug auf die Klimakrise sind regi-
onal unterschiedlich bereits hohe Kosten ent-
standen, z.B. in Form von Ernteausfällen, Tro-
penstürmen oder Überschwemmungen. Diese 
Kosten sind schwieriger zuzuordnen, da es kli-
matisch bedingte Katastrophen auch vorher 
schon gegeben hat. Je größer und aufsehen-
erregender die Katastrophe durch die Medien 
transportiert wird, desto höher ist in der Regel 
auch das Spendenaufkommen von staatlicher 
und privater Seite. Zahlreiche kleine Katastro-
phen, Anpassungsprozesse und Auswirkungen 
klimatischer Veränderungen, die sich stärker 
im Verborgenen abspielen sind bislang jedoch 
hoffnungslos unterfi nanziert. Vor allem aber 
sind die zukünftigen Herausforderungen in der 

Klimafrage enorm. Gerade für die ärmsten Län-
der müssen hier entsprechende Finanzzusagen 
aus dem Norden, von den Hauptverursachern 
des Klimawandels, deutlich machen, dass es der 
internationalen Gemeinschaft nicht nur ernst ist 
mit der Bekämpfung des Klimawandels, sondern 
auch damit, dass die Auswirkungen den Kampf 
gegen Hunger und Armut nicht noch weiter er-
schweren. Dazu gehört ein klares Bekenntnis zu 
den MDG mit der entsprechenden Aufstockung 
der Entwicklungshilfe auf das lange versproche-
ne 0,7 %-Ziel gekoppelt mit einer zusätzlichen 
Klimafi nanzierung.

 In den kommenden Jahren belaufen sich allein 
die Anpassungskosten auf 50 bis 100 Mrd. US-
Dollar jährlich. Diese müssten ausschließlich als 
Zuschuss vergeben werden. Hinzu kommt eine 
ähnlich hohe Summe für die Vermeidung von 
CO2-Emissionen auch im Süden, die allenfalls 
für einige weiter entwickelte Schwellenländer 
teilweise als Kredit vergeben werden könnten. 
Damit sind aber noch nicht alle Klimafolgekos-
ten verhindert, denn es wird noch immer zu 
klimabedingten Katastrophen kommen, für die 
Soforthilfe bereit gestellt werden muss. Die auch 
schon in der Vergangenheit beobachtete stetige 
Zunahme der Katastrophenhilfe darf indes nicht 
zulasten einer langfristigen Entwicklungsfi nan-
zierung gehen.

5. Wege für die Klima- und Entwicklungsfi nanzierung

5.2 Die Krise als Chance nutzen
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der kommenden Jahre dominieren wird, wohin-
gegen sowohl im Bereich der Entwicklungsfi -
nanzierung, als auch im Bereich der Klimafi nan-
zierung eine drastische Aufstockung schon mit 
sofortiger Wirkung notwendig wäre.

 Gleichzeitig wird bereits sehr offen die Un-
erreichbarkeit des 0,7 %-Ziels diskutiert und 
neben der Mischung öffentlicher und privater 
Mittel vor allem die Steigerung der Effektivität 
propagiert.118 So wünschenswert solche Maß-
nahmen auch sein mögen, angesichts der enor-
men Herausforderungen, vor denen wir stehen, 
müssen sie zusätzlich zu einer Steigerung der 
Entwicklungszusammenarbeit stattfi nden. An-
gesichts knapper Haushaltskassen ist die Gefahr 
aber sehr real, dass eine Steigerung der Effekti-
vität gegen die Erreichung des 0,7 %-Ziels aus-
gespielt wird.

 Auch die Mischung öffentlicher und privater 
Mittel ist gängige Praxis in der bisherigen Ent-
wicklungsfi nanzierung. Nicht selten sind solche 
Kooperationsvorhaben mit der (Teil-)Privatisie-
rung öffentlicher Dienstleistungen verbunden. 
Die Erfahrungen, vor allem in den ärmeren Ent-
wicklungsländern sind dabei durchaus gemischt. 
Es gibt deutliche Hinweise darauf, dass weder die 
erhofften Effi zienzsteigerungen zugunsten einer 
Armutsbekämpfung stattgefunden haben, noch 
im Vergleich zum Einsatz öffentlicher Mittel aus-
reichend private Mittel mobilisiert werden konn-
ten.119 Öffentlich fi nanzierte Begleitmaßnahmen, 
wie Sektorreformen und Institutionenförderung, 
die das Risiko der privaten Investoren senken 
sollen, sind dabei teilweise kreditfi nanziert und 
gehen damit zu Lasten der Partnerländer.120

 Im Bereich eines klimafreundlichen Techno-
logietranfers, also der Bereitstellung von neuen 
Technologien, die es auch Entwicklungsländern 
ermöglichen, ihren Ausstoß an CO2 zu redu-
zieren, können private Investitionen unter be-
stimmten Bedingungen durchaus eine wichtige 
Rolle spielen. Dies betrifft vor allem die weiter 

5. Wege für die Klima- und Entwicklungsfi nanzierung

117 Titel eines Artikels in der Süddeutschen Zeitung vom 11.01.2010.
118 Vgl. Wolff (2010). Vgl. auch die Äußerungen des Ministers Dirk 

Niebel (Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung) über die Erreichbarkeit des 0,7-%-Ziels 
und die Effektivität von Entwicklungszusammenarbeit im März 
2010. Abrufbar unter: http://www.handelsblatt.com/newsti-
cker/politik/entwicklungshilfe-niebel-stellt-entwicklungshilfe-
ziel-infrage;2541507

119Vgl. Gtz/KfW (2005), zitiert nach Fritz (2006).
120Fritz (2006).

Beispiel Ecudaor:
»Besser gut leben als
besser leben«117

Was macht gutes Leben eigentlich aus? Geht 
es um materiellen Wohlstand oder können 
der Erhalt der Umwelt und ein solidarisches 
Miteinander zu einem besseren Leben beitra-
gen? Für den ecuadorianischen Wirtschafts-
wissenschaftler Alberto Acosta ist klar: »Ohne 
ein grundsätzliches Umdenken laufen arme 
und reiche Länder gleichermaßen auf einen 
kollektiven Selbstmord zu.« Acosta, der lange 
Zeit auch in der westlichen Welt studiert und 
gelebt hat, ist es gelungen, die Weltanschau-
ung andiner Völker vom »Guten Leben« (auf 
Quechua »sumak kawsay«) aus der romanti-
sierenden und folkloristischen Ecke zu holen 
und fest in der ecuadorianischen Verfassung 
zu verankern. »Sumak kawsay« bedeutet für 
die andinen Völker des Landes vor allem ein 
harmonisches Miteinander von Mensch und 
Natur, mit besonderer Berücksichtigung ge-
meinschaftlicher Werte, die allen Mitgliedern 
gleichermaßen materielle, soziale und spiritu-
elle Zufriedenheit gewährleisten soll. Indivi-
duelles Handeln darf nicht auf Kosten anderer 
Mitglieder gehen und darf die natürlichen Le-
bensgrundlagen nicht gefährden.

 Die Verankerung dieses Grundsatzes in der 
neuen ecuadorianischen Verfassung von 
2008 (wie zuvor schon in der bolivianischen 
Verfassung) ist dabei durchaus auch als the-
oretisches Gegenkonzept zum gängigen Mo-
dell stetigen materiellen Wachstums zu se-
hen. Noch fi ndet das Konzept im politischen 
Tagesgeschäft selbst der linken Regierungen 
in Lateinamerika nicht unbedingt eine umfas-
sende Anwendung, doch darf der Vorschlag 
der ecuadorianischen Regierung, Teile der 
Erdölvorkommen unangetastet zu lassen (vgl. 
Kasten auf S. 58) als ein erster Versuch gedeu-
tet werden, ökologische Grundsätze stärker zu 
berücksichtigen und den Menschen und sei-
ne Lebensqualität stärker in den Mittelpunkt 
wirtschaftlichen und staatlichen Handelns zu 
stellen.

Quelle: Süddeutsche Zeitung
vom 11. Januar 2010.
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entwickelten Schwellenländer. Sie können durch 
einen solchen Transfer nicht nur hohe CO2-Ein-
sparungen verbuchen, sondern das vermittelte 
Wissen in einem entsprechenden institutionel-
len Umfeld auch oft besser anwenden, anpassen 
und für sich weiter entwickeln. Gerade in den 
ärmsten Entwicklungsländern, wo es viel grund-
sätzlicher z.B. um die Bereitstellung von Energie 
in bislang nicht erschlossenen Gebieten geht, wo 
die ärmsten und am stärksten Betroffenen oft in 
entlegenen Gebieten leben oder wo es um den 
Aufbau notwendiger Institutionen geht, ist vor 
allem der öffentliche Sektor gefragt. Es muss 
vorrangig mit Zuschüssen gearbeitet werden, 
um die Verschuldung nicht zusätzlich anzukur-
beln.

 Letztlich werden verschiedene Instrumente 
angewandt werden müssen, um die notwendi-
gen Summen aufbringen zu können. Eine gan-
ze Reihe von Vorschlägen liegt dafür bereits auf 
dem Tisch. Dank der hohen Haushaltsdefi zite in 
den Industrieländern im Zuge der Finanzmarkt-
krise kommen nun auch solche Instrumente in 
die Diskussion, die auch versuchen, die Krisen-
verursacher zur Finanzierung heranzuziehen.121 
So sollen beispielsweise über verschiedene In-
strumente die Verursacher des Klimawandels 
zur Kasse gebeten werden. Die Idee dahinter 
ist, dass eine Art Gebühr oder Steuer umwelt-
schädigendes Verhalten abstraft. Somit können 
nicht nur neue Ressourcen mobilisiert werden, 
sondern es fi ndet auch eine Lenkungsfunkti-
on hin zu verstärktem ökologischem Handeln 
statt. Über eine ähnliche Lenkungswirkung im 
Bereich der Finanzmarktregulierung verfügt die 
Besteuerung von Finanztransaktionen. Andere 
Instrumente wiederum versuchen, Geldmittel in 
Entwicklungsländern bereit zu stellen, ohne dass 
neue öffentliche Gelder mobilisiert werden müs-
sen. Einige dieser Instrumente sollen im Folgen-
den vorgestellt werden.

5.2.2 Emissionshandel

Im Rahmen der internationalen Klimaverhand-
lungen in Kyoto haben sich die Industrienati-
onen dazu verpfl ichtet, bis zum Jahr 2012 den 
Ausstoß von Treibhausgasen zu reduzieren. Um 
dies zu erreichen, haben einige Staaten bei-
spielsweise ein Handelssystem mit Emissions-
zertifi katen eingerichtet, in dem einzelne Länder 

oder Industrien die Berechtigung zum Ausstoß 
von Treibhausgasen (in Form von Zertifi katen) 
kaufen oder verkaufen können. Hierfür wird zu-
nächst eine Obergrenze an Treibhausgasemissi-
onen für ein bestimmtes Territorium und einen 
bestimmten Zeitraum festgelegt. Diese Gesamt-
menge an zulässigen Treibhausgasemissionen 
wird auf die beteiligten Industrien umgelegt und 
jeweils entsprechende Zertifi kate zugeteilt oder 
versteigert. Wer mit der zugeteilten Menge nicht 
auskommt, sondern mehr Emissionen ausstößt, 
kann entsprechende Zertifi kate von solchen Un-
ternehmen kaufen, die in den Umweltschutz in-
vestiert haben und so die Zielmarke sogar unter-
schreiten konnten. Der größte und umfassendste 
Handel mit solchen Zertifi katen fi ndet im Emissi-
onshandelssystem der EU statt.

 Obwohl das europäische Handelssystem für 
Emissionsrechte im internationalen Vergleich 
als vergleichsweise fortschrittlich gilt, hat es etli-
che Defi zite. Diese haben u.a. dazu beigetragen, 
dass bei weitem nicht so viele Gelder generiert 
wurden (und damit auch zu wenige Anreize für 
die Industrie geschaffen wurden) wie möglich 
gewesen wäre. So gibt es für zahlreiche Indust-
rien Ausnahmeregelungen bis hin zur gesamten 
Befreiung.122 Auch soll der Flugverkehr erst ab 
2012 in das Handelssystem einbezogen werden, 
der Schiffsverkehr bleibt weiterhin ausgeschlos-
sen. Vor allem aber waren die kostenfreien Zu-
teilungen an die einzelnen Industrien viel zu 
hoch. Denn nur wenn die Gesamtmenge, die 
ausgestoßen werden darf, ausreichend gering 
ist, werden erstens Anreize für klimafreundliche 
Investitionen geschaffen und zweitens über die 
Versteigerung der Zertifi kate, die zugekauft wer-
den müssen, mehr Gelder mobilisiert.

 Im Jahr 2013 tritt auch das Europäische Han-
delssystem in eine neue Phase, dessen Ausge-
staltung wichtig sein wird für die Frage, wie viele 
Gelder generiert werden können und wie hoch 
somit auch die Lenkungswirkung für den not-
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121 Insbesondere in der Diskussion um die Entwicklungsfi nanzie-
rung zur Erreichung der MDG wurden noch viele andere Vor-
schläge gemacht, die hier nicht alle aufgezählt werden können. 
Sie reichen von der Einführung einer weltweiten Lotterie über 
verschiedene marktbasierte Ansätze und Wirtschaftsabkom-
men bis hin zu Vorschlägen für internationale Steuern z.B. auf 
Waffenkäufe, Luxusgüter und privaten Initiativen, über viele 
Kleinstbeträge im Internethandel größere Summen zu mobi-
lisieren. Vgl. hierzu http://www.leadinggroup.org/rubrique20.
html)

122 Gegenwärtig sind rund 12.000 Anlagen in 30 Ländern im Sys-
tem integriert.
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wendigen Umbau der Wirtschaft ist. Insgesamt 
sollen dann im Schnitt 50 % der Zertifi kate ver-
steigert werden.123 Der Erlös läge dann bis zum 
Jahr 2020 bei etwa 26 Mrd. Euro, die an die 
nationalen Haushalte verteilt werden. Welcher 
Anteil davon dann tatsächlich in die Klima- und 
Entwicklungsfi nanzierung fl ießt, liegt bei den na-
tionalen Entscheidungsgremien.

 Als globale Weiterentwicklung eines solchen 
Systems hat die Norwegische Regierung im Vor-
feld der Klimaverhandlungen auf Bali im Jahr 
2009 einen Vorschlag eingebracht, nach dem ab 
2012 für alle Industrienationen nationale Emis-
sionsrechte in Teilen versteigert werden könn-
ten, um so eine verlässliche Klimafi nanzierung 
bereit stellen zu können. Jedes Industrieland, 
das das Kyoto Protokoll unterzeichnet und sich 
zu Treibhausgasreduktionen verpfl ichtet hat, er-
wirbt eine bestimme Menge solcher Rechte, die 
in der Höhe seinen selbst gemachten Redukti-
onsverpfl ichtungen entsprechen. Ähnlich wie im 
Emissionshandelssystem der EU könnten solche 
Rechte nun gratis ausgegeben oder in Teilen 
versteigert werden. Vorausgesetzt, die USA wür-
de sich an einem solchen Vorschlag beteiligen, 
könnten je Prozentpunkt, der versteigert wird, 
9,2 Mrd. US-Dollar eingespielt werden.124 Wür-
den also nur 5 % dieser nationalen Zuteilungen 
versteigert, entspräche das 46 Mrd. US-Dollar. 
Damit könnten bereits die jährlichen Anpas-
sungsmaßnahmen an den Klimawandel teilweise 
fi nanziert werden.

 Dieser Vorschlag spielt in den gegenwärtigen 
internationalen Debatten leider keine große 
Rolle mehr. Umso wichtiger ist eine konsequen-
te Weiterentwicklung des Emissionshandelssys-
tems der EU, bei dem die Einsparziele so hoch 
angesetzt werden, dass sie den internationalen 
Herausforderungen des Klimawandels und der 
Verantwortung der EU entsprechen.125 Allein in 
Deutschland könnten so 6 Mrd. Euro jährlich be-
reit gestellt werden.126

5.2.3 Flugticketabgabe

Der Flugverkehr verursacht jährlich 730 Mt CO2-
Emissionen mit enormen Wachstumsraten in 
den letzten Jahren. Gingen diese Entwicklungen 
unvermindert weiter, könnte der Flugverkehr bis 
zum Jahr 2050 bereits 25 % des globalen Emis-
sionsausstoßes ausmachen. Über teils erhebli-

che Steuervergünstigungen in vielen Ländern, 
wie beispielsweise die Befreiung von der Kero-
sin- oder Mehrwertsteuer, wird der Flugverkehr 
gegenüber anderen Verkehrsmitteln sogar noch 
stark begünstigt.127 Eine Abgabe auf Flugtickets 
soll daher nicht nur Gelder mobilisieren, sie soll 
auch diesen Wettbewerbsvorteil abbauen und 
den kleinen Teil der Weltbevölkerung zur Ver-
antwortung ziehen, der damit zum Klimawandel 
beiträgt. Die Abgabe auf Flugtickets ist ein Inst-
rument, das bereits seit einigen Jahren von Län-
dern wie Frankreich, Großbritannien oder Chile 
u.a. auch zur Entwicklungsfi nanzierung einge-
führt wurde. Auf diese Weise wurde über kleine 
zusätzliche Gebühren in drei Jahren 1 Mrd. US-
Dollar zur Bekämpfung von HIV/Aids, Tuberku-
lose und Malaria bereit gestellt.128

 In Deutschland ist dieses Instrument im Rah-
men der Spardiskussionen nach der Finanz-
marktkrise auf die Agenda gekommen. Es ist 
Teil des Sparpakets der Bundesregierung, mit 
dem jedes Jahr 10 Mrd. Euro eingespart werden 
sollen. 1 Mrd. Euro käme demnach über eine 
fi xe Abgabe pro Flug zwischen 9 Euro und 40 
Euro für Kurz-, Mittel- oder Langstrecken zu-
sammen.129 Dies ist ein bescheidener Anfang. 
Der Frachtverkehr ist weiterhin nicht mit einbe-
zogen. Eine stärker gestaffelte Abgabe, die die 
Entfernung, den Platzbedarf z.B. von Business 
oder First Class Plätzen, Auslastung und Gewicht 
berücksichtigt, könnte auch unter Einbeziehung 
des Frachtverkehrs das Dreifache einbringen. 
Dann könnte beispielsweise jedes Flugzeug als 
Ganzes nach Entfernung und Gesamtgewicht 
(unabhängig von Ladung oder Anzahl der mit-
fl iegenden Passagiere) belastet werden.
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123 Dabei soll beispielsweise im Stromsektor eine 100 % Versteige-
rung gelten, die Airlines müssen auch weiterhin nur 15% ihrer 
Zertifi kate ersteigern. Bis 2020 soll es aber gar keine freien 
Zuteilungen mehr geben. Vgl. http://europa.eu/rapid/pressRe-
leasesAction.do?reference=MEMO/08/35&format=HTML&age
d=0&language=EN&guiLanguage=en.

124 Vgl. Center for Clean Air Policy (2009). Ausgehend von einem 
Preis von 40€/Tonne CO2.

125 Um die Emissionsreduktionen bis 2050 auf einen guten Pfad 
zu lenken, sollten bis 2020 nicht nur 20 % Einsparungen, son-
dern 40 % angestrebt werden.

126 Vgl. FÖS (2010). Ausgehend von einem Preis von 30 € / Tonne.
127 Allein in Deutschland belaufen sich die Subventionen durch die 

Steuerbefreiungen auf 11 Mrd. Euro. Vgl. Umweltbundesamt 
(2010).

128 Vgl. http://www.unitaid.eu/
129 Diese Sätze sollen allerdings wieder gesenkt werden, wenn der 

Flugverkehr 2012 in das Emissionshandelssystem der EU ein-
bezogen wird.
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 Der große Vorteil einer solchen Abgabe ist 
ihr gutes nationales Umsetzungspotential, wie 
die genannten Beispiele zeigen. Umgekehrt 
werden von der Luftfahrtindustrie immer auch 
Wettbewerbsnachteile als Gegenargument vor-
gebracht.130 Wenn eine Flugticketabgabe in der 
Höhe festgelegt werden soll, dass sie tatsäch-
lich ökologische Lenkungswirkung erzielt, wäre 
eine internationale (oder wenigstens EU-weite) 
Einführung sicher wünschenswert. Eine Initiati-
ve der Malediven hatte den Vorschlag gemacht, 
dass weltweit 6 US-Dollar pro Ticket in der Eco-
nomy Class und 62 US-Dollar in der Premium 
Class für Anpassungsfi nanzierung an den Klima-
wandel erhoben und in den Anpassungsfonds 
(UNFCCC) fl ießen sollte. Dadurch könnten 8–10 
Mrd. US-Dollar jährlich generiert werden.

 Für eine nennenswerte Lenkungswirkung 
sind solche oder die in Deutschland vorgesehe-
nen Sätze jedoch zu gering. In Großbritannien 
werden gegenwärtig je nach Entfernung bis zu 
200 Euro erhoben. Die Einbeziehung des Flug-
verkehrs in das Emissionshandelssystem der EU 
könnte bei einer weitgehenden Versteigerung 
der Zertifi kate und angemessenen Reduktions-
verpfl ichtungen eine solche Lenkungswirkung 
besser erfüllen. Dann könnte eine zusätzliche 
Abgabe eben denen zugute kommen, die unter 
den Emissionen am stärksten zu leiden haben, 
d.h. den Menschen in den Entwicklungsländern, 
und in einen entsprechenden Fonds fl ießen. So-
lange dies nicht gewährleistet ist, muss jedoch – 
wie in Frankreich und Großbritannien – das Geld 
nicht nur zum Stopfen von Haushaltslöchern, 
sondern auch maßgeblich für eine Klima- und 
Armutsfi nanzierung verwendet werden.

5.2.4 Die ökologische Schuld
 und Entschuldung

Mit dem hohen Finanzierungsbedarf, den die 
Folgen des Klimawandels und die Herausforde-
rungen für einen CO2-armen Entwicklungspfad 
mit sich bringen werden, steigt die Gefahr einer 
neuen Verschuldungswelle, wenn nicht aus-
reichend Mittel zur Verfügung gestellt werden. 
Gerade von zivilgesellschaftlichen Gruppen und 
Kampagnen aus dem Süden ist die Forderung 
laut geworden, dass es eigentlich der Norden 
ist, der angesichts des enormen historischen und 
gegenwärtigen CO2-Ausstoßes, dem jahrhun-

dertelangen Raubbau und dem Verbrauch von 
Ressourcen und globalen öffentlichen Gütern 
beim Süden in einer ökologischen Schuld steht. 
Die Forderungen beziehen daher auch einen 
umfassenden Schuldenerlass ein.

 Eine solche Verrechnung von ökologischer 
Schuld mit tatsächlichen Schulden hat einen 
gewissen Charme, birgt aber auch Gefahren. 
Damit würde eine Entschuldungs- mit einer Re-
parationsdebatte vermischt, denen jeweils eine 
unterschiedliche Argumentationsgrundlage un-
terliegt. Bei der Entschuldungsdebatte geht es 
darum, welche entwicklungspolitischen Wirkun-
gen Kredite haben und unter welchen Bedingun-
gen sie auch in Zukunft sinnvoll einen Beitrag zur 
Entwicklung leisten können. Ein Pauschalerlass 
auch solcher Kredite, die entwicklungspolitisch 
sinnvoll waren, gewissermaßen als Freikauf des 
Nordens, könnte dann eine sinnvolle zukünftige 
Kreditvergabe entmutigen. Umgekehrt sollten 
Forderungen, die als illegitim gelten, weil sie 
beispielsweise an Diktatoren vergeben wurden, 
und teilweise sogar dazu dienten, die eigene 
Bevölkerung zu unterdrücken, von vorne herein 
gestrichen werden, ohne dies mit irgendeiner 
»ökologischen Schuld« zu verrechnen.

 Tatsächlich aber haben Schuldenerlasse für 
die ärmsten Länder in den vergangenen Jahren 
einen Beitrag dafür geleistet, dass in den ent-
schuldeten Ländern Haushaltsmittel für soziale 
Ausgaben frei gesetzt wurden, die vormals in 
den Schuldendienst gesteckt wurden.131 Vor al-
lem im Rahmen der Entschuldungsinitiative für 
hoch verschuldete arme Länder (HIPC) konnten 
mit Beginn des Jahrtausends und besonders ab 
2005 teilweise erhebliche Mittel freigesetzt wer-
den. In vielen Ländern hat es dadurch tatsäch-
lich Erhöhungen im Sozialhaushalt gegeben. 
Viele arme Länder und alle Länder mit mittleren 
Einkommen sind von dieser Initiative allerdings 
ausgeschlossen.

 Somit können auch bestehende Schulden, 
selbst wenn sie aus entwicklungspolitischer Sicht 
sinnvoll waren, zur Klima- und Entwicklungsfi -
nanzierung herangezogen werden. Ein Instru-
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130 Fraport-Chef Stefan Schulte hält den Gesetzesentwurf der 
Bundesregierung jedoch für akzeptabel und erwartet keine 
Abwanderungen auf andere Fluggesellschaften durch die ge-
plante Abgabe. Vgl. Beitrag in der Süddeutschen Zeitung vom 
23.07.2010: »Frankfurter Flughafen kann mit Steuer leben.«

131 Im Durchschnitt sind die Sozialausgaben in den entschuldeten 
Ländern um 2 % des BIP gestiegen. Vgl. IWF/Weltbank (2009).
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5. Wege für die Klima- und Entwicklungsfi nanzierung

Beispiel Ecuador: Die Yasuní-ITT Initiative
Eine wegweisende Initiative, die auch Schul-
denerlasse mit einbezieht, stellt der Vorschlag 
der ecuadorianischen Regierung zum Schutz 
des Regenwaldes dar. Er sieht vor, dass Erdölre-
serven, die im Nationalpark Yasuní lagern, nicht 
gefördert werden, und dafür Ausgleichszahlun-
gen der internationalen Gemeinschaft an die 
ecuadorianische Regierung gezahlt werden, 
die diese Einnahmen wiederum in Projekte der 
Armutsbekämpfung, der sauberen Energiege-
winnung und des Umweltschutzes steckt.

 Der Korridor Ishpingo-Tambococha-Tiputini 
(ITT) liegt im Nationalpark Yasuní und zeich-
net sich nicht nur durch eine einzigartige Ar-
tenvielfalt aus, in der auf engstem Raum 165 
Säugetier- und 630 Vogelarten leben. In die-
sen Raum haben sich auch zwei Völker aus der 
indigenen Huaorani Kultur zurückgezogen, um 
in freiwilliger Isolation zu leben. Diese beiden 
Völker und die geschützte Artenvielfalt wären 
durch die Förderung von Erdöl bedroht. In dem 
Gebiet werden 846 Mio. Barrel Rohöl vermu-
tet, das entspricht einem Fünftel der bestätig-
ten Vorkommen Ecuadors und dem weltweiten 
Ölverbrauch von nur acht Tagen. Bleibt dieses 
Öl im Boden, wird ein CO2-Ausstoß von etwa 
400 Mio. Tonnen vermieden. Hinzu kommt die 
positive CO2-Wirkung durch die vermiedene 
Abholzung von Regenwaldgebieten.

 Erdöl ist eines der wichtigsten Exportpro-
dukte für das kleine südamerikanische Land, in 
dem noch immer 38 % der Bevölkerung unter-
halb der Armutsgrenze leben. Die Einnahmen 
aus dem Ölexport wären daher wichtig für das 
Land. Da sowohl der Schutz des Regenwaldes 
als auch der vermiedene CO2-Ausstoß im inter-
nationalen Interesse stehen, sieht der Vorschlag 
der ecuadorianischen Regierung vor, dass sich 
die internationale Gemeinschaft zur Hälfte an 
den Kosten der entgangenen Einnahmen betei-
ligen soll. In den kommenden 13 Jahren soll die 
internationale Gemeinschaft rund 2,7 Mrd. US-
Dollar aufbringen und in einen Treuhandfonds 
einzahlen, aus dessen Zinsen die sozialen und 
Umweltprojekte fi nanziert werden sollen.

 Die Initiative wurde bereits im Jahr 2007 von 
der ecuadorianischen Regierung vorgestellt 
und fand weltweit rasch breite Unterstützung, 
darunter auch beim deutschen und Europäi-
schen Parlament. Lange Zeit gab es dennoch 
innerhalb der ecuadorianischen Regierung 
ein Tauziehen und mehrmals drohte Präsident 
Rafael Correa das Projekt platzen zu lassen und 
mit den Bohrungen zu beginnen. Im August 
2010 schließlich wurde eine Vereinbarung zwi-
schen Vertretern der ecuadorianischen Regie-
rung und dem Entwicklungsprogramm der Ver-
einten Nationen UNDP für die Einrichtung eines 

Treuhandfonds un-
terzeichnet. In einen 
solchen Fonds könn-
ten beispielsweise 
auch Mittel aus ei-
nem Schuldenerlass 
fl ießen.

Quellen: Acosta 
(2009), Tages-
zeitung taz vom 

05.08.2010.
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ment hierfür ist schon seit langer Zeit bekannt, 
fi ndet aber nur noch sehr wenig Anwendung: 
Die Schuldenumwandlung für Entwicklung. 
Hierfür werden seitens des Gläubigers beste-
hende Schulden gestrichen unter der Vorausset-
zung, dass der Schuldner (je nach Entwicklungs-
stand) einen bestimmten Prozentsatz, zumeist in 
einheimischer Währung, in einen sozialen Fonds 
oder ein bestimmtes Entwicklungs- oder auch 
Klimaschutz- oder Anpassungsprojekt steckt. Die 
Schweiz hatte sich Ende der 1990er Jahre aller 
seiner Forderungen an die Entwicklungsländer 
auf diese Weise entledigt und sogenannte Ge-
genwertfonds gebildet. Gegenwärtig macht sich 
auch der Globale Fond zur Bekämpfung von HIV/
Aids, Tuberkulose und Malaria dieses Instrument 
zunutze, allerdings noch in sehr bescheidenem 
Umfang.132

 Das Potential dieser Finanzierungsmaßnah-
me könnte enorm sein. Gegenwärtig beträgt 
die Verschuldung der Länder mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen 1,4 Bio. US-Dollar, der 
jährliche Schuldendienst des öffentlichen Sek-
tors beläuft sich auf 206 Mrd. US-Dollar.133 So-
lange die Schuldenerlasse jeglicher Art aber auf 
das 0,7 %-Ziel angerechnet werden, was in den 
meisten Industrieländern der Fall ist, ist das für 
die Entwicklungsländer gewissermaßen ein Null-
summenspiel. Wird die entsprechende Quote 
nicht erhöht, bedeutet ein Schuldenerlass, dass 
weniger frisches Geld in den Entwicklungshaus-
halt fl ießt. Aber auch viele private Gläubiger hal-
ten noch Forderungen, die nicht bedient werden. 
Ende des Jahres 2004 lagen hier Zahlungsrück-
stände in Höhe von 2 Mrd. US-Dollar vor. Anstatt 
solche Forderungen zu hohen Abschlägen auf 
dem freien Markt z.B. an Hedge Fonds zu ver-
kaufen, die später auf dem Klageweg den vollen 
Betrag plus Zinsen einfordern, könnten hier mit 
entsprechender internationaler Unterstützung 
Finanzmittel in sinnvolle Entwicklungs- und Kli-
maprojekte umgelenkt werden.

5.2.5 Finanztransaktionssteuer

Insbesondere nach Ausbruch der Finanzmarkt-
krise haben Forderungen nach der Einführung 
einer Steuer auf Finanztransaktionen an Bedeu-
tung gewonnen. Die Finanzkrise hat in einzig-
artiger Weise die Schwächen des deregulierten 
Finanzmarktes offen gelegt. Beobachtungen 

deuten darauf hin, dass es auf den Finanzmärk-
ten eher ein Übermaß an Liquidität gibt. Gerade 
der spekulative und technische Handel mit Deri-
vaten (»Wetten«) ruft Überreaktionen des Mark-
tes und exzessive Preisschwankungen hervor.134 

Von daher verfolgen solche Forderungen vor 
allem auch regulierende und stabilisierende Ef-
fekte. Mit diesem Anspruch haben sie eine lange 
Tradition. Schon in den 1930er Jahren forderte 
der Wirtschaftswissenschaftler John Maynard 
Keynes mittels einer Steuer auf Finanztransak-
tionen auf den Aktienmärkten spekulative Ge-
schäfte stärker einzudämmen. In den 1970er 
Jahren brachte James Tobin eine Transaktions-
steuer auf Devisengeschäfte ins Gespräch, die 
auch von der weltweiten attac-Bewegung auf-
gegriffen wurde.

 Im Rahmen dieser Bewegung fand auch der 
Ertragsaspekt mehr und mehr Bedeutung. Mit-
tels einer Steuer, die nunmehr auf alle Finanz-
transaktionen gefordert wird, können selbst bei 
einem minimalen Steuersatz sehr hohe Summen 
mobilisiert werden, die, so die Forderung der 
sozialen Bewegungen, in die großen globalen 
Herausforderungen unserer Zeit investiert wer-
den könnten, allen voran die Klima- und Ent-
wicklungsfi nanzierung. Angedacht ist eine all-
gemeine Steuer auf alle Finanztransaktionen, 
d.h. sowohl auf Transaktionen mit Währungen 
und Derivaten, als auch mit Aktien, Rohstoffen 
oder Nahrungsmitteln. Das Österreichische Insti-
tut für Wirtschaftsforschung hat berechnet, dass 
bei einer weltweiten Einführung einer derarti-
gen Finanztransaktionssteuer von 0,05 % 600 
Mrd. US-Dollar generiert werden könnten, das 
entspricht 1,2 % des weltweiten BIP. 289 Mrd. 
US-Dollar (1,63 % des BIP) entfi elen dabei auf 
Europa.135

 Auch wenn eine solche Steuer allein sicher 
nicht alle spekulativen Blasen in der Zukunft 
verhindern kann, so hätte selbst eine geringe 
Besteuerung stabilisierende Effekte mit einer 
Lenkungswirkung auf die Finanzmärkte. Durch 
sie werden gerade die kurzfristigen spekulativen 
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132 Bislang haben nur Deutschland und Australien Schuldenum-
wandlungen mit Indonesien und Pakistan ausgehandelt.

133 Vgl. Weltbank (2009c).
134 Vgl. Schulmeister (2009).
135 Vgl. Schulmeister (2010). Diese Berechnungen berücksichtigen 

bereits, dass durch die Steuer einige Transaktionen durch den 
gewünschten Lenkungseffekt nicht mehr stattfi nden würden.
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Geschäfte uninteressant, wohingegen die Steu-
er für längerfristige Geschäfte nicht ins Gewicht 
fällt. Vor diesem Hintergrund ist es verwunder-
lich, dass die Politik sich noch immer zögerlich 
zeigt, eine Finanztransaktionssteuer umzusetzen. 
Weniger verwunderlich ist es hingegen, dass sie 
seitens der Politik überhaupt erst auf die Agenda 
gesetzt wurde, nachdem die Haushaltslöcher im 
Zuge der Rettungspakete zur Bewältigung der 
Finanzmarktkrise immer unbeherrschbarer zu 
werden drohten. In Europa hat vor allem nach 
der Eurokrise die Diskussion an Fahrt aufge-
nommen. Eine Beteiligung der wichtigsten Um-
schlagsplätze in Europa, London und Frankfurt, 
wäre dabei von zentraler Bedeutung.

 Neben den stabilisierenden Effekten ist vor 
allem das Ertragspotential interessant. Gleich-
zeitig wären die Einnahmen vor allem in den 
großen Finanzzentren besonders hoch, da dort 
viele Transaktionen stattfi nden. Aus Gründen 
der Verteilungsgerechtigkeit wäre es angesichts 
so hoher Summen wichtig, dass die Gelder nicht 
nur zum Stopfen von nationalen Haushaltslö-
chern verwendet werden. Selbst wenn der Zu-
sammenhang zwischen Finanztransaktionssteu-
er und Klima- und Entwicklungsfi nanzierung 
nicht so plausibel sein mag, wie beispielsweise 
bei der Flugticketabgabe oder dem Emissions-
handel, wo die Verursacher klimaschädlicher 
Emissionen direkt belastet werden, sollten der-
artige Instrumente, vor allem wegen ihres ho-
hen Potentials dennoch maßgeblich auch für 
die Klima- und Entwicklungsfi nanzierung einge-
setzt werden.

5.2.6 Schließen von Steueroasen

Schließlich und endlich geht es nicht nur darum, 
wie weltweit zusätzlich Geld mobilisiert werden 
kann, um es ärmeren Ländern zur Bewältigung 
der globalen Krisen zur Verfügung zu stellen. 
Gerade in der Entwicklungszusammenarbeit 
wird immer häufi ger davon gesprochen, dass es 
auch in der Verantwortung der Entwicklungslän-
der selbst liegt, interne Mittel zu mobilisieren. 
Dies geschieht über Steuersysteme, die in vielen 
Entwicklungsländern zu wenig ausgebildet sind 
und nur über schwache Regulierungsbehörden 
verfügen. Die Folge ist, dass hohe Steuereinnah-
men beispielsweise über die Mehrwertsteuer er-
zielt werden, die arme Menschen über Gebühr 

belastet und verhältnismäßig leicht zu erheben 
ist. Die Besteuerung von Vermögen und Einkom-
men reicher Eliten oder großer, oft ausländi-
scher Unternehmen trägt demgegenüber einen 
verhältnismäßig geringen Beitrag zum gesamten 
Steueraufkommen bei.

 Das liegt aber nicht nur an nationalen Steu-
ersystemen und staatlichen Institutionen, die 
sie überwachen sollen, sondern auch an der 
internationalen Infrastruktur und der Existenz 
von Steuer- und Verdunklungsoasen. In sol-
chen Steueroasen herrscht niedrige oder keine 
Besteuerung. Sie erlauben es vor allem Groß-
unternehmen und reichen Einzelpersonen, ihre 
Gewinne und Vermögen zu transferieren und 
sich so ihrer Verantwortung zu entziehen, einen 
fairen Beitrag zur Aufrechterhaltung nationaler 
Infrastruktur, wie Straßen, Bildung, Gesundheit, 
Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit zu leisten. Äu-
ßerste Geheimhaltung und Intransparenz sind 
oberste Devisen in solchen Schattenfi nanzzen-
tren, aus denen nur wenige, vornehmlich die 
reichsten Menschen, Nutzen ziehen.

 Insgesamt wird das Vermögen, das in solchen 
Finanzzentren angelegt ist, auf ein Drittel des ge-
samten weltweiten Vermögens geschätzt. Auch 
der internationale Handel wird zur Hälfte über 
diese Steuer- und Verdunkelungsoasen abgewi-
ckelt. Für die Entwicklungsländer bedeutet die 
Existenz solcher Steueroasen massive Einnah-
meausfälle. Angesichts der Geheimhaltungspra-
xis sind die tatsächlichen Ausfälle schwer zu er-
mitteln. Schätzungen gehen davon aus, dass den 
Entwicklungsländern allein durch die Steuerver-
meidung auf Einkommen und Vermögen von 
reichen Einzelpersonen Einnahmen in Höhe von 
250 Mrd. US-Dollar jährlich entgehen.136 Das ist 
mehr als doppelt so viel wie der Zufl uss an Mit-
teln der Entwicklungszusammenarbeit im Jahr 
2009. Mit diesen Einnahmen könnten in vielen 
Ländern nicht nur sämtliche Anpassungskosten 
an den Klimawandel fi nanziert werden, sondern 
auch die erforderliche Summe zur Erreichung 
der MDG aufgebracht werden. Hinzu kommen 
Steuerausfälle von großen Unternehmen, die 
Steuern auf Wertschöpfung und Gewinne oft 
nicht in den Ländern abführen, wo sie erzielt 
werden. Andere Schätzungen gehen daher weit 
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136 Vgl. Tax Justice Network, abrufbar unter: http://www.taxjustice.
net/cms/front_content.php?idcat=2&idart=2&client=1&change
lang=2
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darüber hinaus und schätzen die Einnahmeaus-
fälle auf Summen zwischen 859 Mrd. US-Dollar 
und 1,06 Bio. US-Dollar.137 Nicht zuletzt begüns-
tigen die Steueroasen illegale Machenschaften, 
Korruption und Terrorismus. 

 Da die reichen Eliten in den Ländern selbst 
kein großes Interesse daran haben, diese Situati-
on zu ändern, oft sogar korrupte Diktatoren die 
Vorteile des Systems nutzen und ihr Finanzver-
mögen in diese Finanzzentren verschieben, muss 
sich vor allem an der internationalen Infrastruk-
tur etwas ändern. Letztendlich profi tieren alle 
davon, wenn nationale Steuersysteme gestärkt 

werden. Hierfür bedürfte es mehr Transparenz 
und eines automatischen Austauschs zwischen 
Steuerbehörden und der Offenlegung fi nanzi-
eller Angelegenheiten seitens der Unternehmen 
und Informationen über Aktionen, die sie in den 
einzelnen Ländern tätigen und der entsprechen-
den Gewinne. Gewinne müssen da versteuert 
werden, wo sie anfallen, und dürfen nicht in 
Niedrigsteuerländer verschoben werden. Durch 
solche Maßnahmen könnte nicht zuletzt die Ab-
hängigkeit von ausländischer Entwicklungshilfe 
reduziert und durch eigene Steuereinnahmen 
ersetzt werden.
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137 Kar / Cartwright-Smith (2008).
138 Vgl. die Tageszeitung taz vom 03.08.2010 »Selbstmord wegen 

25 Rupien«.

5.3 Fazit

Die Krisen unserer Zeit sind nicht mehr nur 
lokal begrenzt. Die Welt ist vernetzt, die 

Grenzen sind offener denn je und die Aktionen 
in einem Teil der Welt haben ihre Wirkungen 
auf der anderen Seite des Globus. Die Heraus-
forderungen, denen sich die Weltgemeinschaft 
gegenüber sieht, sind enorm. Die Folgen der 
Finanzmarktkrise sind bei weitem noch nicht 
ausgestanden, da bildet sich bereits die nächste 
Investitionsblase auf dem Mikrokreditmarkt.138 
Die Preise für Getreide steigen wieder auf Re-
kordhöhen. Auch klimatisch bedingte Ernte-
ausfälle in Russland, Indien und Europa tragen 
dazu bei. Insgesamt kann der Sommer 2010 mit 
seinen Dürren in Russland und Indien und dra-
matischen Überschwemmungen in Pakistan ein 
Beispiel dafür werden, auf welche Art von Mel-
dungen und Herausforderungen wir uns auch in 
Zukunft einstellen müssen.

 Unser Entwicklungsmodell ist in die Krise ge-
raten. Die Herausforderungen werden zweifellos 
dann am größten sein, wenn es darum geht, 
unser gegenwärtiges Wachstumsparadigma zu 
hinterfragen. Vor allem die Klimakrise, aber 
auch die Entwicklungen auf den Finanzmärkten 
zeigen, dass ein bedingungsloses materielles 
Wachstum nicht unendlich fortgeschrieben wer-
den kann. Grassierender Hunger weltweit und 
die zunehmend auseinanderklaffende Schere 
zwischen Arm und Reich machen zudem deut-
lich, dass es ein Verteilungsproblem gibt. Es 
gibt nicht zu wenig Nahrungsmittel und Güter 
auf der Welt, sie sind nur falsch verteilt. Die De-
batte über unser Entwicklungsmodell und eine 

neue Form der Wachstumsdynamik hat gerade 
erst begonnen. Ein wirkliches Umdenken ist al-
lerdings noch nicht in Sicht. Eine Lösung dieser 
Frage dürfte die größte Herausforderung für die 
Zukunft sein.

 Verhältnismäßig klein erscheint dagegen die 
Herausforderung, wie die gegenwärtigen Aus-
wirkungen der globalen Krisen fi nanziert wer-
den können. Auch diese Aufgabe erscheint an-
gesichts der enorm hohen Summen zunächst 
unlösbar. Bei genauerem Hinsehen wird aber 
schnell deutlich, dass es eine Reihe von Vor-
schlägen gibt, die nicht nur hohe Kapitalsum-
men dort abziehen wollen, wo sie sich angehäuft 
haben, und so das Verteilungsproblem angehen. 
Die meisten dieser Vorschläge haben auch eine 
Lenkungswirkung, das heißt, sie versuchen über 
bestimmte Kosten die Verursacher der Krise zur 
Kasse zu bitten oder krisenauslösende Ursachen 
einzudämmen.

 Die Kombination der oben beschriebenen 
Maßnahmen kann die Bereitstellung der not-
wendigen Summen möglich machen. Einige 
dieser Maßnahmen sind auf nationaler oder re-
gionaler Ebene bereits eingeführt worden oder 
stehen in der Diskussion (wie beispielsweise das 
Europäische Emissionshandelssystem, die Flug-
ticketabgabe oder auch Börsenumsatzsteuern). 
Oft generieren sie aber nicht die höchstmögli-
chen Mittel, nicht selten weil bei einer einseiti-
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gen Einführung auf dem globalen Markt Wettbe-
werbsnachteile befürchtet werden. Zudem gibt 
es Begehrlichkeiten auch von anderen Seiten. 
So wird die Finanztransaktionssteuer, die lange 
Zeit von zivilgesellschaftlicher Seite vor allem zur 
Finanzierung von Entwicklungshilfezusagen ge-
fordert wurde, in der Politik überhaupt erst nach 
der Eurokrise ernsthaft diskutiert – seitdem aber 
mit dem Ziel, Haushaltslöcher stopfen zu kön-
nen.

 Die einseitige nationale oder regionale Ein-
führung verschiedener Maßnahmen ist ein ers-
ter Schritt hin zu einer weltweiten Umsetzung. 
Das Europäische Emissionshandelssystem hat 

gezeigt, dass die europäischen Industrien nicht 
unter der Belastung zusammengebrochen sind, 
die Flugticketabgabe in Großbritannien und 
Frankreich hat zu keiner Abwanderung von 
Flugreisenden geführt und London ist trotz 
Börsenumsatzsteuer der größte Handelsplatz 
für Finanztransaktionen in Europa. Was fehlt ist 
meist der politische Wille. Mehr Mut seitens der 
Politiker wäre daher wünschenswert, nicht nur 
auf eine weltweite Umsetzung zu drängen, die 
zweifellos am besten wäre, sondern nötigenfalls 
auch selbst voranzugehen. Dies könnte auch als 
Anstoß zur gesellschaftlichen Debatte über un-
ser Entwicklungsmodell dienen.

5. Wege für die Klima- und Entwicklungsfi nanzierung
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BIP
Bruttoinlandsprodukt

CAN
Climate Action Network – Klimaaktionsbündnis

CDM
Clean Development Mechanism – Mechanismus 
für umweltverträgliche Entwicklung

FAO
Food and Agriculture Orgnisation – Welternäh-
rungsorganisation

GEF
Global Environmental Facility – Globale Um-
weltfazilität (der Weltbank)

HIPC
Heavily Indebted Poor Countries – Hoch ver-
schuldete arme Länder

IPCC
Intergovernmental Panel on Climate Change – 
Weltklimarat

IWF
Internationaler Währungsfonds – International 
Monetary Fund

LDCF
Least Developed Countries Fund – Klimafond 
für die am wenigsten entwickelten Länder

MDG
Millennium Development Goals – Millennium 
Entwicklungsziele

NAFTA
North American Free Trade Agreement – Nord-
amerikanisches Freihandelsabkommen

NAPA
National Action Plan for Adaptation – Nationa-
ler Aktionsplan zur Anpassung

OECD
Organisation for Economic Co-operation and 
Development – Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung

SCCF
Special Climate Change Fund – Spezialfond zum 
Klimawandel

UN
United Nations – Vereinte Nationen

UNCTAD
United Nations Conference on Trade and Deve-
lopment – Konferenz der Vereinten Nationen 
für Handel und Entwicklung

UNDP
United Nations Development Programme – Ent-
wicklungsprogramm der Vereinten Nationen

UNFCCC
United Nation Framework Convention on Cli-
mate Change – Klimarahmenkonvention der 
Vereinten Nationen

WFP World Food Programme – Welternäh-
rungsprogramm der Vereinten Nationen
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